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Kurzfassung der Ergebnisse

1. Der Literaturbericht zeigt, dass in der ausgewerteten wissen-
schaftlichen Literatur wirklich „neuartige“ Ansätze für die 
weitere Gestaltung des Aufbau Ost nicht vorgelegt werden. 
Vielmehr geht es nach überwiegender Auffassung im Wesent-
lichen darum, das bisherige Instrumentarium zu verfeinern 
und an veränderte Rahmenbedingungen anzupassen.

2. Stärker als in der Vergangenheit, als infrastruktur- und sach-
kapitalorientierte Ansätze im Vordergrund standen, wird 
heute auf die Bedeutung der Innovationsförderung hingewie-
sen. Neben der unmittelbaren Förderung industrieller For-
schung und Entwicklung werden unterstützend auch eine 
Stärkung der Forschungsinfrastruktur, die Schaffung von 
vernetzten Strukturen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft 
sowie allgemein die Verbesserung des Bildungssystems als 
wesentliche Ansatzpunkte für eine Politik zur langfristigen 
Erhöhung der (technologischen) Wettbewerbsfähigkeit der 
ostdeutschen Wirtschaft hervorgehoben. 

3. Immerhin: Dass die Politik von Bund und (ostdeutschen) Län-
dern sich aus dem Aufbau Ost bereits in naher Zukunft zu-
rückziehen könnte, wird nur von wenigen Autoren als eine 
realistische Möglichkeit angesehen.

4. Wenn auch unterschiedlich in der Intensität, wird in den 
meisten ausgewerteten Studien empfohlen, unterstützende 
Maßnahmen der Wirtschaftspolitik stärker zu konzentrieren. 
Neben einer von einigen Autoren präferierten Orientierung 
an „Zukunftsbranchen“ oder „Zukunftstechnologien“ finden 
sich aber auch Stimmen, die nur auf eine allgemeine „Stär-
kung von Stärken“ oder eine Konzentration auf wirtschaft-
liche Aktivitäten mit hohem regionalwirtschaftlichen Effekt 
abzielen, eine nähere Konkretisierung jedoch vermeiden. 
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5. Auch im Falle der Umsetzung dieser Vorschläge ist nach dem 
Tenor der meisten Studien jedoch davon auszugehen, dass 
eine „Angleichung der Lebensverhältnisse“ an das westdeut-
sche Durchschnittsniveau auf absehbare Zeit nicht erreicht 
werden kann. Für einzelne Regionen wird sogar ein zumin-
dest relatives Zurückfallen für möglich gehalten. 

6. Als gravierendste Herausforderung künftiger Konvergenz 
wird in der Literatur der demografische Wandel mit seinen 
negativen Folgen für Arbeitskräfteangebot und Attraktivität 
der ostdeutschen Länder als Wohn- und Produktionsstandort 
gesehen. Als realistisch wird angesichts unterschiedlicher 
Standortbedingungen und -perspektiven deshalb lediglich 
eine Annäherung an ähnlich strukturierte westdeutsche Regi-
onen erwartet. 

7. Die Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost- und West-
deutschland wird im Spiegel der Expertenumfrage auch 2025 
nach überwiegender Ansicht der von uns befragten Praxis-
experten (85 %) zwar weiter fortgeschritten, aber noch nicht 
vollendet sein. Erst 2040 rechnet eine Mehrheit (54 %) mit 
dem Abschluss des Angleichungsprozesses (vgl. Abb. 1).

8. Vor diesem Zeithorizont erscheint für die große Mehrheit 
(83 %) anstelle einer flächendeckenden Angleichung die Aus-
bildung regionaler Wachstumsschwerpunkte als eine realis-
tischere Perspektive (vgl. Abb.2).

9. Als Hemmnisse der deutsch-deutschen wirtschaftlichen An-
gleichung werden genannt: der demografische Wandel, spe-
ziell ein abnehmendes Erwerbspersonenpotenzial, Fachkräf-
temangel und der Wegzug Jüngerer; ferner die Schieflage  
der Länder- und Gemeindehaushalte, sowie schließlich die 
bekannten Strukturschwächen ostdeutscher Unternehmen, 
nämlich ein niedrigerer Industrialisierungsgrad, ein ver-
gleichbar dünnerer Besatz mit Clustern, geringere Betriebs-
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größen und die Absenz von Unternehmenszentralen, des Wei-
teren eine betrieblich unterausgestattete Forschung und Ent-
wicklung (FuE), eine schwächere Exportausrichtung, ein ge-
ringerer Kapitalstock sowie ein zahlenmäßig zu schmaler 
Mittelstand (vgl. Abb. 3a/b).

10. Der ostdeutschen Wirtschaft werden seitens der Befragten 
sowohl Standortnachteile im Wettbewerb als auch Standort-
vorteile zuerkannt. Als nachteilig genannt werden die gerin-
gere Produktivität, das West-Ost-Lohngefälle und, damit ver-
bunden, Nachteile bei der Rekrutierung qualifizierter Arbeits-
kräfte, ferner größere Schwierigkeiten beim Marktzugang 
sowie fehlende Möglichkeiten, von „westdeutschen Standards“ 
abzuweichen (vgl. Abb. 4a).

11. Als Standortvorzüge gelten für manche Experten gerade nied-
rige Lohnkosten, ferner kleine und mittelgroße Betriebsstruk-
turen. Quer durch alle Expertengruppen positiv hervorge-
hoben werden vor allem die allgemeine Lebenseinstellung, 
Arbeitsmoral und Unternehmenskultur: Ostdeutsche Beleg-
schaften werden als motiviert, flexibel, innovationsfreudig 
und belastbar beschrieben. Aber auch die moderne Infra-
struktur, das Flächenmanagement bei Betriebsansiedlungen 
und die geografische Nähe zu osteuropäischen Märkten fal-
len vorteilhaft in die Waagschale (vgl. Abb. 4b).

12. Die große Mehrheit der befragten Experten (87 %) sieht auch 
künftig einen Bedarf an einer Sonderförderung Ost durch den 
Bund (vgl. Abb. 5a). Die am häufigsten genannten Ansatz-
punkte hierfür sind der fortgesetzte Ausbau der Infrastruktur, 
betriebliche Forschung und Entwicklung (FuE) sowie eine ge-
hobene Attraktivität der Städte und Gemeinden durch gestärk-
te Steuerkraft und weitere Städtebauförderung (vgl. Abb. 5b).

13. Weniger eindeutig fällt das Meinungsbild bezüglich einer Ver-
längerung des 2019 auslaufenden Solidarpakts aus: 57 Pro-
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zent befürworten einen Solidarpakt III, 43 Prozent sprechen 
sich nicht dafür aus (vgl. Abb. 6).

14. Auch in Bezug auf zweckgebundene Förderprogramme ist 
das Expertenurteil differenziert. Die Gemeinschaftsaufgabe 
zur Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW) hat 
sich nach Auffassung nahezu aller Befragten bewährt (vgl. 
Abb. 7a). An der Sinnhaftigkeit einer Anpassung der Förde-
rhöchstsätze scheiden sich wiederum die Geister: Vor allem 
Kammern und Wirtschaftsförderer halten eine Verbesserung 
für sinnvoll. Aus Politik und Banken kommen eher ableh-
nende Voten. Ein zielgenaueres Abheben auf regionale Effekte 
befürworten 69 Prozent der Befragten (vgl. Abb. 7b). Konkret 
werden hier insbesondere die Förderung territorialer bzw. 
sektoraler Schwerpunkte (Cluster) sowie von Bildung und 
Wissenschaft als Standortfaktor benannt (vgl. Abb. 7c).

15. Die erzielten Effekte der vom BMBF finanzierten Programm-
familie „Unternehmen Region“ werden mehrheitlich als be-
deutsam eingeschätzt (vgl. Abb. 8).

16. Ebenso werden alle sechs Förderprogramme mit kommuna-
lem Bezug, die im Rahmen der Städtebauförderung aufgelegt 
worden sind, seitens der Befragten mehrheitlich, zum Teil mit 
großer Majorität, in der bestehenden Form als fortsetzungs-
würdig eingestuft. Die gegebenen Anreizwirkungen werden 
für öffentliche wie für private Nachfrage als wichtig und loh-
nend eingeschätzt. Soweit Änderungsvorschläge gemacht 
werden, zielen diese wiederholt auf eine nachhaltige und die 
Stadt in ihrer sozialräumlichen Gesamtheit einbeziehende 
Entwicklungsperspektive ab (vgl. Abb. 9 a/b).

17. Maßnahmen, die dahin zielen, strukturelle Einnahmeschwä-
chen der ostdeutschen Kommunen auszugleichen, besitzen für 
eine klare, teilweise überwältigende Mehrheit der befragten 
Experten hohe Bedeutung. Das gilt für vermehrte Zuweisungen 
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von Land und Bund, den Ausbau der interkommunalen Zusam-
menarbeit und eine Entlastung der Kommunen von bundes-
induzierten Pflichtaufgaben ebenso wie für die Verschlankung 
der kommunalen Verwaltung und für die Aktivierung freiwilli-
gen bürgerschaftlichen Engagements (vgl. Abb. 10). 

18. Wenig Zuspruch finden einzig kommunale Zuschlagsrechte 
zur Einkommensteuer. Diese hält nur ein gutes Drittel der Be-
fragten für wichtig. Bemerkenswert ist, dass diese von libera-
len Wettbewerbstheoretikern gelegentlich ins Spiel gebrachte 
Option von den Befragten aus Politik (Land / Bund) und im 
kommunalen Lager sowie bei Wirtschaft, Wirtschaftsförde-
rung, Kammern und Unternehmen mehrheitlich verworfen 
wird. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass die von uns Be-
fragten offenbar mehrheitlich der bestehenden, wesentlich 
durch die Gewerbesteuer gestützten kommunalen Finanzord-
nung den Vorzug geben (vgl. Abb. 10).

19. Zusätzliche Privatisierungsmaßnahmen bzw. das Vorantreiben 
von Public-Private-Partnership (PPP) in Kommunen halten 
Kammern, Wirtschaftsförderer und Bankenvertreter überwie-
gend für bedeutsam. Die Politik und die berufenen Träger von 
PPP, also kommunale Institutionen, schätzen hingegen diese 
Initiativen zumeist als nachrangig ein (vgl. Abb. 10).

20. Kommunale Gebietsreformen, die bei betroffenen Gemeinden 
und ihren Bürgern regelmäßig auf breiten Widerstand sto-
ßen, werden von über 70 Prozent der Befragten befürwortet. 
Einzig die kommunalen Vertreter selbst, unter denen auch 
die Sprecher der kleineren, überwiegend reformkritischen 
Gemeinden vertreten sind, äußern sich dazu distanzierter 
(vgl. Abb. 10).

21. Deutlicher polarisiert ist das Meinungsbild hinsichtlich einer 
Einschränkung kommunaler Leistungsangebote: Dies halten 
42 Prozent für nachrangig, aber andererseits 58 Prozent für 
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wichtig. Es überrascht nicht, dass die Sprecher der Kommu-
nen mehrheitlich (58 %) ein Zurückfahren der Leistungen als 
nicht vorrangig ansehen (vgl. Abb. 10). 

22. Die bisher in Kraft getretenen Föderalismusreformen I und II 
haben, darin stimmen die befragten ostdeutschen Experten 
überwiegend überein, nicht den Durchbruch zu einer Neuord-
nung der Bund-Länder-Beziehungen, sondern nur inkrementa-
listische kleine Schritte gebracht. Für eine eventuelle Reform-
stufe III werden besonders häufig eine Revision des Rückzugs 
des Bundes aus der Hochschulförderung, mehr Bundeszustän-
digkeit im Bereich (schulischer) Bildung sowie eine Neure-
gelung der Finanzbeziehungen zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen angemahnt (vgl. Abb. Antworten auf Frage 14). 

23. Eine Neuregelung des horizontalen Länderfinanzausgleichs 
halten knapp zwei Drittel der Befragten für erforderlich. Ab-
lehnend äußert sich bei dieser Frage jede zweite befragte 
Kammer bzw. Wirtschaftsförderungsagentur. Dahinter mag 
die Sorge stehen, dass im Ergebnis einer Reform der Finanz-
strom in die ostdeutschen „Nehmerländer“ dünner fließt und 
dann auch die Fördertöpfe des Landes weniger gefüllt sind. 
Die Vertreter des Bankensektors hingegen treten geschlossen 
für eine Neuregelung ein (vgl. Abb. 12).

24. Die Frage, ob zusätzliche Einnahmequellen der Länder not-
wendig sind, wird von den Befragten insgesamt mehrheitlich 
(59 %) verneint. Die Wirtschaftsvertreter positionieren sich 
hier uneinheitlich: Während die Kammern und Wirtschafts-
förderer die Notwendigkeit zusätzlicher Einkünfte klar ver-
neinen (71 %), halten Wirtschaftsverbände und Unternehmen 
mehrheitlich einen Aufwuchs der Ländereinnahmen für 
erfor derlich (vgl. Abb. 14).

25. Bei der Einschätzung, ob sich die grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit der Bundesländer bewährt hat, sind die be-
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fragten Experten in zwei gleich große Gruppen gespalten. 
Politik und auch Kammern/ Wirtschaftsförderer bilanzieren 
überwiegend positiv. Wirtschaftsverbände und Unternehmen 
sehen in dieser kleinen föderalistischen Lösung mehrheitlich 
keine substanziellen Vorteile (vgl. Abb. 15a).

26. Eine Neugliederung der Bundesländer, also eine große Lösung, 
halten zwei Drittel der Befragten für angebracht (vgl. Abb. 16a). 
Meistgewünschte Varianten sind „Mitteldeutschland“ (Sachsen/ 
Sachsen-Anhalt/ Thüringen) und Berlin/ Brandenburg. Beson-
ders ausgeprägt ist die Zustimmung für Länderfusionen bei 
Wirtschaftsverbänden, Unternehmen und Banken. Bei Politi-
kern fällt die Unterstützung verhaltener aus. Von diesen wer-
den die bestehenden verfassungsrechtlichen Hürden offen bar 
stärker in Rechnung gestellt (vgl. Abb. 16b).

27. Der derzeitige Stand der kommunalen Funktionalreform in 
den ostdeutschen Ländern wird überwiegend kritisch ein-
geschätzt. 54,5 % der befragten Experten halten das Reform-
werk im jeweils eigenen Land für „nicht gelungen“, 45,5 % für 
„gelungen“. Noch geringer wird der Reformertrag in der Sum-
me aller ostdeutschen Länder beurteilt: Reichlich drei von 
vier Befragten (77 %) fast aller Expertengruppen sehen die 
Reform als misslungen an (vgl. Abb. 17). 

28. Angesichts der anhaltenden Abwanderung und der Alterung 
der Bevölkerung wird es für die Wettbewerbsfähigkeit ost-
deutscher Unternehmen künftig entscheidend sein, qualifi-
zierte Arbeitskräfte zu halten oder neu anzuwerben. Als Stra-
tegien hierfür empfehlen die von uns Befragten bevorzugt 
eine „lebensphasengerechte“ Personalplanung, die Erschlie-
ßung „stiller“ Reserven durch Mehr- oder Weiterbeschäfti-
gung von Älteren und Frauen, die Regelung der Leitungs-
nachfolge im Betrieb sowie auch ein aktives Anwerben in an-
deren Regionen (vgl. Abb. 18).
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29. Auch die öffentliche Hand kann bzw. sollte nach fast einhel-
ligem Expertenurteil dem drohenden Arbeitskräftemangel 
durch eigene Maßnahmen entgegenwirken, und zwar vor 
 allem durch den Ausbau schulischer und vorschulischer Bil-
dungsangebote sowie ein Absenken der in Ostdeutschland 
überdurchschnittlich hohen Schulabbrecherquote. Als weni-
ger prioritär wird ein verstärktes Anwerben ausländischer 
Fachkräfte betrachtet (vgl. Abb. 19). 

30. Dass sich die Standortqualität Ostdeutschlands nicht nur an 
produktionsfördernden Faktoren im engeren Sinne, sondern 
auch am Grad einer lebendigen lokalen Demokratie bemessen 
lässt, meint auch die große Mehrheit der von uns Befragten. 
Jeweils über 90 Prozent halten es für wichtig, dass die örtli-
che Arbeit von Vereinen und Verbänden unterstützt, freiwil-
liges bürgerschaftliches Engagement gefördert und in den 
Schulen ein Klima multikultureller Verständigung gepflegt 
wird (vgl. Abb. 20). 

31. Die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und Hochschu-
len in Ostdeutschland ist nach Einschätzung vieler befragter 
Experten ausbaufähig. Als Formen von Kooperation werden 
besonders häufig genannt: Vernetzung, materielle bzw. ide-
elle Anreize, Technologietransfer und Verbundforschung (vgl. 
Abb. 21a). Inhalt lich sollte Kooperation vor allem anwen-
dungsbezogene Forschung, Wissenstransfer, Qualifizierung 
und Innovationen in den Blick nehmen (vgl. Abb. 21b).

32. Abzubauen gilt es aber auch, so die Befragten, bestehende 
Hürden für Kooperation. Kritisiert werden vor allem nicht 
passfähige Forschungsprofile der Hochschulen, Berührungs-
ängste zwischen Wirtschaft und Wissenschaft, Informations-
defizite und auch die Kleinteiligkeit der Firmen (vgl. Abb. 
21c). 
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33. Eine Lockerung des Kooperationsverbots von Bund und Län-
dern im Bereich der Hochschulfinanzierung fände ganz über-
wiegend Zustimmung (vgl. Abb. 22a). Dies könnte, so die Ex-
pertenmeinung, die ostdeutschen Hochschulen in ihren vor-
handenen Fähigkeiten und Möglichkeiten, den Bildungs- und 
Wirtschaftsstandort Ostdeutschland voranzubringen, beför-
dern. Ihre Stärken ausspielen sollten die Hochschulen nach 
Expertenmeinung insbesondere durch anwendungsorientier-
te Forschung, regionale Unternehmenskooperation und eine 
qualitativ hochwertige allgemeine wie betriebsbezogene Aus-
bildung (vgl. Abb. 22b). 

34. Nach dem Urteil der Experten könnten die Erträge der uni-
versitären und außeruniversitären Forschung für die Regio-
nalentwicklung Ostdeutschlands noch besser nutzbar ge-
macht werden. Angeregt werden insbesondere ein intensi-
verer nahräumlicher Wissensaustausch, engere Praxiskon-
takte, dichtere Vernetzung sowie eine bedarfsgerechte 
Forschung und Entwicklung (vgl. Abb. 23).

35. Die Befragten – und hier besonders nachdrücklich Kammern 
und Wirtschaftsförderer – sind mehrheitlich der Meinung, 
dass Maßnahmen regionaler Deregulierung positive Anreiz-
effekte für die wirtschaftliche Entwicklung Ostdeutschlands 
haben können (vgl. Abb. 24a). Gedacht wird insbesondere an 
Bürokratieabbau, Verfahrensbeschleunigung, Flexibilisie-
rung der Förderrahmen, rechtliche Lockerungen und Absen-
kung von Standards (vgl. Abb. 24b).

36. Um der wirtschaftlichen Entwicklung in Ostdeutschland zu-
sätzlichen Schwung zu geben, halten die Befragten ein Zu-
sammenwirken „von Markt und Staat“ für empfehlenswert, 
und zwar durch Schärfung des Standortprofils, grenzüber-
schreitende Kooperation, Arbeitsmarktanreize und Berechen-
barkeit der Politik (vgl. Abb. 25).
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A. Vorwort

Die „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ hat in Deutschland 
den Rang eines Verfassungsgebots. Dieses Gebot verpflichtet die 
Politik, den Prozess der Angleichung von Ost- und Westdeutsch-
land zu fördern. Der Solidarpakt II ist der sichtbare Ausdruck 
dessen.

Eine Verlängerung des Solidarpakts II über das Jahr 2019 hinaus 
erscheint nach Lage der Dinge wenig wahrscheinlich. Auf mitt-
lere Sicht ist davon auszugehen, dass die finanzielle Sonderför-
derung Ost beendet werden wird. „Wenn der Solidarpakt 2019 
ausläuft“, urteilte etwa der scheidende Ministerpräsident Sach-
sen-Anhalts, Wolfgang Böhmer, Anfang März 2011, „wird es kei-
ne Extraförderung für den Osten mehr geben.“ Eine Fortführung 
der Sonderzahlungen sei 30 Jahre nach dem Ende der DDR nicht 
mehr vermittelbar. „Spätestens dann müssen wir hier im Osten 
auf eigenen Füßen stehen.“

Absehbar ist jedoch auch: Die Angleichung der Lebensverhält-
nisse in den beiden ehedem getrennten Teilen Deutschlands wird 
im Jahr 2019 noch nicht vollendet sein. Im Gegenteil: Wie etliche 
ökonomische Indikatoren, so zum Beispiel das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) pro Einwohner und die Einkommen privater Haus halte 
ausweisen, ist der Aufholprozess des Ostens ins Stocken geraten. 
Von einer Transferabhängigkeit Ostdeutschlands wird auf abseh-
bare Zeit weiterhin auszugehen sein.

Vor diesem Hintergrund ist es aufschlussreich zu wissen, wie der 
Entwicklungsstand und die Entwicklungschancen der ostdeut-
schen Länder von den Inhabern führender Positionen in Wirt-
schaft, Politik und Verwaltung Ostdeutschlands perspektivisch 
eingeschätzt werden:
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– Welche Entwicklungsaussichten zeichnen sich für die ostdeut-
schen Bundesländer nach 2020 ab?

– Welche Hindernisse wirken einer fortschreitenden bzw. auf-
holenden Angleichung entgegen?

– Welche der diversen Förderprogramme des Bundes haben 
sich bewährt, welche gingen fehl und welche sollten in modi-
fizierter Form fortgesetzt werden?

– Ist die Institutionenordnung Ostdeutschlands, also der Bestand 
an Rechtsnormen, der territoriale Zuschnitt der Gebietskör-
perschaften, aber auch das Hochschulwesen zukunftstaug-
lich? Oder bedarf es bestimmter Veränderungen?

– Wie ist es um die Standortgüte der ostdeutschen Wirtschafts-
landschaft bestellt?

– Wie können endogene Stärken ausgebaut und Entwicklungs-
rückstände aufgeholt werden?

Diese Frage dürften von Akteuren, die in Ostdeutschland in 
Unternehmen, in wirtschaftsnahen Verbänden und Institutionen, 
in Banken sowie in Ämtern und Mandaten des politisch-adminis-
trativen Sektors Schlüsselpositionen bekleiden, besonders sach-
kundig beantwortet werden können. 

In der hier vorgelegten Studie wird der aktuelle Stand dieses Ex-
pertenwissens von zwei Zugängen her wissenschaftlich erschlos-
sen: Zunächst wird in der Form eines komprimierten Literatur-
berichts ein Überblick über Bestands- und Ursachenanalysen, 
Konvergenzannahmen und Empfehlungen, wie sie zum Thema 
Aufbau Ost von fachwissenschaftlichen Autoren rezent veröffent-
licht worden sind, gegeben. Anschließend werden die Ergebnisse 
der Auswertung einer Umfrage vorgestellt, die im September und 
Oktober 2011 unter mehr als einhundert befragten Experten in 
Ostdeutschland durchgeführt worden ist. Einbezogen in die Um-
frage wurden regionale Wirtschaftsverbände der Arbeitgeber 
und Gewerkschaften, IHK und Handwerkskammern, die Leitun-
gen großer Unternehmen, Banken- und Sparkassenverbände, 
Landesministerien, ferner Bundespolitiker mit einem speziellen 
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ostdeutschen Vertretungsauftrag, die Oberbürgermeister der 
Großstädte, kommunale Spitzenverbände, die Volkssolidarität 
als der spezifisch ostdeutsche Sozialverband sowie ausgewählte 
Einzelpersonen, denen ein besonderer professioneller Blick auf 
Ostdeutschland zugemessen werden kann. Im abschließenden 
dritten Teil der vorliegenden Studie werden die empirischen 
 Befunde in Handlungsempfehlungen an die Politik in Bund und 
Ländern zusammengeführt.

Die Studie ist im Auftrag der Abteilung Politischer Dialog der 
Friedrich-Ebert-Stiftung von Prof. Dr. Everhard Holtmann und 
Dr. Kerstin Völkl (beide Martin-Luther-Universität Halle-Witten-
berg) sowie Dr. Joachim Ragnitz (ifo Dresden) erarbeitet und im 
Januar 2012 abgeschlossen worden. 
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B. Literaturbericht: 
 Analysen und Empfehlungen für 
 die Gestaltung des Aufbau Ost

1. Bestandsaufnahme und Ursachenanalysen

Gut zwei Jahrzehnte nach der deutschen Vereinigung und dem 
Beginn der marktwirtschaftlichen Umgestaltung in den ostdeut-
schen Ländern ist nicht nur das öffentliche, sondern auch das 
wissenschaftliche Interesse am Stand des Aufbau Ost weitgehend 
erlahmt. Zwar sind anlässlich des 20. Jahrestags der Deutschen 
Vereinigung eine Reihe von Arbeiten erschienen, die sich im 
Rückblick mit der Entwicklung in Ostdeutschland seit 1990 
 beschäftigen [vgl. z.B. Ragnitz (2009b); Brenke/ Zimmermann 
(2009); Paqué (2009d); Blum et al. (2010); IWH/ IAB/ DIW/ RWI/ 
ifo/ HoF (2011) oder auch Bundesregierung (2009)]. Zukunftswei-
sende Analysen, die über die reine Bestandsaufnahme hinaus 
Empfehlungen für die Wirtschaftspolitik ableiten, gibt es aber 
verhältnismäßig wenige. Dies steht im Gegensatz zu den teil weise 
lebhaften Diskussionen, die noch in der ersten Hälfte des letzten 
Jahrzehnts geführt worden waren [vgl. z. B. Sinn (2000), Sinn/ 
Westermann (2001), DIW/ IAB/ IfW/ IWH/ ZEW (2002, 2003), 
Gesprächs kreis Ost (2004), Müller (2005) u. a.].

Auf eine nähere Analyse der aktuellen gesamtwirtschaftlichen 
Situation in Ostdeutschland kann hier verzichtet werden: Be-
kannt ist, dass bei wichtigen Indikatoren wie Bruttoinlandspro-
dukt je Einwohner bzw. je Erwerbstätigen, bei den Haushalts-
einkommen, der Vermögensausstattung und bei den Beschäf-
tigungschancen weiterhin ein teilweise beträchtlicher Abstand 
zu Westdeutschland besteht. Auch zeigen zahlreiche Analysen, 
dass der Konvergenzprozess zumindest auf gesamtwirtschaft-
licher Ebene seit Mitte der 1990er Jahre nur noch langsam vor-
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ankommt. Wie dies zu bewerten ist und welche Ursachen hierfür 
im Einzelnen verantwortlich sind, wird allerdings in der Litera-
tur kontrovers diskutiert.

Ragnitz (2009b) weist zur Erklärung des bestehenden Rück-
stands der neuen Länder unter anderem auf die Spätfolgen wirt-
schaftspolitischer Grundentscheidungen in den 1990er Jahren 
hin, hält diese allerdings heute für nicht mehr korrigierbar. In 
der Folge hätten sich strukturelle Besonderheiten in den neuen 
Ländern herausgebildet, wie zum Beispiel das Übergewicht klei-
ner und mittlerer Unternehmen oder die Dominanz „verlängerter 
Werkbänke“ in der Industrie, die bis heute ein höheres Wachs-
tumstempo verhindern. Blum (2007) verweist ergänzend darauf, 
dass dieses Spezialisierungsmuster auch die Expansionschancen 
nachgelagerter Wirtschaftszweige (so zum Beispiel im unterneh-
mensnahen Dienstleistungssektor) beeinträchtigt und deswegen 
nur ein geringes Einkommensniveau pro Kopf ermöglicht. Auch 
DB Research (2009) hält das Fehlen von Hauptsitzen von Indus-
trieunternehmen für ein ostspezifisches Problem, das insbe-
sondere auch die Marktchancen unternehmensnaher Dienstleis-
tungsunternehmen begrenzt. Ähnlich argumentieren auch Bren-
ke et al. (2010), die insbesondere das Fehlen hinreichend großer 
Agglomerationszentren (die nach westdeutscher Erfahrung typi-
scherweise gute Entwicklungschancen für Dienstleistungsunter-
nehmen bieten) als Ursache für die geringe Präsenz höherwer-
tiger Dienstleistungen in Ostdeutschland ausmachen. 

Auch IWH/ IAB/ DIW/ RWI/ ifo/ HoF (2011, S. 60ff.) vertreten die 
Auffassung, dass „strukturelle Defizite“ die wesentliche Ursache 
für unzureichende Fortschritte im Konvergenzprozess sind. Ne-
ben der Kleinteiligkeit der Industrie und dem Mangel an „Füh-
rungsfunktionen“ wird dabei (S. 68ff.) insbesondere darauf 
 verwiesen, dass sich in der Industrie eine Spezialisierung auf 
 Vorleistungsproduzenten herausgebildet habe, die am Ende der 
Wertschöpfungskette stehen und daher konjunkturell und struk-
turell anfälliger seien als „Finalproduzenten“. Da eine struktur-
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gestaltende Wirkung der Wirtschaftspolitik aufgrund bisheriger 
regionalökonomischer Erfahrungen verneint wird, werden auch 
die Einflussmöglichkeiten staatlicher Interventionen mit Blick 
auf eine Beschleunigung des Aufbau Ost als eher gering einge-
schätzt. Alecke et al. (2010) hingegen sehen die schwache Wachs-
tumsdynamik am aktuellen Rand lediglich als Reflex einer Be-
reinigung struktureller Verzerrungen aus den frühen 1990er 
Jahren. Insbesondere im industriellen Sektor seien in Ostdeutsch-
land inzwischen wettbewerbsfähige Unternehmen entstanden, 
die auf mittlere Sicht auch der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung Schwung geben dürften.

Heilemann (2010) verweist in diesem Zusammenhang auf empi-
rische Analysen, nach denen sich die Branchenstruktur in Ost-
deutschland negativ auf die dortige Wachstumsdynamik aus-
wirkt. Der Einfluss sei aber eher gering; vielmehr sei seit Ende 
der 1990er Jahre eher die gesamtdeutsche (Konjunktur-)Entwick-
lung ausschlaggebend für die wirtschaftliche Entwicklung in 
Ostdeutschland gewesen. Eine eigenständige ostdeutsche „Stand-
ortkomponente“ lässt sich in seinen empirischen Untersuchun-
gen hingegen nicht nachweisen.

Paqué (2009b) befasst sich genauer mit dem anhaltenden Pro-
duktivitätsrückstand der ostdeutschen Wirtschaft. Da es nach 
seiner Ansicht keine Indizien für ein technologisch bedingt nied-
rigeres Produktivitätsniveau bei ostdeutschen Unternehmen gibt 
[anders hingegen Burda (2010) und Berthold/ Kullas (2009)], 
identifiziert er als entscheidenden Grund hierfür die mangelnde 
Fähigkeit der Industrieunternehmen in den neuen Ländern, 
 höhere Preise für ihre Produkte durchzusetzen. Dies wiederum 
wird von ihm auf die bestehenden Spezialisierungsmuster der 
Industrie (Konzentration auf die heimische Nachfrage und auf 
eher „einfache“ Produkte) und einen Mangel an Produktinno-
vationen zurückgeführt. Folgerichtig sieht er den wesentlichen 
Ansatzpunkt für eine Überwindung des Produktivitätsrück-
stands in einer verstärkten Forschungsorientierung der ostdeut-



25

schen Unternehmen. Bechmann et al. (2010) stellen in ihrer ver-
gleichenden Untersuchung fest, dass die im Aggregat festzustel-
lende Produktivitätslücke der neuen Länder sowohl durch die 
spezifische Betriebsgrößenstruktur in den neuen Ländern (ho-
her Anteil kleiner und damit typischerweise weniger leistungs-
fähigerer Betriebe) als auch durch einen fortbestehenden Pro-
duktivitätsrückstand in allen untersuchten Größenklassen ver-
ursacht ist. 

Smolny (2011) hält den seit Mitte der 1990er Jahre nachlassenden 
Lohndruck für den wesentlichen Grund für ausbleibende Kon-
vergenzfortschritte. Dies habe zwar einen stärkeren Anstieg der 
Arbeitslosigkeit vermieden, gleichzeitig aber auch den Zwang zu 
produktivitätssteigernden Maßnahmen gemindert. Hüther (2009) 
hingegen argumentiert, dass trotz fehlender gesamtwirtschaft-
licher Konvergenz seit der zweiten Hälfte der 1990er Jahre eine 
grundlegende Modernisierung der Wirtschaftsstrukturen statt-
gefunden habe. Gerade die Industrie habe sich – insbesondere in 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen – von der anfänglichen 
Deindustrialisierung erholt und ihren Anteil an der gesamtwirt-
schaftlichen Wertschöpfung deutlich steigern können. Den noch 
verbleibenden Produktivitätsrückstand erklärt aber auch Hüther 
mit der geringeren Betriebsgröße in den neuen Ländern, dem 
Fehlen von Unternehmenszentralen mit wertschöpfungsintensi-
ven Funktionen (wie Forschung und Entwicklung), der geringen 
Präsenz technologieintensiver Branchen in den neuen Ländern 
und der unzureichenden Ausbildung von Clustern als „räumli-
chen Wissens-, Vorleistungs- und Produktionsverbünden“ (S. 28). 

Der Rückstand gegenüber Westdeutschland ist nach Ansicht von 
Paqué (2009b) überdies das Ergebnis ungleicher Ausgangsbedin-
gungen zum Zeitpunkt der Vereinigung: Insbesondere in inno-
vationsorientierten Sektoren seien Agglomerationen von arbeits-
teilig miteinander verflochtenen Unternehmen und Forschungs-
einrichtungen im Vorteil, was die etablierten Zentren des Wes-
tens begünstigte. Derartige „Pfadabhängigkeiten“ hätten dazu 
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geführt, dass es kaum zu Neuansiedlungen von wertschöpfungs-
intensiven Unternehmensbereichen in den neuen Ländern ge-
kommen sei, sondern eher zur Errichtung von „verlängerten 
Werkbänken“. Bickenbach/ Bode (2011) argumentieren in ähn-
licher Weise wie Paqué (2009b), dass bestehende Agglomera-
tionsvorteile westdeutscher Standorte dazu geführt hätten, dass 
die Ansiedlung von Unternehmen in Ostdeutschland hinter dem 
politisch erwünschten Ausmaß zurückgeblieben ist. Über da-
durch induzierte Abwanderungen sei es zu einer Verhärtung  
des Konvergenzrückstands der neuen Länder gekommen. Uhlig 
(2007, 2008) erklärt den gleichen Befund mit der stärkeren Ein-
bindung westdeutscher Unternehmen in Produktionsnetzwerke. 
Da diese durch Spezialisierung und (positive) spill-over-Effekte 
zu Produktivitätssteigerungen führen, kommt es in seinem theo-
retischen Modell zu Divergenz von Pro-Kopf-Einkommen und 
Löhnen und damit zu anhaltender Abwanderung aus den neuen 
Ländern. 

Ragnitz (2007) warnt aus eben diesem Grund vor einer Speziali-
sierung Ostdeutschlands auf eher humankapitalarme Produktio-
nen. Seiner Beobachtung nach würden bei der bestehenden Wirt-
schaftsstruktur besser qualifizierte Erwerbspersonen nicht in 
ausreichendem Maße nachgefragt, so dass diese kaum eine Alter-
native zur Beschäftigungsaufnahme in westdeutschen Regionen 
hätten. Da dies wiederum auch die Ansiedlungsentscheidungen 
von Unternehmen beeinflussen würde, käme es zur Herausbil-
dung einer Produktionsstruktur in Ostdeutschland, die auch 
langfristig nur eine geringe Produktivität und damit niedrige 
Einkommen erlauben würde. 

Hingegen sieht die Expertenkommission Forschung und Innova-
tion (EFI) (2010, S. 67) gerade bei forschungsintensiven Branchen 
im ostdeutschen verarbeitenden Gewerbe ein überproportiona-
les Wachstum; Unternehmen der Spitzentechnologie seien dort 
sogar stärker vertreten als in den alten Ländern [Eickelpasch 
(2009)]. Deswegen wird von der EFI (2010, S. 68) auch die These 
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verworfen, in den neuen Ländern hätten sich überwiegend ver-
längerte Werkbänke westdeutscher Großunternehmen angesie-
delt. Allerdings lasse die Qualität von Forschung und Entwick-
lung (FuE) in diesen Tochtergesellschaften auswärtiger Konzerne 
häufig zu wünschen übrig. Generell seien FuE-Projekte in den 
neuen Ländern „weniger anspruchsvoll“ als anderswo.

Paqué (2010) weist schließlich darauf hin, dass auch die wirt-
schaftliche Entwicklung der neuen Länder selbst durch starke 
„Pfadabhängigkeiten“ geprägt sei. So hätten sich die einzelnen 
ostdeutschen Länder auf diejenigen Industriezweige konzent-
riert, die auch schon vor dem Zweiten Weltkrieg dort ansässig 
waren (Sachsen: Fahrzeugbau, Elektrotechnik; Sachsen-Anhalt: 
Ernährungsgewerbe, Maschinenbau, Chemie; Thüringen: Fein-
mechanik und Optik usw.). Einzig Berlin habe in Zeiten der Tei-
lung verloren gegangene Wirtschaftszweige nicht zurückgewin-
nen können. Hierin wird ein Grund für die fehlende Dynamik in 
Berlin gesehen, weshalb die Stadt bislang auch nicht zum Wachs-
tumsmotor für Ostdeutschland insgesamt habe werden können. 

Ragnitz (2011b) hält weiterhin die hohe Transferabhängigkeit der 
ostdeutschen Wirtschaft für ein Hemmnis im Aufholprozess: Da 
die öffentlichen Transfers, die sich auf rund ein Fünftel der ost-
deutschen Inlandsnachfrage belaufen, tendenziell rückläufig sei-
en, würde die wirtschaftliche Dynamik in den neuen Ländern 
gebremst. Sinn/ Sinn (2010) weisen in diesem Zusammenhang 
darauf hin, dass den hohen öffentlichen Transfers hohe private 
Kapitalexporte gegenüberstünden, was sie als Zeichen für un-
günstige Investitionsbedingungen in den neuen Ländern deuten.

Trotz des negativen Einflusses rückläufiger Transfers auf die 
Wachstumsdynamik in Ostdeutschland werden Nachfrage und 
Produktion dadurch jedoch derzeit noch in einem hohen Maße 
gestützt. Dies zeigen zum Beispiel Blum et al. (2009) und Kloss et 
al. (2011). Von einigen Autoren werden die „Transferleistungen“ 
für den Osten jedoch den steuerlichen Mehreinnahmen des Wes-
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tens durch den „Humankapitaltransfer“ gegenübergestellt. So 
berechnet Martin (o. J.), dass Wanderungen und Pendlerströme 
von Ost- nach Westdeutschland dort öffentliche Einnahmen 
 generiert hätten, die über den Aufbauhilfen für die neuen Länder 
lägen. Ähnlich argumentiert Zeitungsberichten zufolge auch der 
Präsident des IWH [Die Welt (2010)].

Während die bislang zitierten Arbeiten trotz aller Unzulänglich-
keiten die wirtschaftliche Entwicklung insgesamt als erfolgreich 
ansehen, wird von Busch et al. (2009) der Aufbau Ost als geschei-
tert angesehen: Ostdeutschland sei noch immer insgesamt eine 
Problemregion innerhalb der Bundesrepublik und innerhalb 
Europas; die erzielten Fortschritte seien zu einem großen Teil 
nur punktuell, und ein selbsttragender Aufschwung sei nicht 
gelun gen. Auch Land (2010) charakterisiert den „Aufbau Ost“ als 
„Nachbau West“. Nach der Vereinigung hätten nur solche Betrie-
be eine Chance erhalten, die sich aufgrund ihrer Organisations-
struktur und ihrer Produktpalette in das bestehende, west-
deutsch dominierte System hätten einfügen lassen. Neuartige 
Ansätze hätte dadurch von Anfang kaum eine Chance gehabt. 
Verstärkt wurde dies noch durch die Privatisierungsstrategie der 
Treuhandanstalt, die sich – zwangsläufig – ebenfalls an gegebe-
nen institutionellen Rahmenbedingungen orientieren musste 
und mit der Auflage, die ehemals volkseigenen Betriebe mög-
lichst schnell zu privatisieren, auch an die Vorstellungen aus-
wärtiger Investoren anpassen musste. Da nach Land (2008) das 
Modell der fordistischen Massenproduktion, das für Westdeutsch-
land charakteristisch ist, langfristig infolge von Ressourcenman-
gel und fehlender sozialer Ausgewogenheit scheitern werde, sei 
auch der Aufbau Ost als Nachbau West ein Irrweg. 

Land (2010) diagnostiziert zudem eine „Fragmentierung“ Ost-
deutschlands in einen global wettbewerbsfähigen und interna-
tional verflochtenen High-Tech-Sektor einerseits und einen pri-
mär lokal verankerten und nur aufgrund von niedrigen Lohnan-
sprüchen der Beschäftigten lebensfähigen Sektor von kleinen 
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und mittleren Betrieben im Dienstleistungsbereich andererseits. 
Zwischen beiden Bereichen gibt es kaum Anknüpfungspunkte 
und deswegen auch unterschiedliche Dynamiken, mit der Folge 
zunehmender (personeller und regionaler) Disparitäten. Aus die-
sen Analysen folgt, dass eine Beschleunigung des Aufbau Ost nur 
durch einen grundlegenden Paradigmenwechsel erreicht werden 
könnte. Dies wird beispielsweise aufgegriffen von Thomas et al. 
(2009) für die Partei DIE LINKE, die deswegen einen radikalen 
sozial-ökologischen Umbau fordern.

2. Konvergenzperspektiven

Analog zu der teilweise recht unterschiedlichen Bewertung des 
derzeitigen Stands des Aufbau Ost werden auch die weiteren 
Konvergenzaussichten der ostdeutschen Wirtschaft in der Litera-
tur ambivalent beurteilt. Scheufele/ Ludwig (2009) ermitteln auf 
Basis eines empirischen Wachstumsmodells eine Konvergenzge-
schwindigkeit, die erst in rund 50 Jahren zu einer Angleichung 
des Bruttoinlandsprodukts je Einwohner an das westdeutsche 
Niveau führen würde. Auch das ifo Institut [Arent et al. (2011)] 
erwar tet für die kommenden fünfzehn Jahre keinen beschleu-
nigten Abbau des Wohlstandsgefälles. IWH/ IAB/ DIW/ RWI/ ifo/ 
HoF (2011) gehen sogar davon aus, dass angesichts bestehender 
räumlicher Unterschiede in Ostdeutschland eine „Angleichung 
der Lebensverhältnisse“ in allen Regionen an das westdeutsche 
Durchschnittsniveau nicht möglich ist und plädieren daher für 
„räumlich differenzierte und damit sachgerechte Konvergenzzie-
le“ (S. 95). Auch Brenke/ Zimmermann (2009, S. 59) raten dazu, 
„Abschied von der Vorstellung [zu] nehmen, dass Ostdeutschland 
auf absehbare Zeit ökonomisch zum Westen aufschließen kann“, 
und verweisen auf siedlungsstrukturelle Unterschiede, die bes-
tenfalls eine Angleichung zwischen ähnlich strukturierten Regi-
onen in Ost und West erwarten lassen. Ragnitz (2009a, S. 38) 
weist in ähnlichem Zusammenhang darauf hin, dass wegen des 
Fehlens von Agglomerationszentren in den neuen Ländern selbst 
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bei einer vollständigen Angleichung des regionalen BIP je Ein-
wohner an das Niveau „vergleichbarer“ Regionen in Westdeutsch-
land bestenfalls ein gesamtwirtschaftliches Konvergenzniveau 
von 95 % erreichbar sein dürfte. Burda (2010) sieht in einer 
 zunehmenden regionalen Differenzierung ebenfalls eines der 
Merkmale künftiger Konvergenzprozesse. 

Andere Autoren wiederum sind noch pessimistischer, weil die 
demografisch bedingte Verknappung des Fachkräfteangebots in 
den neuen Ländern und fortbestehende Wanderungsanreize in 
den Westen eine weitere Angleichung der Lebensverhältnisse 
erschwe ren [Anger/ Plünnecke (2010)]. Nach ihren Projektionen 
reicht der Nachwuchs an Hochschulabsolventen in den neuen 
Ländern in den kommenden Jahren bestenfalls zur Deckung des 
Ersatzbedarfs aus; Wachstumsprozesse wären daher ausge-
schlossen. Ähnlich argumentiert auch Ragnitz (2011a), der auf 
Basis einer Simulationsrechnung ab dem Jahr 2018 eine spür-
bare Verlangsamung des Aufholprozesses der neuen Länder pro-
gnostiziert. Auch Ludwig (2007) ermittelt in einer Projektions-
rechnung für das Jahr 2025 lediglich ein Pro-Kopf-Bruttoinlands-
produkt der neuen Länder von knapp 70 % des gesamtdeutschen 
Durchschnittswerts, wobei insbesondere Mecklenburg-Vorpom-
mern relativ gesehen sogar zurückfallen dürfte. Treibende Kraft 
ist auch hier die demografische Entwicklung. Maretzke (2010) 
zeigt, dass die für künftiges Wachstum entscheidenden „Poten-
tialfaktoren“ ostdeutscher Standorte von wenigen Ausnahmen 
abgesehen nach wie vor äußerst schlecht sind und sich dies auch 
in den nächsten Jahren kaum ändern wird. Merkl/ Snower (2008) 
sehen die Übertragung westdeutscher Rahmenbedingungen auf 
den ostdeutschen Arbeitsmarkt, die generöse Gewährung von 
Sozialtransfers und die strukturellen Muster in Ostdeutschland 
als Hemmnisse für einen Aufholprozess; nach ihrer Einschät-
zung ist unter den gegebenen institutionellen Rahmenbedin-
gungen auf lange Sicht keine selbsttragende Entwicklung in den 
 neuen Ländern möglich. 
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Röhl (2009) hingegen erwartet zwar angesichts des unterschied-
lichen Industrialisierungsgrades ebenfalls eine zunehmende 
Spreizung der wirtschaftlichen Entwicklung zwischen Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen einerseits und Mecklenburg-Vor-
pommern, Berlin und Brandenburg andererseits. Nach seiner 
Einschätzung wird es künftig jedoch zu vermehrter Zuwande-
rung von Fachkräften nach Ostdeutschland kommen, was der 
wirtschaftlichen Entwicklung und damit dem Konvergenzpro-
zess insgesamt nützen würde.

Die Bundesregierung hält demgegenüber weiterhin an ihrer 
Grundlinie fest, dass eine Angleichung der Lebensverhältnisse in 
überschaubarer Frist erreichbar wäre. So heißt es im Jahres-
bericht zur Deutschen Einheit 2010: „Die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung seit dem Jahr 2000 zeigt, dass unter der Vorausset-
zung einer Fortsetzung der Wachstumstrends die Möglichkeit 
besteht, dass sich die Wirtschaftskraft je Einwohner in den ost-
deutschen Ländern bis zum Jahr 2019 an die vergleichbarer 
westdeutscher Länder weitgehend annähern könnte und dass 
gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Deutschland erreicht 
werden können.“ [Bundesregierung (2010), S. 30]. Offenkundig 
wird hier die Angleichung an das Niveau der strukturschwäche-
ren westdeutschen Länder (wie Niedersachsen, Schleswig-Hol-
stein oder Rheinland-Pfalz) als ein Etappenziel angesehen, das 
bis zum Auslaufen des Solidarpakts II erreicht werden könne. 
Auch das Institut der deutschen Wirtschaft (2009) hält es für rea-
listisch, dass bis zum Jahr 2020 ein Einkommensniveau erreich-
bar ist, das weitere spezifische Strukturhilfen für Ostdeutsch-
land unnötig machen würde. Ähnlich äußert sich auch Scharr 
(2009). Fisch (2010) hingegen widerspricht dem, weil der Konver-
genzprozess kein automatischer Prozess und ohne fortgesetzte 
Hilfen gefährdet sei. Nach seiner Auffassung hätte eine „Verwäs-
serung des regionalpolitischen Ausgleichsziels“ erhebliche nega-
tive Wachstumseffekte in den betroffenen Regionen zur Folge; 
das politische Signal wäre „fatal“ (S. 839). 
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Positiv sind hingegen die Prognosen für die weitere Entwicklung 
der Arbeitslosigkeit. Die heute noch bestehende Unterbeschäfti-
gung wird sich nach verbreiteter Ansicht in den nächsten Jahren 
stark zurückbilden. Ragnitz (2011a) erwartet bereits ab Mitte des 
laufenden Jahrzehnts Vollbeschäftigung; das IAB (2010) ermittelt 
in einem gesamtwirtschaftlichen Prognosemodell für das Jahr 
2025 eine Unterbeschäftigungsquote von weniger als 5 %. Trei-
bende Kraft dabei ist die demografische Entwicklung, denn das 
Arbeitskräftepotenzial wird in den neuen Ländern in den kom-
menden fünfzehn Jahren um anderthalb bis zwei Millionen Per-
sonen zurückgehen. Dies wird sich mittelfristig – über induzierte 
Lohnstückkostensteigerungen – auch negativ auf das Beschäfti-
gungswachstum auswirken. Sowohl Ragnitz (2011a) als auch das 
IAB (2009) weisen darauf hin, dass zumindest auf Teilarbeits-
märkten das verfügbare Arbeitskräfteangebot nicht mehr aus-
reichen könnte, den Arbeitskräftebedarf zu decken. Das hätte 
dann wiederum Rückwirkungen auch auf die weitere Entwick-
lung des Bruttoinlandsprodukts in den neuen Ländern. Henschel 
et al. (2008) hingegen kommen in ihrer Simulationsstudie zu dem 
Ergebnis, dass gering qualifizierte Erwerbspersonen in den neu-
en Ländern auch dauerhaft von Arbeitslosigkeit betroffen sein 
würden. Grund hierfür ist nach ihrer Einschätzung, dass infolge 
der Komplementarität von Arbeitskräften unterschiedlichen 
Qualifikationsgrades sich ein demografisch bedingter Fachkräf-
temangel negativ auf die Beschäftigungschancen von gering qua-
lifizierten Personen auswirken würde. 

3. Wirtschaftspolitische Empfehlungen

a) Vorbemerkung

Wie bereits angedeutet, befassen sich die meisten vorliegenden 
Arbeiten lediglich mit einer Bestandsaufnahme der aktuellen Si-
tuation in Ostdeutschland. Wirtschaftspolitische Empfehlungen 
werden eher selten abgegeben, insbesondere in wissenschaftli-
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chen Studien, die nicht primär der Politikberatung dienen sollen. 
Zudem beziehen sie sich häufig auf Einzelaspekte; es gibt nur 
wenige Arbeiten, die eine Gesamtstrategie für die künftige Aus-
richtung der Wirtschaftspolitik für die neuen Länder entwickeln 
[vgl. z.B. Ragnitz et al. 2009; Ragnitz (2009b), IWH/ IAB/ DIW/ 
RWI/ HoF (2011)].

Im Folgenden soll – grob gegliedert nach verschiedenen Aufga-
benbereichen – ein Überblick über vorliegende Handlungsemp-
fehlungen gegeben werden. Einbezogen werden dabei nur Arbei-
ten aus dem eher wissenschaftlichen Bereich, die in den letzten 
drei Jahren erschienen sind. Vorschläge aus dem politischen 
Raum bleiben dabei bewusst unberücksichtigt, um den Charak-
ter der Studie als wissenschaftlichem Beitrag nicht zu verwäs-
sern.

b) Aufgabenverteilung zwischen Bund 
 und Ländern

Trotz nach wie vor bestehender Unterschiede in der Wirtschafts-
kraft wird die Notwendigkeit einer spezifischen Politik für Ost-
deutschland in der Literatur in zunehmend geringerem Maße 
 gesehen. Als Grund hierfür wird angeführt, dass die verbleiben-
den regionalökonomischen Probleme in den neuen Ländern jenen 
ähneln, die auch in strukturschwachen Regionen in Westdeutsch-
land anzutreffen sind. Transformationsspezifische Besonderhei-
ten würden gegenüber standortspezifischen Determinanten ge-
ringer Wirtschaftskraft an Bedeutung verlieren. Vielfach wird 
deswegen eine Regionalpolitik gefordert, die sich an einheitli-
chen gesamtdeutschen Kriterien orientiert [IWH/ IAB/ DIW/ RWI/ 
ifo/ HoF (2011), S. 88]. 

Nicht zuletzt als Reaktion hierauf hat der Bund inzwischen die 
meisten der spezifisch für Ostdeutschland konzipierten Förder-
programme aufgegeben und die Verantwortung für den Aufbau 
Ost zunehmend auf die ostdeutschen Länder übertragen. Scharr 
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(2009) spricht in diesem Zusammenhang von einer „Normalisie-
rung“ und verweist auf das Subsidiaritätsprinzip, nach dem die 
Länder selbst die Hauptverantwortung für die regionale Wirt-
schaftspolitik tragen sollten. Nach seinen Berechnungen ist der 
Anteil der frei verfügbaren Bundesmittel, die aus dem Solidar-
pakt II (Korb 2) für spezifische ostdeutsche Maßnahmen zur Ver-
fügung stehen, mit 1,3 Mrd. Euro pro Jahr im Zeitraum 2010-
2019 ohnehin nur noch gering. Auch deshalb wären zusätzliche 
Förderprogramme kaum mehr möglich; vielmehr käme es eher 
auf eine effiziente Mittelverwendung und eine Überprüfung bis-
heriger Förderschwerpunkte an. 

Ragnitz (2010b) hingegen hält es für nicht sachgerecht, die Ver-
antwortung für den Aufbau Ost allein auf die ostdeutschen Län-
der zu übertragen. Unter Verweis auf drohende finanzielle Belas-
tungen des Bundeshaushalts bei Fortbestand der Strukturschwä-
che in den neuen Ländern plädiert er für ein stärkeres Enga-
gement des Bundes für den Aufbau Ost. Dies sei auch deshalb 
erforderlich, weil ein intraregionaler Ausgleich von Unterschie-
den in der Wirtschaftskraft wegen der flächendeckend ungünsti-
gen wirtschaftlichen Situation und der durch die Degression des 
Solidarpakts II geprägte Einnahmeentwicklung in den ostdeut-
schen Länderhaushalten auf absehbare Zeit kaum möglich sei.

Verschiedene Forschungsinstitute [IWH/ IAB/ DIW/ RWI/ ifo/ 
HoF (2011), S. 88] schlagen hingegen vor, vor allem „durch das 
Setzen ordnungsökonomisch vorteilhafter Rahmenbedingungen“ 
den Aufholprozess in den neuen Ländern beschleunigen zu wol-
len. Als Beispiele hierfür werden unter anderem das Steuerrecht 
(steuerliche Regelungen bei Unternehmensfusionen; Rechtsform-
neutralität der Besteuerung) (S. 97), das Zuwanderungsrecht  
(S. 99) und die Verkehrspolitik (S. 91) genannt. Paqué (2010) ver-
weist in diesem Zusammenhang jedoch darauf, dass gesamt-
deutsch angelegte Maßnahmen, die für sich genommen sinnvoll 
sein können, den Interessen Ostdeutschlands entgegenstehen 
könnten. So sieht er beispielsweise die auf Exzellenz in der For-
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schung abzielenden technologie- und hochschulpolitischen Ini-
tiativen der Bundesregierung als problematisch an, weil damit 
eher die ohnehin forschungsstarken Hochschulstandorte in 
Westdeutschland gefördert würden. Ein anderes Beispiel ist nach 
Scharr (2009) die Einführung einer steuerlichen Innovationsför-
derung, da diese ebenfalls primär die forschungsintensiven 
Großunternehmen in Südwestdeutschland begünstigen und vor-
handene Ungleichgewichte damit sogar noch verstärken würde. 
Ragnitz et al. (2010a) weisen überdies darauf hin, dass eine 
steuerliche Innovationsförderung, die primär westdeutschen 
Standorten zugute käme, über den Länderfinanzausgleich mög-
licherweise zu geringeren Zuweisungen an die finanzschwachen 
ostdeutschen Länder führen würde, was mit Blick auf die wei-
teren Wachstumsperspektiven ebenfalls kontraproduktiv sein 
könnte. Kubis et al. (2009, S. 118) warnen ebenfalls vor einer Kon-
terkarierung der Regionalförderung für Ostdeutschland durch 
andere Fachpolitiken des Bundes mit (ungewollter) raumstruktu-
reller Wirkung. Ohne sich auf einen konkreten Ansatz festzule-
gen, schlagen sie deswegen entweder eine verstärkte Abstim-
mung der einzelnen Ressorts über die Mittelvergabe (top-down-
Ansatz) oder alternativ eine höhere Autonomie der einzelnen 
Regi onen über die Mittelverwendung (beispielsweise durch die 
Vergabe von Globalbudgets) (bottom-up-Ansatz) vor. DB Research 
(2009, S. 41f.) nennen als ein weiteres Beispiel für eine Benachtei-
ligung finanzschwacher ostdeutscher Länder die im Rahmen der 
Föderalismusreform II gefundenen Regeln für die Konsolidie-
rungshilfen an besonders hoch verschuldete Länder in Ost- und 
Westdeutschland, die auch von einigen ostdeutschen Ländern zu 
finanzieren seien.

In mehreren Arbeiten wird die Bedeutung einer stärkeren Koor-
dinierung von Politikmaßnahmen (zwischen Bund und Ländern 
oder auch zwischen verschiedenen Ressorts) hervorgehoben. 
Kröhnert (2011) illustriert dies anhand von Förderprogrammen 
für Regionen mit schwerwiegenden demografischen Problemen 
und zeigt, dass sich einzelne Maßnahmen nicht nur konterkarie-
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ren können, sondern dass das Fehlen einer mittelfristigen Orien-
tierung von Förderpolitiken zu erheblichen Wirkungseinbußen 
führen kann. Fisch (2010) verlangt deshalb einen „integrierten 
Politikansatz aller Ressorts“ für den ländlichen Raum. Auch Rag-
nitz et al. (2010a) betonen die Bedeutung eines abgestimmten 
Handelns aller Ressorts der Landespolitik für die Schaffung 
günstiger Standortbedingungen in Ostdeutschland; auch die 
Kommunen sind in eine entsprechende Strategie einzubinden. 
Die politische Führung müsse dabei die Führungsrolle überneh-
men, „indem sie Ziele vorgibt, Restriktionen deutlich macht und 
die notwendigen Abstimmungsprozesse moderiert“ [Ragnitz et 
al. (2010a), S. 90].

Nach bisheriger Planung laufen wichtige Förderinstrumente für 
die neuen Länder in den kommenden Jahren aus. So ist die Inves-
titionszulage bis 2013 befristet, die Fortführung der EU-Struk-
turfondsförderung ab 2014 zumindest ungewiss und das Auslau-
fen des Solidarpakts II bis zum Jahr 2019 gesetzlich fixiert. Von 
Seiten der Wissenschaft werden diese Festlegungen nicht grund-
sätzlich in Frage gestellt. Dennoch gibt es eine Reihe von Beiträ-
gen, die sich mit der Frage befassen, wie hiermit umzugehen ist.

So schlägt Scharr (2009) zur Absicherung einer Förderpräferenz 
für die neuen Länder auch über das Ende des Solidarpakts II hin-
aus den Aufbau „revolvierender Fonds“1 durch eine Umschich-
tung verbleibender Mittel aus Korb 2 des Solidarpakts II vor. Die-
se sollten nach seiner Vorstellung auf Länderebene errichtet und 
von den Ländern kofinanziert und gemanagt werden. Leßmann 
et al. (2008) halten die Einrichtung revolvierender Fonds auch 
unter Effizienzgesichtspunkten für einen sinnvollen Ansatz, weil 
auf diese Weise vorhandene Mittel intertemporal zugunsten der 
lohnendsten Verwendung umgeschichtet werden könnten. Rag-

1 Hierbei werden Fördermittel nicht als Zuschuss, sondern als Darlehen 
 gewährt, das nach Rückzahlung erneut für Förderzwecke verausgabt 
werden kann.
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nitz et al. (2010, S. 106) weisen allerdings darauf hin, dass revol-
vierende Fonds für die Gewinnung externer Investoren sowie für 
risikoreiche Forschungsvorhaben kein geeignetes Instrument 
sind.

Mit Blick auf das wahrscheinliche Auslaufen der EU-Struktur-
fondsförderung ab 2014 ermitteln Kloss et al. (2011) zwar nur 
temporäre negative Effekte im Hinblick auf die weitere wirt-
schaftliche Entwicklung. Nach Meinung von Ragnitz et al. (2010a) 
sollte dennoch geprüft werden, inwieweit durch Änderungen bei 
der Abgrenzung von Ziel-1-Fördergebieten eine Verlängerung des 
Förderstatus zumindest für Teile Ostdeutschlands erreicht wer-
den kann. Hierzu schlagen sie unter anderem die Berücksichti-
gung von intraregionalen Unterschieden in der Wirtschaftskraft 
bei der Fördergebietseinstufung vor. 

Eine Reihe von Arbeiten befasst sich schließlich mit der Frage 
der Vorgehensweise bei der Verteilung von Fördermitteln. Hierzu 
schlagen Hausberg et al. (2008) sowie Berlin Institut (2009) die 
verstärkte Nutzung von Wettbewerben zur Selektion förderwür-
diger Projekte mit hohem Nutzen für die Regionalentwicklung 
vor. Die Auswahl sollte dabei einer unabhängigen Jury über-
tragen werden; für die Entscheidungsfindung sollten vorab be-
stimmte Kriterien definiert werden. Eine Fortsetzung von Förde-
rung solle schließlich von einer strengen Evaluierung der Förde-
rerfolge abhängig gemacht werden.

c) Strukturpolitische Ausrichtung

Wie in vielen Arbeiten betont wird, kommt vor dem Hintergrund 
unzureichender Konvergenzfortschritte in den neuen Ländern 
insbesondere dem industriellen Sektor die Aufgabe eines „Wachs-
tumsmotors“ zu (Hüther 2009); hierauf sollten sich daher För-
deransätze konzentrieren. Mit Blick auf mögliche regionalwirt-
schaftliche Effekte sind dabei insbesondere solche Vorhaben zu 
bevorzugen, die eine enge Vernetzung mit der lokalen Wirtschaft 
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aufweisen, zum Beispiel durch Vorleistungsbezüge [Ragnitz et al. 
(2010a)]. Auch Paqué (2009a) plädiert vor diesem Hintergrund 
für eine „pragmatische Industriepolitik“, die sich dadurch aus-
zeichne, „dass verschiedene Branchen des verarbeitenden Gewer-
bes auch unterschiedlich gefördert werden, und zwar gerade mit 
Blick auf ihren Beitrag zur Stärkung der Exportbasis der Region 
und […] zur Verminderung der Transferabhängigkeit. […] Die 
Politik muss dort, wo sich erfolgversprechende Ansätze für regi-
onale Schwerpunkte der industriellen Ballung zeigen, diese auch 
fördern.“ (S. 24) 

Hüther (2009) spricht sich ebenfalls für eine verbesserte Zielge-
nauigkeit der Förderung aus. So solle insbesondere die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ dazu genutzt werden, leistungsfähige Industriecluster zu 
etablieren, was allerdings den Mut zu regionalen und branchen-
mäßigen Schwerpunktsetzungen voraussetzt. In eine solche Stra-
tegie sollte dann insbesondere auch die Vernetzung mit den loka-
len Wissenschaftseinrichtungen einbezogen werden. 

Eine in noch stärkerem Maße auf innovative „Zukunftsfelder“ 
gerich tete Spezialisierung Ostdeutschlands empfehlen Braun/ 
Eich-Born (2008). Wirtschaftliche Entwicklungschancen für die 
neuen Länder sehen sie zum einen in etablierten Wirtschafts-
zweigen, die aufgrund von veränderten gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen oder technologischen Neuerungen mit zuneh-
mender Nachfrage werden rechnen können (zum Beispiel Ge-
sundheitswirtschaft, optische Technologien, Informations- und 
Kommunikationstechnologie), und zum anderen in forschungs-
intensiven Feldern, die noch am Anfang des Produktlebenszyklus 
stehen und insoweit noch nicht durch Pfadabhängigkeiten an be-
stimmte Standorte gebunden sind (zum Beispiel Nanotechnolo-
gie/ neue Werkstoffe, Biotechnologie sowie Energie- und Umwelt-
technologien). In den genannten Bereichen sehen sie „beachtliche 
Potentiale“ in den neuen Ländern, „die die erforderlichen Anker-
punkte für einen Paradigmenwechsel von Struktur erhaltenden 
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zu Struktur gestaltenden wirtschafts- und förderpolitischen Ini-
tiativen ermöglichen“. (S. 23). Eine top-down-gesteuerte selektive 
Industriepolitik wird allerdings abgelehnt; betont wird vielmehr, 
dass derartige regionale Spezialisierungsmuster „durch Akteure 
aus den regionalen Unternehmens-, Forschungs- und Bildungs-
landschaften“ entwickelt werden müssten (S. 174). Bund und Län-
der sollten sich deswegen auf die Festlegung begünstigender 
Rahmenbedingungen konzentrieren. Genannt werden hier zum 
Beispiel Anreize zu einer besseren Vernetzung der regionalen 
Akteure aus Wirtschaft, Wissenschaft und Politik, Stärkung der 
öffentlich finanzierten Forschung, Differenzierung von Förder-
sätzen in Abhängigkeit von der Innovationsintensität von Investi-
tionsprojekten sowie Initiativen zur Stärkung des Unternehmer-
tums.

Ähnlich argumentiert auch DB Research (2009, S. 7). Nach einer 
Aufzählung der industriellen Schwerpunkte der neuen Länder 
wird für die weitere Entwicklung dieser Branchen eine abge-
stimmte Standortpolitik empfohlen, „die neben der klassischen 
Ansiedlungspolitik (Gewerbeflächen, Investitionsförderung etc.) 
auch die nachhaltige Verfügbarkeit qualifizierter Fachkräfte  
[…], die Förderung komplementärer Forschungs- und Wissen-
schaftseinrichtungen der öffentlichen Hand (Universitäten, Groß-
forschungseinrichtungen) sowie die Fokussierung der Landes-
politik auf gute Rahmenbedingungen für solche Wachstumsstars 
berücksichtigt“. DB Research sieht dabei in allen Ländern gute 
Fortschritte bei einer derart ausgerichteten Strategie.

Eine noch offensivere Ausrichtung der (Landes-)Wirtschaftspoli-
tik auf „zukunftsträchtige Branchen“ wird hingegen von der 
Unternehmens- und Strategieberatung Roland Berger (2011) 
empfohlen. Am Beispiel Thüringens werden drei „trendindu-
zierte Wachstumsfelder“ (Green Tech, Service-Robotik, Kreativ-
wirtschaft/ Edutainment) identifiziert, denen hohe Zukunfts-
chancen beigemessen werden und die deswegen durch die För-
derpolitik bevorzugt entwickelt werden sollen. Darüber hinaus 
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werden acht Anwendungs- und Querschnittstechnologien ge-
nannt, die nach Ansicht der Autoren in Thüringen gute Entwick-
lungsmöglichkeiten aufweisen (Automobil, Life Sciences, umwelt-
freundliche Energien und Energiespeicherung, Maschinenbau, 
Kunststoffe und Keramik, Mikro-Nanotechnik, Mess-, Steuer- 
und Regeltechnik sowie Optik). Hierauf sollten die verfügbaren 
Ressourcen konzentriert werden. Neben einer finanziellen För-
derung (gegebenenfalls in Form von Darlehen) solle die Wirt-
schaftspolitik verstärkt Beratungsleistungen anbieten. Diese 
könnten auch helfen, bislang ungenutzte Gründungspotenziale 
(insbesondere in technologierelevanten Bereichen) besser auszu-
schöpfen.

In Einklang mit diesen Empfehlungen plädiert Roland Berger 
(2011) für eine „wachstumsfokussierte Technologieförderung“, 
die insbesondere Innovationsvorhaben in den identifizierten 
Leitmärkten zum Ziel haben sollte. Breit ausgerichtete Förder-
budgets sollten demgegenüber eingeschränkt werden. Zur Unter-
stützung sollten die vorhandenen Forschungseinrichtungen in 
diesen Technologiefeldern ausgebaut werden und hierfür gege-
benenfalls auch zusätzliche öffentliche Mittel der Länder zur Ver-
fügung gestellt werden. Darüber hinaus sollten Forschungsein-
richtungen und Hochschulen bei der Einwerbung von Drittmit-
teln staatlicherseits unterstützt werden.

Ragnitz et al. (2010a) hingegen verweisen auf die Schwierigkei-
ten einer Auswahl „zukunftsträchtiger“ Branchen durch die Poli-
tik und die Gefahren eines Subventionswettlaufs zwischen ein-
zelnen Ländern. Dies spricht nach Ansicht der Autoren für eine 
möglichst breit angelegte Förderstrategie ohne spezifische regio-
nale, sektorale oder technologische Schwerpunkte. Viel wichtiger 
sei es, die regionalwirtschaftlichen Effekte der Förderung in den 
Blick zu nehmen (zum Beispiel Beitrag zur Schaffung von Arbeits-
plätzen oder zur Steigerung der Produktivität). Ähnlich argu-
mentieren auch Fritsch et al. (2009) mit Blick auf die Innovations-
förderung.
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Daneben wird von einigen Autoren auch empfohlen, die Förder-
politik zur Überwindung der Kleinteiligkeit der ostdeutschen 
Wirtschaft einzusetzen. IWH/ IAB/ DIW/ RWI/ ifo/ HoF (2011) 
halten zu diesem Zweck eine stärkere Ausrichtung des Instru-
mentariums auf den Nachteilsausgleich für kleine und mittlere 
Unternehmen für erforderlich, um das interne Unternehmens-
wachstum zu erleichtern. Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, 
dass bestehende Regelungen beispielsweise des Steuerrechts 
auch das externe Wachstum (zum Beispiel durch Unternehmens-
zusammenschlüsse) erschweren können. Blum (2007) empfiehlt 
deshalb die gezielte Förderung von Unternehmensfusionen in 
den neuen Ländern durch „kapitalunterstützende Maßnahmen“. 
In ähnlicher Richtung argumentiert Roland Berger (2011), wobei 
darauf verwiesen wird, dass insbesondere bei Zukäufen von 
Betriebs teilen darauf geachtet werden solle, dass die Hauptsitze 
der Unternehmen in den neuen Ländern verbleiben.

d) Investitionsförderung

Im Mittelpunkt bisheriger Förderstrategien für den Aufbau Ost 
stand und steht die Investitionsförderung. Sie sollte einerseits 
über eine Förderpräferenz für die neuen Länder dabei helfen, 
Inves toren zu gewinnen, andererseits aber auch die häufig eigen-
kapitalschwachen ostdeutschen Unternehmen in die Lage ver-
setzen, überhaupt zu investieren. Mit zunehmender Verbesse-
rung der Sachkapitalausstattung ostdeutscher Unternehmen, 
ihrer verbesserten Gewinnsituation [Brautzsch (2009)] und dar-
aus resultierend höherer Eigenkapitalquote [Schulz et al. (2011)] 
einerseits und dem Abbau (transformationsbedingter) Standort-
nachteile der neuen Länder andererseits wird eine unveränderte 
Fortführung der Investitionsförderung jedoch kritisch gesehen.

Hüther (2009) spricht sich dafür aus, dass die Investitionszulage 
wie beschlossen im Jahr 2013 auslaufen solle, weil sie nur eine 
geringe Zielgenauigkeit aufweist und mit Mitnahme-, Gewöh-
nungs- und Fehlsteuerungseffekten verbunden sei. Stattdessen 
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solle die Investitionsförderung durch die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) ge-
stärkt und zielgenauer ausgestaltet werden. Blum (2007) emp-
fiehlt dazu ebenso wie Ragnitz et al. (2010a) eine Differenzierung 
der GRW-Investitionszuschüsse nach FuE-Intensität der zu för-
dernden Vorhaben. Ragnitz et al. (2010a) schlagen mit der glei-
chen Intention ein differenziertes „Bonussystem“ vor, nach dem 
der Fördersatz über eine „Grundförderung“ hinaus angehoben 
werden kann, wenn ein Investitionsvorhaben bestimmte regio-
nalwirtschaftlich bedeutsame Kriterien (zum Beispiel Bezug von 
Vorleistungen aus der Region, Kooperation mit anderen Unter-
nehmen und Forschungseinrichtungen) erfüllt. Darüber hinaus 
solle der Arbeitsplatzeffekt von Investitionen in der Förderung 
stärker berücksichtigt werden. Titze (2009) warnt allerdings da-
vor, die GRW mit Nebenzielen zu überfrachten, und plädiert da-
für, gegebenenfalls zusätzliche Förderinstrumente einzuführen.

Ragnitz (2010b) schlägt überdies vor, die Förderung von Erweite-
rungs- und Rationalisierungsinvestitionen in bestehenden Be-
triebsstätten künftig ganz einzustellen, weil es sich hierbei um 
„ureigenste Aufgaben“ der Unternehmen handele, die keiner 
Unterstützung bedürfen. Stattdessen solle die Investitionsförde-
rung auf Ansiedlungsvorhaben von Unternehmen, die „glaubhaft 
auf Standortalternativen außerhalb der neuen Länder verweisen 
können“ [Ragnitz (2009b), S. 11], beschränkt werden. Zudem plä-
diert er für eine Überführung der allgemeinen Zuschussförde-
rung in eine Darlehensförderung, um auf diese Art und Weise die 
Fördermöglichkeiten über die Zeit hinaus zu verlängern.

Fisch (2010) plädiert hingegen für eine Stärkung der Investitions-
förderung im Rahmen der GRW. Als Begründung führt er an, 
dass andere Förderinstrumente (insbesondere EU-Strukturhil-
fen und Investitionszulagen) künftig nicht mehr in gleichem Maße 
wie bisher zur Verfügung stünden, der Bedarf jedoch weiterhin 
hoch sei. In diesem Zusammenhang kritisiert er auch das System 
der Europäischen Beihilfenkontrolle, das den verfassungsrecht-
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lichen Auftrag, die regionalen Disparitäten innerhalb Deutsch-
lands abzubauen, nur unzureichend beachte. Er fordert daher 
auch im zukünftigen Beihilferegime „hinreichenden Spielraum 
für eine nationale Investitionsförderung“ und „angemessene 
Übergangsregeln für die aus der Höchstförderung herausfallen-
den Gebiete“. 

Röhl (2011) warnt in diesem Zusammenhang vor der Vorstellung, 
die Investitionsförderung könne zu einer Lösung der demogra-
fisch bedingten Wachstumsprobleme in strukturschwachen Re-
gionen Ostdeutschlands beitragen. Da das entscheidende Investi-
tionshemmnis hier der zunehmende Mangel an Fachkräften ist, 
würden Investitionshilfen weitgehend ins Leere laufen. Aus glei-
chem Grund wird auch der Ausbau der wirtschaftsnahen Infra-
struktur als ungeeignetes Mittel zur Revitalisierung schrump-
fender Räume angesehen. Gefordert wird daher eine Konzentra-
tion der Förderung auf kleinere Zentren und Wirtschaftscluster 
innerhalb der schwächeren Regionen.

e) Innovationsförderung

Viele Studien weisen darauf hin, dass die Stärkung der Innova-
tionskraft angesichts der erreichten Fortschritte bei der Moder-
nisierung des Sachkapitalstocks der Unternehmen sowie beim 
Ausbau der Infrastruktur inzwischen den wesentlichen Ansatz-
punkt für die Verbesserung der wirtschaftlichen Situation in den 
neuen Ländern darstellt [vgl. z.B. Paqué (2009d), IWH/ IAB/ DIW/ 
RWI/ ifo/ HoF (2011)]. Strittig ist allerdings, wie dabei konkret 
vorzugehen ist.

Die Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI) (2010, 
S. 71) lehnt für den Bereich der Technologieförderung Sonderpro-
gramme für den Osten rundweg ab und verweist darauf, dass es 
mit Blick auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands auf technologische Exzellenz im globalen Maßstab ankä-
me; knappe Ressourcen sollten daher auf die innovationsstärks-
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ten Standorte und Branchen unabhängig von der Region gelenkt 
werden. Zur Förderung der regionalen Konvergenz wird hin-
gegen auf die GRW-Regionalförderung verwiesen, wobei diese 
nach Auffassung der EFI „auf zukunftsfähige Wirtschaftszweige 
in Regionen mit hohem Entwicklungspotenzial zu fokussieren“ 
sei. Eickelpasch (2009) hält hingegen gerade wegen des fortbeste-
henden Rückstands der neuen Länder auch im Bereich der Inno-
vationstätigkeit Sonderprogramme für die neuen Länder auch 
künftig für unverzichtbar. Ragnitz et al. (2010a) unterstützen 
dies, plädieren aber für eine stärkere Berücksichtigung von „Er-
folgsindikatoren“ bei der Fördermittelvergabe. Hierzu zählen 
nach Ansicht der Autoren insbesondere die Zahl der höherwer-
tigen Arbeitsplätze (zum Beispiel gemessen an der Lohnsumme), 
die Durchführung eigener FuE-Aktivitäten oder auch die Vernet-
zung mit anderen Unternehmen in der Region, beispielsweise 
über Vorleistungsbeziehungen. Zudem schlagen sie unter ande-
rem die Einführung von „Innovationsgutscheinen“ vor, mit denen 
ostdeutsche Unternehmen mit nur temporärem Bedarf an For-
schung und Entwicklung Forschungsleistungen von Dritten „ein-
kaufen“ könnten. Auch PROGNOS (2009, S. 79) spricht sich für 
eine stärkere Ausrichtung der Innovationsförderung am „prakti-
schen Anwendungsinteresse der Unternehmen“ (anstelle einer 
Ausrichtung am „wissenschaftlichen Erkenntnisinteresse“) aus.

Braun/ Eich-Born (2008) und Roland Berger (2011) halten eine 
stärkere Konzentration der FuE-Förderpolitik der ostdeutschen 
Länder auf zukunftsträchtige Technologiefelder für erforderlich. 
Roland Berger (2011) schlägt zu diesem Zweck eine stärkere Ein-
bindung der Hochschulen und Forschungseinrichtungen in lan-
desspezifische industriepolitische Strategien vor. Die Forschung 
sei verstärkt auf wirtschaftsrelevante Zukunftstrends auszu-
richten; hierzu sollten die zuständigen Landesministerien eine 
„übergreifende Strategie“ für die einschlägigen Einrichtungen 
definieren. Vorgeschlagen werden weiterhin die Bereitstellung 
von zusätzlichen Mitteln im Rahmen einer institutionellen För-
derung und die Unterstützung von Hochschulen und Forschungs-
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einrichtungen bei der Drittmittelakquise. Fritsch et al. (2009) 
hingegen halten eine sachliche oder regionale Konzentration der 
(betrieblichen) Innovationsförderung für nicht sinnvoll. Hierfür 
werden neben praktischen Erwägungen – da schon bislang im 
Regelfall die zulässigen Förderhöchstsätze gewährt werden, 
würde bei einer Konzentrationsstrategie das insgesamt ausge-
reichte Fördervolumen sinken – vor allem ordnungspolitische 
Überlegungen angeführt. Die Autoren schlagen deswegen ver-
mehrte Evaluationen und die Vergabe von Forschungsmitteln in 
wettbewerblichen Verfahren vor, wodurch sich über kurz oder 
lang auch die Qualität der Forschung erhöhen werde.

Auch Ragnitz et al. (2010, S. 101) sprechen sich für eine technolo-
gieneutrale Innovationsförderung aus. Nach ihrer Ansicht be-
steht bei stärkerer Selektivität die Gefahr, dass aufgrund von 
Infor mationsdefiziten staatlicher Stellen grundlegende technolo-
gische Trends nicht rechtzeitig erkannt werden und/ oder „fal-
sche“ Technologien unterstützt werden. Hinzu käme das Risiko 
eines Subventionswettlaufs, weil andere Länder im Regelfall 
ähnliche Schwerpunkte in bestimmten „Modetechnologien“ set-
zen dürften.

Während die genannten Arbeiten implizit oder explizit von einer 
Fortdauer des Mix aus Projektförderung und institutioneller För-
derung ausgehen, wird von anderer Seite eine grundsätzliche 
Umstellung der Innovationsförderung auf steuerliche Instru-
mente vorgeschlagen [zum Beispiel EFI (2010), S.72; Spengel 
(2009)]. Auch Hüther (2009) sieht in einer allgemeinen For-
schungsprämie und einer steuerlichen FuE-Förderung einen 
wesent lichen Bestandteil der künftigen Förderpolitik für die 
 neuen Länder. Neben den (unstrittigen) positiven Anreizwirkun-
gen werden dabei vor allem ihre unbürokratische Anwendbar-
keit und ihre grundsätzliche Technologieneutralität hervorgeho-
ben. Auch wenn steuerliche Maßnahmen primär als ein gesamt-
deutsches Förderinstrument konzipiert werden sollten, werden 
hiervon für die neuen Länder wegen der verbreiteten Eigenkapi-
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talschwäche überproportionale Impulse erwartet (EFI 2010). Um 
zu vermeiden, dass hierdurch forschungsstarke Standorte in 
Westdeutschland überproportional begünstigt werden, schlägt 
Scharr (2009) ergänzend die Einführung von Förderpräferenzen 
für strukturschwache Regionen in Ost- und Westdeutschland vor. 
Untiedt et al. (2008) diskutieren das Für und Wider steuerlicher 
Förderinstrumente im Bereich der Forschungsförderung. Nach 
ihrer Einschätzung ist zwar mit positiven Auswirkungen auf 
FuE-Aktivitäten in Ostdeutschland zu rechnen; angesichts der 
Schwierigkeiten ostdeutscher Unternehmen, Forschungsinputs 
tatsächlich auch in marktgängige Innovationen umzumünzen, 
halten sie aber eine Beibehaltung der bisherigen projektorien-
tierten Förderung für Erfolg versprechender (S. 42). 

Neben eigenen Innovationsleistungen kommt dem Technologie-
transfer von Hochschulen und außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen in die Unternehmen eine wichtige Rolle für die 
technologische Erneuerung von Unternehmen zu. Hierfür ist in 
den vergangenen Jahrzehnten eine Vielzahl spezialisierter Insti-
tutionen in den neuen Ländern entstanden. Allerdings scheitert 
ein erfolgreicher Technologietransfer häufig an fehlenden finan-
ziellen und personellen Ressourcen sowohl auf Seiten der Trans-
fernehmer als auch auf Seiten der Transfergeber [PROGNOS 
(2010)]; auch unterschiedliche Anreizsysteme [Ragnitz et al. 
(2010a)] und beiderseitige Informationsdefizite stellen ein Hin-
dernis dar. Um die Effizienz des Technologietransfersystems zu 
erhöhen, schlägt PROGNOS (2010) unter anderem Zielvereinba-
rungen mit den Hochschulen und Forschungseinrichtungen zur 
Einwerbung von Drittmitteln [ähnlich auch Roland Berger (2011)], 
eine Professionalisierung der Institutionen für Technologietrans-
fer sowie eine verstärkte Förderung von Ausgründungen aus 
Forschungseinrichtungen vor. Noch weiter gehen Rambøll Mana-
gement GmbH (2008), die eine verstärkte finanzielle Förderung 
der Inanspruchnahme von Technologietransferleistungen durch 
Unternehmen empfehlen. 
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Kommerziell agierende externe Industrieforschungseinrichtun-
gen, die im Innovationssystem der neuen Länder eine bedeut-
same Rolle einnehmen und wichtige Impulsgeber für betriebliche 
Innovationen sind, sollen nach den Vorstellungen der EFI (2010) 
in die institutionelle Förderung von Bund und Ländern über-
nommen werden, wenn sie „im Wissens- und Technologietrans-
fer wichtige Aufgaben übernehmen und eine ausreichende For-
schungsqualität aufweisen.“ (EFI 2010, S. 71f.). Ragnitz et al. 
(2010a) sehen dies hingegen für nicht hilfreich an, da es sich da-
bei um gewinnorientierte Unternehmen handele, und halten bes-
tenfalls die Gewährung von Darlehen zur Überwindung kurz-
fristiger Liquiditätsengpässe für angemessen.

f) Clusterförderung

In vielen Arbeiten wird eine verstärkte Kooperation von Unter-
nehmen untereinander bzw. zwischen Unternehmen und For-
schungseinrichtungen als wesentliche Voraussetzung für eine 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit ostdeutscher Unterneh-
men angemahnt. Damit würden – so eine verbreitete Auffassung 
[vgl. z.B. IWH/ IAB/ DIW/ RWI/ ifo/ HoF (2011), allerdings mit 
gegenteiligen Minderheitsvoten von ifo und DIW)] – auch die 
regio nalen Wachstumspotenziale verbessert. Auf diese Weise 
sollen – beispielsweise über gemeinsame Forschungsprojekte – 
Innovationen angeregt werden [Roland Berger (2011)] und die 
kleinteilige Größenstruktur der ostdeutschen Wirtschaft über-
wunden [IWH/ IAB/ DIW/ RWI/ ifo/ HoF (2011)] werden. Roland 
Berger (2011, S. 324) empfiehlt darüber hinaus im Zusammen-
hang mit Vorschlägen zur Konzentration von förderpolitischen 
Maßnahmen auf ausgewählte „Zukunftsfelder“, bestehende Clus-
terinitiativen mit einer „strategischen Entwicklungsplanung für 
die Cluster und Wachstumsfelder“ zu betrauen und ihnen hierfür 
eine staatliche Unterstützung zu gewähren. Fritsch et al. (2009) 
betonen ebenfalls die Bedeutung von Netzwerken und Clustern 
für die Stärkung des ostdeutschen Innovationssystems, sehen 
aber eine zu starke regionale bzw. technologische Begrenzung 
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als problematisch an, da Innovationen häufig an der Grenze zwi-
schen verschiedenen Technologiebereichen entstünden. Für die 
Etablierung dauerhafter Netzwerkstrukturen schlagen sie eine 
temporäre Finanzierung von Projekten vor, die zur Herausbil-
dung und Stärkung von Netzwerken führen können.

Alecke/ Untiedt (2007) hingegen halten eine stärkere Cluster-
förderung nicht nur wegen der damit verbundenen Implemen-
tationsprobleme, sondern vor allem auch wegen der geringen 
empirischen Belege für technologische Externalitäten für proble-
matisch. Leistungsfähige Cluster würden am ehesten durch den 
Markt selber zustandekommen; wo entsprechende marktliche 
Anreize fehlen, würde auch öffentliche Förderung nicht helfen. 
Anstelle einer direkten Unterstützung von Initiativen zur Clus-
terbildung plädieren sie daher für eine Förderung solcher Wirt-
schaftsaktivitäten, bei denen begründet von technologischen 
exter nen Effekten ausgegangen werden kann, wie zum Beispiel 
die Förderung von FuE-Aktivitäten bei Unternehmen [Alecke/ 
Untiedt (2006)]. Kubis et al. (2009, S. 116) können zwar nachwei-
sen, dass das Vorhandensein industrieller Cluster die Regio-
nalentwicklung begünstigt, warnen aber auch vor allzu großer 
Eupho rie. Zum einen würde eine verstärkte Förderung vorhan-
dener Netzwerkstrukturen möglicherweise zu einer Begünsti-
gung etablierter Sektoren und damit zu einer Verzögerung des 
Strukturwandels führen, zum anderen sei mit einer Betonung 
regionaler Netzwerke, wie sie das Cluster-Konzept impliziert, die 
Gefahr einer verringerten regionsexternen Wissensabsorption 
verbunden. Auch Röhl (2009) hält die bisherigen Erfolge der Clus-
terpolitiken in den neuen Ländern für wenig ermutigend und 
 befürchtet, dass angesichts der geringen Größe ostdeutscher 
Unternehmen, der fehlenden Unternehmenshauptsitze und einer 
unzureichenden Bereitschaft bzw. Fähigkeit zur Kooperation mit 
Wissenschaftseinrichtungen leistungsfähige regionale Cluster 
auf absehbare Zeit kaum zustande kommen werden.
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Erschwerend kommt hinzu, dass eine verstärkte Clusterförde-
rung notgedrungen zu einer stärkeren (räumlichen oder sektora-
len) Selektivität der Förderung führt, was im politischen Prozess 
zu Schwierigkeiten führen kann [Röhl (2009)]. DB Research 
(2009) weist ergänzend daraufhin, dass eine verbesserte Förde-
rung von strukturstärkeren Regionen, wie sie das Cluster-Kon-
zept impliziert, zu einem nicht nur relativen Rückfallen der übri-
gen Landesteile und damit zu Veränderungen interregionaler 
Wanderungsströme führen könnte. Insoweit könnten sich hier 
Konflikte mit dem ausgleichspolitischen Ziel der „Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse“ ergeben. Als Lösungsansatz wird 
hier (S. 38) eine verstärkte Berücksichtigung demografischer 
 Aspekte im Länderfinanzausgleich vorgeschlagen.

g) Standortpolitik

Fördermaßnahmen werden unter anderem auch damit begrün-
det, dass sie einen Ausgleich für bestehende Standortnachteile 
gewähren sollen. Insoweit sind sie nur eine Second-best-Lösung, 
weshalb auch dem Ausbau der (wirtschaftsnahen) Infrastruktur 
in den neuen Ländern von Beginn an hohe Aufmerksamkeit bei-
gemessen wurde. Inzwischen ist die Infrastruktur in vielen Tei-
len Ostdeutschlands in einem guten Zustand und stellt insoweit 
kein vorrangiges Wachstumshemmnis mehr dar [Arent et al. 
(2011); Ragnitz et al. (2010a)]. Von lokalen Lückenschlüssen abge-
sehen, scheint inzwischen nur noch der Ausbau großräumiger 
Verbindungen zwischen West- und Osteuropa im Rahmen eines 
europäischen Verkehrswegenetzes bedeutsam; hiervon könnte 
Ostdeutschland aufgrund seiner Lage besonders profitieren.

Hieraus folgt, dass standortverbessernde Maßnahmen künftig 
längst nicht mehr die Bedeutung haben werden wie in der Ver-
gangenheit. Dies betrifft insbesondere den Ausbau von Verkehrs-
infrastrukturen, zumal diese bei schrumpfender Bevölkerung 
ohnehin unter Auslastungsproblemen leiden [Arent et al. (2011)]; 
bestehende Planungen müssten daher auf ihre „Demographie-
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festigkeit“ hin überprüft werden [Ragnitz et al. (2010a)]. In ande-
ren Bereichen gibt es aber durchaus noch Förderbedarfe. Hierzu 
zählt nach Paqué (2010) vor allem der Ausbau forschungsrelevan-
ter Infrastrukturen, die künftig Vorrang vor Investitionen in Ver-
kehrswege und Gewerbegebiete haben sollten. IWH/ IAB/ DIW/ 
RWI/ ifo/ HoF (2011, S. 95), sprechen sich dafür aus, dass stand-
ortpolitische Maßnahmen generell Vorrang vor gezielten Förder-
politiken haben sollten. Auch sie zählen hierzu vor allem das Bil-
dungssystem und die Forschungsinfrastruktur. Ragnitz (2010a) 
sieht die Notwendigkeit qualitativer Verbesserungen im Bildungs-
system, beispielsweise durch Überarbeitung von Lehrplänen, 
Qualifizierung des Lehrkörpers und eine stärkere Vernetzung 
von Wirtschaft und Bildungseinrichtungen. Arent et al. (2011) so-
wie Ragnitz et al. (2010a) argumentieren überdies, dass es auch 
im Hochschulwesen häufig noch Doppelstrukturen gibt, die nicht 
nur aus fiskalischen Gründen, sondern insbesondere auch mit 
dem Ziel einer Stärkung der Leistungsfähigkeit der Hochschul-
forschung abgebaut werden sollten. 

Demgegenüber weist Roland Berger (2011) auf Defizite bei der 
Breitbandinfrastruktur, beim Gewerbeflächenangebot in attrak-
tiven Wirtschaftsräumen und eine ungenügende Erreichbarkeit 
wichtiger westdeutscher und europäischer Wirtschaftszentren 
hin. Hier sei insbesondere darauf zu achten, dass von den ost-
deutschen Regionalflughäfen aus auch innerdeutsche Ziele in 
ausreichendem Maße angeflogen würden [ähnlich auch: Ragnitz/ 
May (2011)]. Pasternack (2009) zeigt zudem, dass die ostdeut-
schen Hochschulen ihre Rolle als Wissensvermittler in der Re-
gion noch nicht ausreichend wahrnehmen. Er warnt vor der 
 Gefahr, dass die ostdeutschen Hochschulen angesichts rückläufi-
ger Studierendenzahlen ihre Existenzberechtigung verlieren 
könnten, falls sie sich nicht in stärkerem Maße als Technologie-
geber profilieren würden.

Wurzel (2009) weist schließlich darauf hin, dass Infrastruktur-
investitionen insbesondere auf kommunaler Ebene nicht immer 
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nach rationalen Kriterien geplant werden; nach seinem Eindruck 
werden Investitionen häufig nur getätigt, weil hierfür Fördermit-
tel von Bund, Land oder EU in Anspruch genommen werden kön-
nen. Er fordert deshalb eine verbesserte Vorhabenplanung, die 
eine Ex-Ante-Evaluation geplanter Maßnahmen einschließen 
 solle, beispielsweise mittels glaubhafter Kosten-Nutzen-Rech-
nungen, der Ermittlung (positiver und negativer) externer Effekte 
von Infrastrukturinvestitionen und stärkerer Berücksichtigung 
von Folgekosten öffentlicher Einrichtungen.

Zu den Standortbedingungen gehört auch das geltende System 
rechtlicher Regelungen, das zuweilen als zu restriktiv angesehen 
wird. Ragnitz et al. (2010a) plädieren deshalb für eine wirt-
schaftsfreundliche Umsetzung geltender Rechtsvorschriften (bei-
spielsweise durch Verkürzung von Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren oder Harmonisierung von Standards) sowie eine 
stärkere „Kundenorientierung“ der öffentlichen Verwaltung. 
Ähnliche Vorschläge finden sich auch bei Roland Berger (2011). 
Paqué (2009c, S. 27) fordert ohne nähere Konkretisierung „Frei-
räume für kommunale Entscheidungsträger“, damit ostdeutsche 
Kommunen sich im Wettbewerb um Investoren besser positionie-
ren können.

Ragnitz et al. (2010, S. 99) ergänzen dies um den Vorschlag, 
befris tete Abweichungsrechte von bundeseinheitlichen Regeln 
und Standards für die neuen Länder einzuführen (zum Beispiel 
Verkürzung des Rechtswegs bei Widersprüchen gegen Verwal-
tungsentscheidungen; Einführung einer „Genehmigungsfiktion“ 
zur Verfahrensbeschleunigung). Auch im Hinblick auf die Ge-
währleistung der öffentlichen Daseinsvorsorge in schrumpfen-
den Regionen wird die Lockerung derartiger Standards disku-
tiert (Verlängerung von Hilfsfristen im Bereich der nichtpolizei-
lichen Gefahrenabwehr; veränderte Standards für Straßenbrei-
ten; Bestimmungen zur Festlegung zentraler Orte usw.). Das 
Berlin Institut (2007, 2010) sieht in der temporären Außerkraft-
setzung ausgewählter rechtlicher Rahmenbedingungen sogar 
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eine der wesentlichen Voraussetzungen dafür, die für die Revita-
lisierung schrumpfender Regionen in ganz Deutschland notwen-
digen Modernisierungsprojekte umsetzen zu können.

h) Mittelstandsförderung

Neben der klassischen Investitionsförderung spielt die allge-
meine Mittelstandsförderung in Deutschland seit jeher eine 
bedeu tende Rolle. Diese soll vor allem vermeintliche oder tat-
sächliche Benachteiligungen kleiner und mittlerer Unternehmen 
kompensieren, so zum Beispiel durch Bereitstellung zinsverbil-
ligter Darlehen und eigenkapitalähnlicher Finanzierungsmittel. 
Auch wenn derartige Maßnahmen inzwischen keine expliziten 
Sonderkonditionen für Ostdeutschland mehr beinhalten, ist ihre 
Bedeutung dort wegen der großen Zahl kleiner und oftmals 
finan ziell noch nicht gefestigter Unternehmen größer als in den 
alten Ländern. 

IWH/ IAB/ DIW/ RWI/ ifo/ HoF (2011, S. 99) vertreten zwar eben-
falls die Auffassung, dass es ostdeutschlandspezifischer mittel-
standsbezogener Hilfen heute nicht länger bedarf. Es wird aber 
von der Mehrheit der Institute darauf hingewiesen, dass die Ver-
ringerung der Förderintensität bei den Investitionszuschüssen 
und -zulagen zu einer Schwächung der Eigenkapitalsituation ost-
deutscher Unternehmen führen könnte. Um dies zu substituie-
ren, wird deswegen eine „Umschichtung“ im Förderinstrumen-
tarium verlangt. DIW und ifo-Institut hingegen vertreten zu die-
sem Punkt eine abweichende Meinung [ebenda, S. 104]; nach 
ihrer Auffassung sei es nicht Aufgabe des Staates, die Unterneh-
men beim Aufbau von Eigenkapital zu unterstützen.

Eine ganz andere Position bezieht demgegenüber Roland Berger 
(2011). Danach gäbe es eine weiterhin gravierende Eigenkapital-
schwäche insbesondere bei kleinen und mittleren Unternehmen 
in Ostdeutschland. Vorgeschlagen werden deshalb Maßnahmen 
zur Unterstützung des Aufbaus neuer Eigenkapitalreserven (so 
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zum Beispiel Eigenkapitalhilfeprogramme mithilfe nachrangiger 
Darlehen oder Beteiligungsangebote der öffentlichen Förderban-
ken). Damit solle auch der Übernahme ostdeutscher Unterneh-
men durch Konkurrenten aus anderen Regionen entgegengewirkt 
werden.

Roland Berger (2011) verweist schließlich auf die unzureichende 
Präsenz kleiner und mittlerer ostdeutscher Unternehmen auf 
wichtigen Auslandsmärkten. Für die Erschließung „verwandter 
Märkte“ (USA, Westeuropa, Mittel- und Osteuropa) werden des-
wegen temporäre finanzielle Hilfen (Vermarktungshilfen, Messe-
förderung) und die Bereitstellung von Informationen empfohlen. 
Für „neue Märkte“ wird eine stärkere Rolle der Politik vorge-
schlagen, die zum Beispiel im Rahmen von Delegationsreisen 
Geschäfts kontakte vermitteln solle. Darüber sollten die Wirt-
schaftsfördergesellschaften der ostdeutschen Länder interessier-
ten Unternehmen strategische, branchen- und wachstumsfeld-
spezifische Informationen über potenzielle Zielmärkte zur Ver-
fügung stellen.

Ragnitz (2010b) weist überdies auf noch unausgeschöpfte Koope-
rationspotenziale mit den mittel- und osteuropäischen Nachbar-
ländern hin. So schlägt er eine stärkere Arbeitsteilung in der 
Produktion sowie in Forschung und Entwicklung vor; darüber 
hinaus böten sich auch Möglichkeiten, drohende Fachkräftepro-
bleme in den neuen Ländern durch Akquirierung ausländischer 
Erwerbspersonen abzuwenden.

i) Finanzpolitik

Die neuen Länder werden in den kommenden Jahren infolge der 
vereinbarten Degression des Solidarpakts II und wegen mit sin-
kender Einwohnerzahl abnehmender Zuweisungen im Länder-
finanzausgleich mit einer massiven Verringerung der staatlichen 
Einnahmen konfrontiert sein. So berechnen beispielsweise Stein-
brecher et al. (2010) exemplarisch für den Freistaat Sachsen, dass 
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die öffentlichen Einnahmen auf der Landesebene in konstanten 
Preisen um rund ein Fünftel bis zum Jahr 2020 zurückgehen 
werden; erst danach ist eine Stabilisierung der Einnahmesitua-
tion zu erwarten. Da eine stärkere Verschuldung aufgrund der 
Vereinbarungen zur Schuldenbremse ausgeschlossen ist und 
überdies wegen des schon hohen Schuldenstands der meisten 
ostdeutschen Länder langfristig zu einer massiven Einschrän-
kung staatlicher Handlungsspielräume führen müsste, führt an 
einer Kürzung öffentlicher Ausgaben kaum ein Weg vorbei. Teil-
weise finden sich in der Literatur aber auch Vorschläge, die bei 
der Erhöhung der Einnahmen von Ländern und Gemeinden an-
setzen; insbesondere die Grundsteuer (die in Ostdeutschland 
noch auf der Basis veralteter Einheitswerte von 1935 erhoben 
wird) steht dabei im Fokus [Bach (2009)].

Bei Anpassungen auf der Ausgabenseite wird der größte Hand-
lungsbedarf beim Abbau noch fortbestehender Personalüber-
hänge gesehen. Ragnitz/ Seitz (2010) zeigen anhand eines Bench-
markings für das Land Mecklenburg-Vorpommern, dass in vielen 
Verwaltungsbereichen nicht nur aktuell deutlich mehr Personal 
beschäftigt wird als im Vergleichsland Schleswig-Holstein, son-
dern dass die Schrumpfung der Bevölkerung zusätzliche Per-
sonaleinsparungen nicht nur erfordert, sondern auch erlaubt. So 
wird gezeigt, dass ein qualitativ und quantitativ gleiches öffent-
liches Leistungsniveau bei rückläufiger Bevölkerung auch mit 
deutlich weniger Personal erbracht werden kann. Ausgabenkür-
zungen sind darüber hinaus auch durch Kreisgebiets- und Ver-
waltungsreformen erzielbar [Ragnitz et al. (2010b) für Mecklen-
burg-Vorpommern; Seitz (2006) für Thüringen; Scharfe (2006) 
für Sachsen-Anhalt)].

Institutionelle Anpassungen auf der Einnahmeseite mit speziel-
lem Bezug auf die neuen Länder („Solidarpakt III“) werden in der 
Wissenschaft nicht diskutiert. Vorschläge gibt es jedoch mit Blick 
auf die anstehenden Neuverhandlungen des Länderfinanzaus-
gleichs, die nach Auffassung mehrerer Autoren zu einer gesamt-
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deutschen Reform der Finanzverfassung genutzt werden sollten. 
Fuest/ Thöne (2009) schlagen beispielsweise ein Modell vor, bei 
dem die Länder einen Zuschlag zur (abgesenkten) Einkommen-
steuer erheben können; gleichzeitig solle der Länderfinanzaus-
gleich reformiert und auf fixe Zuweisungssummen (zur Vermei-
dung negativer Anreizeffekte) umgestellt werden. Lenk (2008) 
weist allerdings darauf hin, dass ein solcher „Wettbewerbsföde-
ralismus“ zu regional differenzierten öffentlichen Leistungsan-
geboten führen müsse, was mit dem grundgesetzlichen Gebot der 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse kollidieren könnte. Er 
schlägt daher zur Stabilisierung der Länderhaushalte eine kon-
junkturabhängige Variation der Länderanteile an der Umsatz-
steuerverteilung (sowie darüber hinaus Tilgungshilfen des Bun-
des an hoch verschuldete Länder) vor. Hüther (2009) verweist im 
Zusammenhang mit einer möglichen Reform des Länderfinanz-
ausgleichs auf ein vom Institut der deutschen Wirtschaft vorge-
schlagenes Optionsmodell, nach dem die Empfängerländer tem-
porär auf Zuweisungen aus dem Länderfinanzausgleich verzich-
ten können, hierfür im Gegenzug aber (anfänglich betragsgleich) 
höhere Anteile am örtlichen Steueraufkommen erhalten können. 
Auf diese Weise soll den Ländern ein Anreiz gegeben werden, 
wachstumsfördernde Maßnahmen einzuleiten, da sie unter den 
geänderten Rahmenbedingungen einen höheren Anteil der hier-
durch induzierten Steuermehreinnahmen einbehalten könnten 
als im gegenwärtigen, auf Nivellierung der Pro-Kopf-Steuerein-
nahmen ausgerichteten System. DB Research (2009, S. 36) geht 
noch darüber hinaus und stellt die Frage, inwieweit die Eigen-
ständigkeit „strukturschwacher Regionen mit teilweise stark 
unterdurchschnittlicher Finanzkraft“ auch künftig aufrecht zu 
halten ist.

Unter fiskalischen Aspekten ist nicht nur die Landesebene rele-
vant, sondern ebenso auch die kommunale Ebene. Die Kürzung 
der Einnahmen durch die Degression des Solidarpakts II werde 
unmittelbar auch auf die Gemeinden durchschlagen, da es in die-
sem Fall zu einer Kürzung von Zuweisungen beispielsweise für 
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Investitionen, aber auch im kommunalen Finanzausgleich kom-
men dürfte.

DB Research (2009) weist auf die Gefahr hin, dass ungebundene 
Zuweisungen an die Kommunen zu Fehlinvestitionen verleiten 
und zu Ineffizienzen bei der kommunalen Leistungserstellung 
beitragen könnten, zum Beispiel weil etwaige Folgekosten nicht 
in ausreichendem Maße berücksichtigt werden. Rosenfeld (2009) 
sieht dieses Problem auch bei zweckgebundenen und hohen 
Zuwei sungen und spricht sich daher für eine stärkere Beteiligung 
der Kommunen an den Steuereinnahmen der Länder aus. Alter-
nativ wäre auch eine tief greifende Gemeindefinanzreform denk-
bar, die beispielsweise auf die Einführung einer „Bürgersteuer“ 
und einer kommunalen Unternehmenssteuer abzielen könnte. 
Reformbedürftig sind nach seiner Ansicht schließlich auch die 
Regeln des kommunalen Finanzausgleichs in den ostdeutschen 
Ländern, die derzeit zu einer (relativen) Benachteiligung der 
kreisfreien Städte führen.

Um die Effizienz kommunaler Entscheidungsfindung zu erhöhen, 
plädiert Wurzel (2009) für einen Abbau zweckgebundener Zuwei-
sungen („Kofinanzierung“) und für eine Erhöhung der kommu-
nalen Einnahmeautonomie (beispielsweise durch eine Verschie-
bung der Gemeindesteuern zugunsten der Grundsteuer und die 
verstärkte Gebührenerhebung für die Inanspruchnahme kom-
munaler Leistungen).

Auch IWH/ IAB/ DIW/ RWI/ ifo/ HoF (2011) halten die Kommunal-
finanzen für reformbedürftig. Mittel- bis langfristig halten sie 
die bestehenden Finanzprobleme der Kommunen nur durch eine 
„fundamentale Gemeindefinanzreform als gesamtdeutsches Pro-
jekt“ (S. 93) für lösbar, bei der nicht nur die Einnahmeseite, son-
dern auch die Verteilung von Aufgaben (und daraus abgeleitet 
der Ausgaben) neu geregelt werden müsse. Dabei sollte die Eigen-
verantwortung der Kommunen erhöht werden, beispielsweise 
durch Entlastung von bundes- und landesrechtlich auferlegten 
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Aufgaben und durch Übertragung von Regulierungskompeten-
zen auf die Kommunen. Ein Umbau des kommunalen Finanzsys-
tems in Richtung auf die stärkere Besteuerung von einkommens 
und ertragsunabhängigen Faktoren (Grund und Boden) wird als 
sinnvoll angesehen. Weiterhin wird auf der Einnahmeseite ein 
kommunales Hebesatzrecht auf die Einkommensteuer und die 
Einbeziehung von Freiberuflern und sogar staatlichen Einrich-
tungen in die Gewerbesteuerpflicht vorgeschlagen.

Kurzfristige Handlungsspielraume werden bei der Erhöhung des 
Kostendeckungsgrades kommunaler Gebühren und Beiträge, bei 
der Nutzung von Einsparungspotenzialen in der Verwaltung und 
bei einer Einschränkung des kommunalen Leistungsangebots 
gesehen [IWH/ IAB/ DIW/ RWI/ ifo/ HoF (2011), S. 95].

Die Expertenkommission Demographischer Wandel (2006) sieht 
insbesondere in der fehlenden Bereitschaft zu kommunaler Koo-
peration ein Problem. Um hieraus resultierende Ineffizienzen in 
der kommunalen Leistungserstellung (zum Beispiel Aufrecht-
erhaltung nicht ausgelasteter Strukturen) abzubauen, werden 
Interventionen der Landesebene vorgeschlagen, wie zum Beispiel 
eine finanzielle Honorierung kommunaler Kooperation im Rah-
men des Finanzausgleichs oder die Auferlegung von Sanktions-
zahlungen bei unzureichender Zusammenarbeit. Als eine wei-
tere Lösung werden Gebietsstruktur- und Verwaltungsreformen 
vorgeschlagen.

j) Fachkräftemangel

Aufgrund von Abwanderung und niedrigen Geburtenraten un-
mittelbar nach der deutschen Vereinigung wird es in den kom-
menden Jahren zu einem zunehmenden Arbeits- und Fachkräfte-
mangel in Ostdeutschland kommen [Ragnitz (2011a), Buscher et 
al. (2009), Ragnitz et al. (2007)]. Dies wiederum kann dazu füh-
ren, dass die wirtschaftliche Entwicklung abgebremst wird. In-
soweit besteht Handlungsbedarf mit Blick auf die Sicherung des 
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Fachkräfteangebots. Ein ganzes Maßnahmenbündel (wenn auch 
nicht speziell mit Bezug auf Ostdeutschland) wird beispielsweise 
in einem Thesenpapier der Bundesagentur für Arbeit (2011) vor-
geschlagen. Danach sollte die Aufmerksamkeit vor allem auf  
die Mobilisierung bislang nicht erwerbstätiger Personengruppen 
(Frauen, ältere Erwerbsfähige), auf eine Verlängerung der 
Arbeitszeiten und eine bessere Ausbildung gelegt werden. Auch 
qualifizierte Zuwanderung wird als eine Option angesehen. Bu-
scher et al. (2009) sehen die Hauptaufgabe bei der Bekämpfung 
eines drohenden Fachkräftemangels ebenfalls in der Bildungs-
politik und hier wiederum vor allem bei Qualitätsverbesserun-
gen in der Schulausbildung und in einer verbesserten Berufsvor-
bereitung in höheren Jahrgangsstufen. Darüber hinaus weisen 
sie darauf hin, dass Unternehmen in Ostdeutschland nicht nur 
durch höhere Lohnanreize, sondern auch durch arbeitnehmer-
freundliche Arbeitszeitregelungen, durch das Angebot von Perso-
nalentwicklungsmaßnahmen oder ein günstiges Betriebsklima 
ihre Attraktivität für (mobile) Arbeitskräfte erhöhen können. 
Auch Ragnitz (2011a) sieht hierin wichtige Ansatzpunkte, weist 
darüber hinaus aber auch auf die Möglichkeit hin, durch Ratio-
nalisierung den Arbeitskräftebedarf zu senken und auf diese 
Weise auch bei rückläufigem Arbeitsangebot ein hohes Wohl-
standsniveau zu halten. 

Roland Berger (2011) schlägt im Wesentlichen vier Maßnahmen-
felder zur Verminderung eines künftigen Fachkräftemangels vor. 
So solle bereits in den Schulen damit begonnen werden, beruf-
liche Orientierungshilfen zu geben. Zudem seien die Abbrecher-
quoten in Schule, Ausbildung und Studium zu verringern. Die 
Wirtschaftsnähe der Studiengänge solle erhöht werden. Wichtig 
seien darüber hinaus eine verminderte Abwanderung von Hoch-
schulabsolventen (was beispielweise durch frühzeitige Bindung 
an heimische Unternehmen erreicht werden könnte) bzw. eine 
verstärkte Zuwanderung von hoch qualifizierten Arbeitnehmern 
(beispielsweise durch pragmatische Hilfen bei Wohnort- und 
Arbeitsplatzwechsel) und eine hohe Erwerbsbeteiligung insbe-
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sondere von weiblichen und älteren Personen. Hierzu könnten 
beispielsweise flexible Arbeitszeitmodelle dienen, die eine bes-
sere Vereinbarkeit von Beruf und Familie erlaubten. Schließlich 
solle die Produktivität der Arbeitnehmer durch kontinuierliche 
Weiterbildung und Qualifizierung erhöht werden.

DB Research (2009, S. 45) empfiehlt zur Vermeidung von Fach-
kräftemangel „Revisionen der Tarifpolitik, gezielte Rückkehran-
reize [und] eine auch weiche Standortfaktoren berücksichtigende 
Stadt- und Landesplanung“. Die Expertenkommission Demogra-
phischer Wandel (2006) schlägt überdies eine „lebenszyklus-
orientierte Personalarbeit“ in den Betrieben vor, die Komponen-
ten flexiblerer Arbeitszeiten, lebenslangen Lernens und einer 
besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf miteinander ver-
knüpfe. 

k) Sozialpolitik

Neben den beschriebenen förderpolitischen Aspekten der wirt-
schaftlichen Entwicklung in Ostdeutschland werden in den 
nächsten Jahren tendenziell auch sozialpolitische Fragen wieder 
an Bedeutung gewinnen. Hier ist insbesondere die Frage der 
Alters einkünfte künftiger Rentnergenerationen von Bedeutung.

Geyer/ Steiner (2010) kommen zu dem Ergebnis, dass die durch-
schnittlichen Altersrenten in Ostdeutschland für kommende Ren-
tenjahrgänge stark sinken werden. Die Rentenanwartschaften 
der Männer der Jahrgänge 1967/ 1971 werden ihren Berechnun-
gen zufolge um rund 40 % niedriger liegen als diejenigen der 
Jahrgänge 1942/ 1946; bei den Frauen fällt der Rückgang etwas 
schwächer aus. Auch Nagl et al. (2009) und Kumpmann et al. 
(2011) ermitteln für die kommenden Jahre deutlich sinkende 
Rentenansprüche. Wesentlicher Grund hierfür ist die hohe 
Arbeitslosigkeit nach der Vereinigung, die dazu führt, dass 
Erwerbs personen in Ostdeutschland häufig nur geringe Renten-
anwartschaften aufbauen konnten. Dies betrifft naturgemäß vor 
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allem die jüngeren Jahrgänge, da die heutigen rentennahen Jahr-
gänge noch einen großen Teil ihres Erwerbslebens in der DDR 
verbracht hatten. Ein großer Teil der ostdeutschen Rentenbezie-
her wird daher in den nächsten Jahrzehnten auf ergänzende 
Grundsicherungsleistungen angewiesen sein. 

Lösungsmöglichkeiten werden von den genannten Autoren aller-
dings kaum geboten. Nagl et al. (2009) wie auch Kumpmann et al. 
(2011) weisen darauf hin, dass für rentennahe Jahrgänge besten-
falls staatliche Transfers einen Ausweg aus drohender Alters-
armut bieten; längerfristig empfehlen sie eine verbesserte Bil-
dungspolitik, weil diese das Risiko von Arbeitslosigkeit und da-
mit die wesentliche Ursache von Altersarmut mindere. Aktuelle 
politische Forderungen nach einer Angleichung der unterschied-
lichen Rentenberechnungssysteme in Ost- und Westdeutschland 
hingegen stellen nach Auffassung der Autoren keine Lösung zur 
Vermeidung von Altersarmut dar. 

l) Demografischer Wandel und Daseinsvorsorge

Eine besondere Herausforderung für die neuen Länder stellen 
der demografische Wandel und die hieraus resultierenden regio-
nalökonomischen Probleme dar. Neben den Aspekten von Fach-
kräftemangel und Beeinträchtigungen der wirtschaftlichen Ent-
wicklung steht dabei insbesondere die künftige Bereitstellung 
eines ausreichenden Angebots an öffentlichen Leistungen in den 
schrumpfenden Regionen im Mittelpunkt. Hierfür gibt es inzwi-
schen eine ganze Reihe von eher „symptomkurierenden“ Vor-
schlägen für einzelne Bereiche; eine Zusammenfassung bietet 
beispielsweise das BBSR (2009, 2011).

Das Berlin Institut (2007) sieht jedoch gerade in einer weitgehend 
unkoordinierten, symptombezogenen Politik der verschiedenen 
politischen Ebenen und Ressorts ein zentrales Problem beim 
 Umgang mit demografisch bedingten Herausforderungen. Es 
werden daher verschiedene „Problemknoten“ identifiziert, denen 
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eine Schlüsselrolle bei der Bewältigung der Folgen des demogra-
fischen Wandels zugemessen wird. Hierzu gehören nach Auffas-
sung der Autoren unter anderem die Sicherung einer hohen Bil-
dungsqualität, die Beachtung des Subsidiaritätsprinzips durch 
Stärkung der Autonomie dezentraler Akteure und die Antizi-
pation künftiger demografischer Entwicklungen bei politischen 
Entscheidungen. 

Die Sicherung der öffentlichen Daseinsvorsorge in den von der 
demografischen Entwicklung besonders stark betroffenen Regio-
nen ist auch ein Schwerpunkt der Vorschläge der Expertenkom-
mission Demographischer Wandel (2006). Grundsätzlich müsse 
das grundgesetzliche Gleichwertigkeitsgebot stärker im Sinne 
einer Herstellung von Chancengleichheit verstanden werden. 
 Daher seien Mindeststandards neu zu definieren und räumlich 
abge stufte Angebote von sozialen Diensten und Leistungen zu 
entwickeln. Hiervon ausgenommen seien lediglich Bildungs- und 
Gesundheitseinrichtungen, die weiterhin flächendeckend ange-
boten werden müssten. Aufgrund regional unterschiedlicher Ge-
gebenheiten wird auch hier dafür argumentiert, die Kompeten-
zen der Regionen und insbesondere der Kommunen zu stärken; 
gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass zur Vermeidung von 
Ineffizienzen bei der öffentlichen Leistungserstellung die jewei-
lige Landesregierung eine Moderations- und Koordinationsrolle 
einnehmen müsse. 

Ragnitz (2011c) weist darauf hin, dass Strategien zur Bekämp-
fung des demografischen Wandels, so sinnvoll diese aus Sicht 
einzelner Kommunen sein mögen, bei insgesamt schrumpfender 
Bevölkerung zu einer ineffizienten Überausstattung mit öffent-
lichen Infrastruktureinrichtungen führen müssen. Er plädiert 
daher für Anpassungsstrategien, die die Leistungen der öffent-
lichen Daseinsvorsorge in zentralen Orten bündeln und in der 
Fläche lediglich eine „Basisvorsorge“ aufrechterhalten. Hierzu 
werden von ihm insbesondere öffentliche Sicherheit und nicht-
polizeiliche Gefahrenabwehr, Gesundheitsversorgung, Bildung 
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und Mobilität gerechnet. Sinnvoll sei es dabei, das bisherige 
„Erfüllungs prinzip“ durch das „Gewährleistungsprinzip“ zu 
 ersetzen, was durch Anwendung neuartiger Angebotsformen 
(zum Beispiel temporärmobile Angebote, Dezentralisierung oder 
internetgestützte Lösungen) geschehen könne. In den stark durch 
Ausdünnung öffentlicher Daseinsvorsorgeleistungen betroffenen 
Regionen schlägt er zudem Ausgleichsleistungen für alteingeses-
sene Einwohner vor. In ähnlicher Form findet sich dieser Vor-
schlag auch beim Berlin Institut (2007, S. 30), wo vorgeschlagen 
wird, dass der Staat ab einem bestimmten Zeitpunkt die Bereit-
stellung öffentlicher Leistungen einstellt und die hierfür ansons-
ten angefallenen Beträge in Form von Prämien an die Bewohner 
einer Region ausschüttet.

Das Berlin Institut (2009) diagnostiziert ein Scheitern „klassischer“ 
industriepolitischer Strategien in den demografischen Schrump-
fungsräumen und fordert stattdessen auf „radikale Modernisie-
rung“ abzielende regionale Entwicklungskonzepte. Hierfür werden 
sechs ressortübergreifende Innovationsbereiche vorgeschlagen, 
die im Wesentlichen auf die Stärkung regionaler Autarkie abzielen. 
Vorgeschlagen wird, dass sich Regionen mit ausgeprägten demo-
grafischen Problemen im Rahmen eines Wettbewerbs um eine 
(befris tete) Förderung von diesbezüglichen Konzepten zur „radika-
len Modernisierung“ bewerben können. Hierfür sollte neben einer 
finanziellen Unterstützung auch eine weitgehende Freistellung von 
hemmenden Regulierungen erfolgen. Ähnlich argumentiert auch 
Ragnitz (2009b), wenn er unter anderem die Unterstützung regio-
naler Entwicklungskonzepte durch ungebundene Finanzzuweisun-
gen von Bund oder Ländern fordert.

In Regionen, in denen keine Erfolg versprechenden Modernisie-
rungskonzepte bestehen („verlorene Räume“), solle hingegen 
nach Auffassung des Berlin Instituts (2009) lediglich eine „exis-
tenzielle Daseinsvorsorge“ aufrechterhalten werden (zum Bei-
spiel Notfallrettung, hausärztliche und krankenschwesterliche 
Versorgung, Leistungen der inneren Sicherheit, leistungsfähige 
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Kommunikationsangebote). Zukunftschancen werden für diese 
Regionen am ehesten in ihrer Attraktivität für „Raumpioniere“ 
gesehen. Kröhnert (2011) geht sogar so weit, für den Fortzug letz-
ter Bewohner schrumpfender Regionen „Fortzugsprämien“ zu 
zahlen, um auf diese Weise Kosten für die Aufrechterhaltung von 
Infrastrukturen zu sparen.

Gensicke et al. (2009) hingegen wollen sich damit nicht abfinden 
und weisen auf die Notwendigkeiten einer verbesserten Unter-
stützung zivilgesellschaftlichen Engagements in den neuen Län-
dern als Substitut für fehlende staatliche Daseinsvorsorge hin. 
Insbesondere in den von überdurchschnittlichem Bevölkerungs-
rückgang betroffenen ländlichen Regionen seien Bürgerbeteili-
gung und ehrenamtliche Tätigkeiten nur schwach ausgeprägt, 
obwohl hier der Bedarf besonders hoch sei. Vordringlich ist des-
wegen nach ihrer Auffassung der Auf- und Ausbau einer „öffent-
liche[n] Infrastruktur zur Förderung des Engagements (Freiwilli-
genagenturen u. ä.)“ (S. 149) und deren nachhaltige finanzielle 
Absicherung.

Dass besonders auf die Stärkung der „Infrastruktur der Zivil-
gesellschaft“ [BMFSFJ (2010), S. 10] abgehoben wird, zu der auch 
der Dritte Sektor und das – in Ostdeutschland anfänglich ver-
gleichsweise unterentwickelte – Vereinswesen gehören (ebenda, 
S. 11f.), begründet sich unter anderem aus der Beobachtung, dass 
in den ostdeutschen Ländern freiwillig Engagierte „häufiger als 
in den alten Ländern aus eigener Initiative“ tätig werden [BMFSFJ 
(2005), S. 7]. Dieser Befund wird in neueren ost-westdeutsch  
lokal vergleichenden Untersuchungen von Engagementprofilen in 
spezifischer Weise bestätigt: Während westdeutsche Aktive 
„stärker an historisch in ihrem Kontext gewachsenen Institu-
tionen orientiert“ sind, beziehen sich ostdeutsche Engagierte 
häufiger „auf allgemeine Prinzipien des Sozialen“, das heißt sol-
che Werthaltungen, „die den Menschen als Mensch zukommen, 
etwa humanitär begründete Egalität“ oder soziale Anerkennung 
als Basis des Miteinander [SFB 580 (2007), Bd.2, S. 609].
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Hier existier(t)en offenbar Schnittmengen mit – möglicherweise 
kulturell noch nachwirkenden – Orientierungen der ostdeutschen 
Oppositionsgruppen, die in der Konfrontation mit dem DDR-Re-
gime „überwiegend sozialethisch geprägte“ Positionen vertraten 
[Brand (2010), S. 138], ohne allerdings nach der Einigung eine 
nachhaltige Bedeutung als „Katalysatoren einer neuen Bürger-
gesellschaft“ (ebenda, S. 138) zu erlangen. Die im Vergleich mit 
Westdeutschland rückständige „Institutionalisierung der Bewe-
gungsanliegen“ (ebenda, S. 136) wie auch der häufiger individua-
lisierten Engagement-Motivation weisen künftigen Ansätzen 
einer „Engagementpolitik“ [Olk et al. (2010)] in gewisser Weise 
die Richtung.

Zudem sollten, so wird vorgeschlagen [Gensicke et al. (2009)], 
Kommunen und Länder durch geeignete Förderprogramme die 
Träger gemeinnütziger Arbeit in die Lage versetzen, eine Auf-
wandsentschädigung für bürgerschaftliches Engagement zu zah-
len (ebenda, S. 151). Einen Überblick über verschiedene Projekte 
mit der Zielsetzung der Mobilisierung bürgerlichen Engagements 
in den neuen Ländern bietet zum Beispiel die Internet-Seite „Zu-
kunft Ostdeutschland.de“.

m) Neugliederung der Bundesländer

Die im Zuge der Einigung vollzogene „Reföderalisierung des Ge-
bietes der ehemaligen DDR“ [Böhmer (2006), S. 18], stellt das 
nach 1990 von Politik und Wissenschaft wiederholt aufgegriffene 
Thema einer Länderneugliederung in einen territorial erweiter-
ten Rahmen [Hrbek (2009), S. 173]. Obwohl sich infolge des Bei-
tritts der neuen Bundesländer die Heterogenitätsspanne im 
gesamt deutschen Bundesstaat merklich erweitert hat, fokussiert 
die jüngere Neuordnungsdebatte keineswegs ausschließlich auf 
die ostdeutschen Länder als potenzielle Fusionsobjekte. Auch 
schon zuvor in Westdeutschland diskutierte Bereichslösungen, 
wie zum Beispiel die sogenannte Nordstaatenlösung, blieben 
weiterhin ein Thema [siehe Simonis (2004), S. 15f.].
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Dass substanziell neue Argumente im Verlauf der kontroversen 
Debatte in den zwei Dekaden seit der Einigung aufgetaucht 
 wären, ist nicht erkennbar. Vielmehr werden die alten Begrün-
dungsmuster pro und kontra Neugliederung im Kern fortge-
schrieben. Seitens der Befürworter werden insbesondere die 
ökonomischen Vorteile einer mit dem Zusammenschluss schwä-
cherer Länder einhergehenden Wendung vom Verbund- zum 
Wettbewerbsföderalismus hervorgehoben [mit Nachweisen 
Sturm (2001), ferner Färber/ Pohle, in Färber (2005), S. 1ff.; aus 
Politikersicht Teufel (2003), S. 23]. Größere landesstaatliche Juris-
diktionen seien insoweit „europafähiger“, als sie im Wettbewerb 
der Regionen um Standortvorteile und Fördermittel schlagkräf-
tiger agieren könnten [Sturm (2001), S. 99]. Überdies sei infolge 
des Beitritts der neuen Länder die den deutschen Föderalismus 
kennzeichnende „Dauerwahlkampfatmosphäre“ nochmals ange-
facht worden: „Die häufigen Wahlen sowie die mit ihnen einher-
gehende Dauermobilisierung der Wähler und die Dynamisierung 
hoher Erwartungen an die Politik bringen das politische System 
Deutschlands tendenziell in Stress“ [Schmidt (2007), S. 216]. Auch 
wird darauf verwiesen, dass zum einen die vereinigungsbedingt 
stärkere Spreizung der sozioökonomischen Disparitäten die Kon-
sensfähigkeit der Länder untereinander gemindert habe [Schmid 
(2002), S. 214, mit Verweis auf Scharpf (1994)] und dass zum 
ande ren die seit 1990 erhöhte Zahl der Länder die Wege und Ver-
fahren der „für den deutschen Verbundföderalismus charak-
teristischen, kontinuierlich notwendigen multilateralen Abspra-
chen“ noch aufwendiger und schwerfälliger geworden seien 
[Münch (2000), S. 59 und 65]. Auch fiskalische Einsparungen 
werden als Argument für Länderneugliederungen ins Spiel ge-
bracht, obgleich diese vermutlich eher gering ausfallen dürften.

Kritisch wird gegen eine mit dem geforderten Paradigmenwech-
sel zum Wettbewerbsföderalismus verbundene Länderneu-
gliederung eingewandt, dass die prognostizierten Zuwächse an 
bundesstaatlicher Effizienz, was Gesetzgebung, Raumordnung, 
gleichwertige Lebensverhältnisse und Finanzverfassung angeht, 
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keineswegs gesichert seien [Kropp (2010), S. 132]. Die ökonomi-
sche Theorie des Föderalismus biete „keine starken Anhalts-
punkte für die gängige Behauptung, dass der Wettbewerb der 
Länder von ihrer Konsolidierung zu annähernd gleich großen 
und leistungsfähigen Einheiten abhängig sei“ [Lehmbruch 
(2000), S. 89]. Zudem müssten vor einer Änderung historisch 
überkommener Grenzziehungen auch deren mögliche nachtei-
ligen Folgen bedacht werden, wie etwa eventuelle Einbußen an 
landesinterner Homogenität – was der Landespolitik die Berück-
sichtigung von Präferenzen der Landesbevölkerung erschwere – 
oder die Schwächung gewachsener regionaler Identitäten [Kropp 
(2010), S. 132].

Ebenfalls fragwürdig sei, so ein weiteres Gegenargument, der 
Hinweis auf fusionsbewirkte Spareffekte, „weil der geltende 
Schlüssel von Verwaltungseinheiten im Verhältnis zur Bevölke-
rungszahl im Interesse einer bürgernahen Verwaltung nicht auf-
gegeben werden sollte“ [Simonis (2004), S. 15]. Schließlich sei 
auch zu bedenken, dass der real existierende deutsche Bundes-
staat „durch eine ausgeprägte „Pfadabhängigkeit“ gekennzeich-
net“ sei [Lehmbruch (2000), S. 71]. Diese lasse die deutsche Neu-
gliederungsdebatte als „eine merkwürdige Anomalie“ erschei-
nen. Weder in den USA noch in der Schweiz erwecke es ernsthaft 
Anstoß, dass es zwischen den Gliedstaaten beträchtliche Unter-
schiede in Fläche, Bevölkerungszahl und Wirtschaftskraft gebe 
[ebenda, S. 91; ähnlich auch Fischer/ Große Hüttmann (2001),  
S. 136 und 139].

Gegner wie Befürworter – und zwar unabhängig von ihrer Prove-
nienz als Politiker oder Wissenschaftler – stimmen indessen 
überwiegend darin überein, dass es für eine Länderneugliede-
rung auf absehbare Zeit „so gut wie keine Realisierungschance“ 
[Hrbek (2004), S. 147] gebe [Sturm (2001), S. 99f.; Wehling (2002), 
S. 241; Sturm/ Zimmermann-Steinhart (2005), S. 135 und 140; 
Hrbek (2009), S. 188]. Nicht nur seien, wie das Beispiel der 1996 
gescheiterten Fusion Berlin-Brandenburg gezeigt habe, die durch 
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das Grundgesetz vorgegebenen institutionellen Hürden bekann-
termaßen sehr hoch, sondern es fehlten auch die notwendigen 
politischen Mehrheiten sowie die erforderliche breite Akzeptanz 
in den betroffenen Landesbevölkerungen. Auch sei der Wett-
bewerbsföderalismus als alternatives Ordnungsmodell zum koo-
perativen Föderalismus als solcher politisch nicht konsensfähig 
[Benz (2007), S. 187]. Vor diesem Hintergrund wird eine Neu-
gliederung der deutschen Bundesländer bezogen auf die Vergan-
genheit als ein historischer „Ausnahmefall“ [Wehling (2002),  
S. 241] sowie bezogen auf ihre künftigen Realisierungschancen 
als „Phantom“ [Lehmbruch (2000), S. 89–92] eingestuft. Realis-
tischer erscheint stattdessen der Ausbau länderübergreifender 
Kooperation.

4. Fazit

Die ausgewertete Literatur zeichnet sich vor allem darin aus, 
dass wirklich „neuartige“ Ansätze für die weitere Gestaltung des 
Aufbau Ost nicht präsentiert werden. Vielmehr geht es nach Auf-
fassung der meisten Autoren im Wesentlichen darum, das bishe-
rige Instrumentarium zu verfeinern und an veränderte Rahmen-
bedingungen anzupassen. Stärker als in der Vergangenheit – als 
infrastruktur- und sachkapitalorientierte Ansätze im Vorder-
grund standen – wird dabei auf die Bedeutung der Innovations-
förderung hingewiesen. Neben der unmittelbaren Unterstützung 
industrieller Forschung und Entwicklung werden dabei unter-
stützend auch eine Stärkung der Forschungsinfrastruktur, die 
Schaffung von vernetzten Strukturen zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft sowie allgemein die Verbesserung des Bildungs-
systems als wesentliche Ansatzpunkte einer Politik zur langfris-
tigen Erhöhung der (technologischen) Wettbewerbsfähigkeit der 
ostdeutschen Wirtschaft genannt. Immerhin: Dass die Politik von 
Bund und (ostdeutschen) Ländern sich aus dem Aufbau Ost be-
reits in naher Zukunft zurückziehen könnte, wird nur von weni-
gen Autoren als realistische Möglichkeit angesehen.
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Wenn auch unterschiedlich in der Intensität, wird in den meisten 
ausgewerteten Studien eine stärkere Konzentration von unter-
stützenden Maßnahmen der Wirtschaftspolitik empfohlen. Ne-
ben einer expliziten Orientierung an „Zukunftsbranchen“ oder 
„Zukunftstechnologien“, wie von einigen Autoren präferiert, fin-
den sich aber auch Stimmen, die nur auf eine allgemeine „Stär-
kung von Stärken“ oder eine Konzentration auf wirtschaftliche 
Aktivitäten mit hohem regionalwirtschaftlichen Effekt abzielen, 
eine Konkretisierung jedoch vermeiden.

Auch bei Umsetzung dieser Vorschläge ist nach Ansicht der meis-
ten Studien jedoch davon auszugehen, dass eine „Angleichung 
der Lebensverhältnisse“ an das westdeutsche Durchschnitts-
niveau auf absehbare Zeit nicht erreicht werden kann. Als gra-
vierendste Herausforderung wird dabei der demografische Wan-
del mit seinen negativen Folgen für Arbeitskräfteangebot und 
Attraktivität der ostdeutschen Länder als Wohn- und Produk-
tionsstandort gesehen. Als realistisch wird angesichts unter-
schiedlicher Standortbedingungen und -perspektiven deshalb 
lediglich eine Annäherung an ähnlich strukturierte westdeut-
sche Regionen angesehen. Für einzelne Regionen wird sogar ein 
zumindest relatives Zurückfallen für möglich gehalten.

Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden die Ergebnisse 
unserer Umfrage bei „Praktikern“ aus Wirtschaft, Politik und 
Verwaltung präsentiert.
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C. Design und methodische Anlage 
 der Expertenbefragung

Das Design

Die Umfrage ist als eine Expertenbefragung angelegt. Unter Ex-
perten werden Personen verstanden, die aufgrund ihres Status 
als Experten gelten. Sie verfügen über spezialisiertes Wissen und 
meist auch über institutionell geregelte Entscheidungskompeten-
zen. Kennzeichnend für das Expertenwissen ist, dass es nicht 
nur aus Fach- oder Sonderwissen besteht, sondern zu großen 
Teilen auch aus Praxis- oder Handlungswissen (Bogner/ Menz 
2005, S. 46). Ziel der hier vorgestellten Umfrage war es, die Mei-
nung von mit Ostdeutschland vertrauten Führungspersonen zur 
Ausgestaltung von Förderpolitiken des Bundes und der ostdeut-
schen Länder im Rahmen des „Aufbau Ost“ nach Auslaufen des 
Solidarpakts II im Jahr 2019 einzuholen.

Die Umfrage erfolgte schriftlich mittels Fragebogen (siehe Kapi-
tel F). Der zwölfseitige Fragebogen beinhaltete sowohl geschlos-
sene Fragen mit Antwortvorgaben als auch offene Fragen, die 
den Experten die Möglichkeit boten, ihre Einschätzungen aus-
führlicher darzulegen. Inhaltlich gliederte sich der Fragebogen 
in vier Themenbereiche:

– Perspektiven der wirtschaftlichen Entwicklung,
– Finanzausgleich und Verwaltungsreformen,
– Bewältigung der Folgen des demografischen Wandels,
– Bildung und Innovation.

Um den Rücklauf zu kontrollieren, wurde auf der zweiten Seite 
des Fragebogens, auf der Hinweise zum Ausfüllen des Frage-
bogens gegeben wurden, zusätzlich eine Prüfnummer eingefügt. 
Für die Auswertung wurden die Angaben anonymisiert.



82

Der Versand der Fragebögen erfolgte auf zweifache Weise: Zum 
einen erhielten die Befragten die Fragebögen auf dem Postweg, 
zum anderen wurde ihnen der Fragebogen elektronisch als An-
hang in einer E-Mail gesendet. So konnten die Empfänger das 
von ihnen präferierte Medium zur Beantwortung der Fragen 
selbst auswählen. Dem auf dem Postweg zugestellten Fragebogen 
lag ein frankierter und adressierter Rückumschlag bei.

Die Auswahl der Befragten

Wichtigstes Kriterium für die Auswahl der Experten war, dass es 
sich um solche Personen handelt, die mit Ostdeutschland profes-
sionell vertraut sind. Um ein möglichst breit gefächertes Mei-
nungsbild zu erhalten, wurden die Befragten aus folgenden Sek-
toren rekrutiert und zu entsprechenden Gruppen zusammenge-
fasst (Tabelle 1a):

– regionale Wirtschaftsverbände, Gewerkschaften und Unter-
nehmen,

– Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern, Wirt-
schaftsförderungsagenturen,

– Banken- und Sparkassenverbände,
– Landesministerien (Finanzen, Wirtschaft) und Bundestags-

abgeordnete mit einem speziellen ostdeutschen Vertretungs-
auftrag,

– die Oberbürgermeister der Großstädte und kommunale Spit-
zenverbände,

– Sonstige, darunter der ostdeutsche Sozialverband Volkssoli-
darität sowie ausgewählte Einzelpersonen, denen ein beson-
derer professioneller Blick auf Ostdeutschland zugemessen 
werden kann.

Des Weiteren wurde Sorge getragen, dass alle ostdeutschen Bun-
desländer bei der Auswahl der Befragten möglichst gleichmäßig 
repräsentiert waren (Tabelle 1b). 
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Tabelle 1a: 
Übersicht über die Befragten nach Funktionen

Angeschrieben Geantwortet

N % N %

Landes- und 
 Bundespolitiker

21 17,2  7 12,7

Kommunale Institu-
tionen & Politiker

21 17,2 12 21,8

Regionale Wirtschaft, 
Unternehmen

25 20,5 10 18,2

Kammern, Wirt-
schaftsförderung

32 26,2 18 32,7

Banken, Sparkassen 8 6,6 5 9,1

Sonstige 15 12,3 3 5,5

Gesamt 122 100,0 55 100,0

Tabelle 1b: 
Übersicht über die Befragten nach Bundesländern

Angeschrieben Geantwortet

N % N %

Brandenburg 20 16,4 7 12,7

Mecklenburg- 
Vorpommern

18 14,8 8 14,5

Sachsen 24 19,7 11 20,0

Sachsen-Anhalt 21 17,2 14 25,5

Thüringen 20 16,4 7 12,7

Bund 15 12,3 7 12,7

Nicht bekannt 4 3,3 1 1,8

Gesamt 122 100,1* 55 99,9*

* Anmerkung: Abweichungen von 100,0 % sind rundungsbedingt.
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Die Durchführung der Umfrage

Insgesamt wurden 122 Experten angeschrieben. Die schriftliche 
Befragung fand zwischen dem 22. August und dem 14. Oktober 
2011 statt. Die Fragebögen wurden postalisch am 22. August 
2011 und per E-Mail am 24. August 2011 versendet. Ende Sep-
tember (21. – 28.09.2011) erfolgte per Telefonanruf eine „Erinne-
rung“ derjenigen, die bis dato nicht geantwortet hatten. Dadurch 
konnte der Rücklauf nochmals leicht gesteigert werden.

Insgesamt nahmen von den 122 angeschriebenen Personen 55  
an der Befragung teil. Dies entspricht einer Rücklaufquote von 
45,1 Prozent. Alle zurückgesandten Fragebögen waren verwert-
bar. Nicht in die Auswertung einbezogen wurden drei spezifische 
Rückläufe: Eine Person sah sich selbst nicht als Experte an. Eine 
zweite Person schickte den Fragebogen unausgefüllt zurück mit 
dem Vermerk, dass eine Teilnahme an der Befragung nicht er-
wünscht sei. In einem dritten Fall erhielten wir anstelle des aus-
gefüllten Fragebogens ein offizielles Textdokument zum Thema 
Ostdeutschland.

Von den 55 Befragten, die sich an der Befragung beteiligten, 
nutzten 16 die Möglichkeit, den Fragebogen als E-Mail-Anhang 
zurückzusenden. Eine Person faxte den Fragebogen. Die restli-
chen 38 Befragten sandten den Fragebogen auf dem Postweg zu-
rück. 
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D. Ergebnisse der Expertenbefragung

1. Angleichung der Lebensverhältnisse 
 bis 2025 oder 2040? (Frage 1a/b)

Über Helmut Kohls frühe Verheißung „blühender Landschaften“ 
ist die Zeit längst hinweggeschritten. Auch im Jahr 2025, also 
zweieinhalb Jahrzehnte nach dem Datum der deutschen Einheit, 
wird die Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost- und West-
deutschland nach Meinung der großen Mehrheit (85 %) der von 
uns Befragten zwar weiter fortgeschritten, aber noch nicht voll-
endet sein. Eine Minderheit (11 %) meint, dass der Abstand zwi-
schen beiden Teilen des Landes gleich geblieben sein werde (Ab-
bildung 1).

Für die noch fernere Zukunft fällt die Einschätzung zuversichtli-
cher aus: Bis zum Jahr 2040, so glauben 54 Prozent der befragten 
Experten, wird der Angleichungsprozess abgeschlossen sein. 43 
Prozent schätzen dies anders ein (Abbildung 1). Vergleichsweise 
wenig optimistisch äußern sich hier die Befragten der kommu-
nalen Ebene. Mit ihrer Einschätzung des Konvergenztempos sind 
die Praxisexperten weniger optimistisch als die Bundesregie-
rung, jedoch nicht so skeptisch wie die wissenschaftlichen Exper-
tisen, die überwiegend eine ganz Ostdeutschland umfassende 
Angleichung auf lange Sicht als unrealistisch ansehen.
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Abbildung 1:
Angleichung der Lebensverhältnisse bis 2025 oder 2040 
(Angaben in Prozent)
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Frage 1 a/b: Welcher der folgenden Aussagen in Bezug auf die 
Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost- und Westdeutsch-
land bis 2025 bzw. bis 2040 stimmen Sie zu?

Prozentuierungsbasis: n = 54.
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2. Regionale Wachstumsschwerpunkte: ein Ersatz 
 für großflächige Angleichung? (Frage 2)

In Anbetracht der eher geringen Wahrscheinlichkeit, dass es  
zu einer flächendeckenden Angleichung der Lebensverhältnisse 
kommt, stellen – im Einklang mit der wissenschaftlichen For-
schung – regionale Wachstumsschwerpunkte für die überwie-
gende Mehrheit der Befragten eine Entwicklungsperspektive dar, 
die wirklichkeitsnäher ist (Abbildung 2). Auch bei dieser Frage 
äußern sich kommunale Repräsentanten skeptischer als die Be-
fragten von Politik, Kammern, Banken, regionalen Wirtschafts-
verbänden und Unternehmen.

Abbildung 2: 
Regionale Wachstumsschwerpunkte (Angaben in Prozent)
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Frage 2: Wie beurteilen Sie die folgende Aussage? Weil eine flä-
chendeckende Angleichung Ostdeutschlands unwahrscheinlich 
ist, stellen regionale Wachstumsschwerpunkte eine realistische 
Möglichkeit dar.                                 Prozentuierungsbasis: n = 53.
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3. Hindernisse für eine fortschreitende 
 Angleichung Ostdeutschlands (Frage 3a/b)

Vier von fünf Befragten benennen Hindernisse, die einer Fortset-
zung des Angleichungsprozesses im Wege stehen (Abbildung 3a).

Abbildung 3a:
Hindernisse für fortschreitende Angleichung? 
(Angaben in Prozent)
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Frage 3a: Sehen Sie Hindernisse für eine Fortsetzung des Anglei-
chungsprozesses der ostdeutschen Länder?

Prozentuierungsbasis: n = 54.

Als ein den Aufholprozess Ostdeutschlands erschwerender Fak-
tor wird mit Abstand am häufigsten der demografische Wandel 
erwähnt (24 Nennungen). Hierbei wird nicht nur allgemein auf 
die Schrumpfung und Alterung der ostdeutschen Bevölkerung 
verwiesen. Vielmehr werden speziell das abnehmende Erwerbs-
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personenpotenzial, der Fachkräftemangel sowie der Wegzug vor-
nehmlich junger Arbeitskräfte als Probleme angesprochen (Ab-
bildung 3b).

Soweit die politischen Rahmenbedingungen als ein angenomme-
nes Entwicklungshindernis ausdrücklich Erwähnung finden, 
werden einesteils dem Föderalismus (3 Nennungen) und ande-
renteils, und zwar häufiger (8 Nennungen), der Haushaltslage 
bzw. dem Zustand der öffentlichen Finanzen Barriereeffekte zu-
geschrieben. Als bundesstaatliche Mängel werden der „Länder
egoismus“ allgemein und speziell im Bildungssektor, ferner eine 
zu kleinteilige Ländergliederung sowie das Steuerrecht (speziell 
die Aufteilung der Gewerbesteuern) identifiziert. Einhellig als 
bedenklich wird die strukturelle Einnahmeschwäche der öffent-
lichen Haushalte bei Ländern und Gemeinden angesehen. Diese 
Schwäche wird von einzelnen Befragten konkret auf das aus 
einem zu schmalen Besatz mit mittelständischen Unternehmen 
resultierende niedrigere Niveau der Steuereinnahmen oder auch 
pauschal auf ein „fehlerhaftes System der Unternehmensbesteue
rung“ zurückgeführt. Kaum Gegenstand von direkter Kritik sind 
hingegen die politischen Akteure. Nur vereinzelt wird der Politik 
ein fehlender politischer Wille attestiert.

Es ist bemerkenswert, dass die zu erwartende Rückführung von 
Maßnahmen der fördernden Strukturpolitik nur selten als ein 
Entwicklungshemmnis explizit benannt wird (2 Nennungen). Ge-
äußert wird allerdings die Sorge, dass bis zum Zeitpunkt des 
Auslaufens des Solidarpakts ein sich selbst tragender unterneh-
merischer Mittelstand in Ostdeutschland noch nicht vorhanden 
sein werde. Die fast durchgehende Nichterwähnung der Sonder-
förderung Ost als ein zukunftswirksames Instrument lässt dar-
auf schließen, dass die Befragten davon ausgehen, dass eine An-
schlussförderung des gleichen Formats und Ausmaßes nach 2020 
wenig chancenreich ist. Das heißt jedoch andererseits nicht, dass 
damit ein weiter bestehender Förderbedarf zu Zwecken des nach-
holenden Aufbaus der ostdeutschen Wirtschaft verneint würde.
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Abbildung 3b:
Angenommene Barriereeffekte für eine fortschreitende Anglei
chung (Angaben: absolute Häufigkeiten; z. T. Mehrfachnennungen 
der Befragten)
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Als hinderlich für den Aufholprozess Ostdeutschlands werden genannt: 

Frage 3b: Wo sehen Sie diese Hindernisse? (Bitte stichwortartig 
benennen.)

Tatsächlich werden nämlich sowohl die Unternehmensstruktur 
(21 Nennungen) wie auch die Wettbewerbsfähigkeit (6 Nennun-
gen) der ostdeutschen Betriebe in ihrer Angleichungsdynamik 
vielfach skeptisch eingeschätzt. Die Mehrheit der Befragten, die 
sich zu dieser Frage äußern, geht von einem nur schwer abbau-
baren Standortnachteil aus. Als strukturelle Schwächen der ost-
deutschen Unternehmenslandschaft werden genannt: der niedri-
gere Industrialisierungsgrad, ein vergleichbar dünnerer Besatz 
mit Clustern, geringere Betriebsgrößen und fast ausnahmslos im 
Westen angesiedelte Unternehmenszentralen, die gegenüber 
ihren ostdeutschen Betriebsteilen eine „Filialpolitik“ befolgen, 
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die sich unter anderem in der territorialen Unterrepräsentanz 
von Forschung und Entwicklung (FuE) auswirkt; ferner die 
schwächere Exportausrichtung, ein geringerer Kapitalstock so-
wie ein zahlenmäßig zu schmaler Mittelstand. Die als nach wie 
vor unzureichend eingeschätzte Investitionskraft ostdeutscher 
Unternehmen wird teilweise auf das DDR-Erbe nachwirkender 
Investitionsrückstände zurückgeführt.

Diese seitens der Praxisexperten aufgezählten Gründe sind mit 
den Äußerungen in der wissenschaftlichen Literatur in hohem 
Maße kompatibel. Und wie hier, wo kritisch auf die Selektivitäts-
effekte von Schwerpunktförderung verwiesen wird, findet die 
Strategie der Clusterbildung im Befragtenkreis indes vereinzelt 
auch Widerspruch, denn der Auf- und Ausbau industrieller 
„Leuchttürme“ wird von einigen Experten aus Politik und Gewerk-
schaften als eine Fehlallokation von Fördermitteln angesehen.

Als Wettbewerbsnachteile, die auf längere Sicht bestehen blei-
ben, werden aufgeführt: hohe Energiekosten, geringere Produk-
tivität, das West-Ost-Lohngefälle (und, damit verbunden, Nach-
teile bei der Rekrutierung qualifizierter Arbeitskräfte), ferner 
größere Schwierigkeiten beim Marktzugang sowie versperrte 
Wege, um von „westdeutschen Standards“ abzuweichen.
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4. Wahrgenommene Standortvorteile 
 Ostdeutschlands (Frage 4a/b)

Umgekehrt weisen die ostdeutschen Länder nach Einschätzung 
der großen Mehrheit der Befragten durchaus auch Standortvor-
züge auf (Abbildung 4a). 

Niedrigere Lohnkosten (12 Nennungen) und auch ein struktur-
prägender Besatz mit Klein- und Mittelunternehmen (KMU) 
 gelten einesteils als Faktoren, die, wie oben dargestellt, ein Teil 
der Befragten als nachteilig ansieht. Dieselben Faktoren werden 
von anderen Befragten aber wiederum als Standortvorteile 
klassi fiziert. Einen gewichtigen Vorsprung, der sich im Feld von 
Arbeit und Wirtschaft positiv bemerkbar macht, besitzen die ost-
deutschen Länder nach der Wahrnehmung der Befragten quer 
durch alle Expertengruppen vor allem in Gestalt der allgemeinen 
Lebenseinstellung, Arbeitsmoral und Unternehmenskultur.  Diese 
Grundorientierung wird, in der Formulierung der Antworten 
vari ierend, aber in der Tendenz übereinstimmend, als offen, ver-
änderungsbereit, innovativ („bereit zur Abweichung von tradi
tionellen Mustern“) und kreativ beschrieben (10 Nennungen) – 
„motivierte Menschen, unverbrauchter Idealismus“. Diese gene-
relle Disposition setze sich konkret um in eine vergleichsweise 
große Anpassungsflexibilität und Innovationsoffenheit auch und 
gerade bei Unternehmern wie Arbeitnehmern, was dem Erleben 
(und Mitgestalten) des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Umbruchs nach 1990 geschuldet sei (18 Nennungen) (Abbildung 
4b).
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Abbildung 4a:
Wahrgenommene Standortvorteile Ostdeutschlands
(Angaben in Prozent)
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Frage 4a: Gibt es Ihrer Meinung nach Standortvorteile der ost-
deutschen Länder?

Prozentuierungsbasis: n = 51.
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Abbildung 4b:
Standortvorteile der ostdeutschen Länder (Angaben: absolute 
Häufigkeiten; z. T. Mehrfachnennungen der Befragten)
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Frage 4b: Wo sehen Sie Standortvorteile der ostdeutschen Län-
der? (Bitte stichwortartig benennen.)

Außerdem können die ostdeutschen Länder den befragten Exper-
ten zufolge insbesondere punkten dank einer modernen Infra-
struktur (21 Nennungen), dank motivierter, aufgrund von Trans-
formationserfahrungen belastbarer (siehe oben) und verlässli-
cher Arbeitnehmer (10 Nennungen), dank der geografischen 
Nähe zu Osteuropa (10 Nennungen), dank einer hochwertigen 
Wissenschaftslandschaft (7 Nennungen), dank der (noch finanz-
wirksamen) Förderkulisse (6 Nennungen), dank zügiger und un-
bürokratischer behördlicher Abläufe (5 Nennungen) sowie dank 
der modernen technischen Ausrüstung der Betriebe (2 Nennun-
gen). Als günstige weiche Standortfaktoren werden zusätzlich 
aufgezählt: die Kinderbetreuungsangebote (6 Nennungen), die 
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naturräumliche und touristisch reizvolle Ausstattung sowie 
attrak tive, ein reichhaltiges Kulturangebot vorhaltende Städte  
(5 Nennungen) und schließlich auch die im Schnitt noch immer 
geringeren Lebenshaltungskosten (3 Nennungen).

5. Künftiger Bedarf an besonderer 
 Bundesförderung für die ostdeutschen Länder 
 (Frage 5a/b)

Um ihre Standortvorteile ausspielen zu können, bedürfen die ost-
deutschen Länder, davon sind annähernd neun von zehn Befrag-
ten überzeugt, auch künftig besonderer Förderhilfen des Bundes 
(Abbildung 5a). Bankenvertreter indes zeigen sich bei dieser 
 Frage gespalten (tabellarisch nicht ausgewiesen).

Abbildung 5a:
Bedarf an besonderer Bundesförderung für die ostdeutschen 
Länder (Angaben in Prozent)
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Frage 5a: Sehen Sie auch künftig einen Bedarf an besonderen 
Fördermaßnahmen des Bundes für die ostdeutschen Länder?

Prozentuierungsbasis: n = 54.

Gemessen an der Häufigkeit der Nennungen, haben als Ansatz 
bzw. Zielpunkte für eine weitergeführte Sonderförderung Ost des 
Bundes folgende Themen vergleichsweise hohe Priorität: erstens 
der weitere Ausbau der Infrastruktur, und hier nach wie vor vor-
nehmlich der Verkehrswege auf Schiene und Straße (14 Nennun-
gen); zweitens der Bereich betriebsbezogener Forschung und 
Entwicklung bzw. Innovation (13 Nennungen), gleichauf (eben-
falls 13 Nennungen) mit dem Bereich kommunaler Infrastruktur 
und Stadtentwicklung (Steueraufkommen, Städtebauförderung, 
Quartiersmanagement inkl. Rückbau). Dieses Vorrang-Tableau 
weicht von den Prioritätensetzungen der Wissenschaftsseite 
nicht wesentlich ab: Auch in der Literatur werden der weitere 
Aus bau interregionaler Verkehrswege und lokaler „Lückenschlüs-
se“ sowie eine Steigerung des Technologietransfers aus der for-
schenden Wissenschaft in Betriebe empfohlen.
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Abbildung 5b:
Bereiche besonderer Bundesförderung für die ostdeutschen 
Länder (Angaben: absolute Häufigkeiten; z. T. Mehrfachnennun-
gen der Befragten)
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Frage 5b: In welchen Bereichen sehen Sie einen solchen Bedarf? 
(Bitte stichwortartig benennen.)

Eine Mittelgruppe der Priorisierung (mit 6-8 Nennungen) bilden 
folgende Fördergegenstände: Investitionsförderung (8 Nennun-
gen), fördernde Begleitung von Gründeraktivitäten (7 Nennun-
gen) sowie die an den Hochschulen angesiedelte Wissenschaft 
und Forschung (6 Nennungen). Genannt werden außerdem noch 
die Wirtschaftsförderung allgemein (4 Nennungen), das Abfe-
dern des demografischen Wandels (4 Nennungen), die Verbesse-
rung der Unternehmensstruktur (Aufbau von Wertschöpfungs-
ketten, Stützung regionaler Cluster; 4 Nennungen), die Förderung 
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und Beratung von KMU, insbesondere bei Netzwerkaufbau und 
Ausgleich größenbedingter Nachteile (3 Nennungen), Kapital-
dienst und Marketing (unter anderem Vorfinanzierung von Auf-
trägen; 3 Nennungen), Ansiedlungshilfen (2 Nennungen), die 
Assis tenz für unternehmerische Leitungsfunktionen und die 
Bewäl tigung des Generationenwechsels (2 Nennungen) sowie die 
Fortsetzung der Gemeinschaftsaufgaben (dazu ausführlicher im 
Folgenden in Abschnitt 7) (2 Nennungen).

6. Ist ein Solidarpakt III notwendig? (Frage 6)

Mehrheitlich neigen die Befragten der Auffassung zu, dass nach 
dem Auslaufen des jetzigen Solidarpakts im Jahr 2019 eine Neu-
auflage dieser Regelung ab 2020 sich unmittelbar anschließen 
müsse (Abbildung 6). Demgegenüber überwiegt in der wissen-
schaftlichen Literatur der Ruf nach einer regionalen Förderpoli-
tik, die sich an einheitlichen, gesamtdeutschen Kriterien ausrich-
tet. Allerdings positionieren sich hier die befragten Experten 
nach Teilgruppen unterschiedlich. Während Politik und Banken-
sektor sich eher ablehnend äußern, votieren Kammern und regi-
onale Wirtschaftsverbände überwiegend für eine entsprechende 
Anschlussregelung. Die kommunalen Akteure teilen sich nach 
Pro und Kontra gleichgewichtig auf.
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Abbildung 6:
Notwendigkeit eines Solidarpakts III (Angaben in Prozent)
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Frage 6: Ist ein „Solidarpakt III“ ab 2020 notwendig?

Prozentuierungsbasis: n = 53.

Angesichts des hohen Finanzbedarfs, den der gewünschte weite-
re Ausbau der ostdeutschen Infrastruktur (siehe oben) erforder-
lich macht, ist der Wunsch nach einem Solidarpakt III nicht über-
raschend. Doch immerhin 43 Prozent sind gegenteiliger Meinung. 
Bei diesen Befragten herrscht möglicherweise die Einschätzung 
vor, dass Sonderhilfen des Bundes zwar in bestimmten Bereichen 
weiterhin fließen sollten, jedoch nicht unbedingt zu einem kom-
pakten Hilfspaket geschnürt werden müssen, das wie bisher auch 
nicht zweckgebundene Transfermittel enthält.
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7. Die Gemeinschaftsaufgabe zur Förderung der 
 regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW): 
 in Ostdeutschland bewährt? (Frage 7a/b)

Einhellig wird seitens der Experten bejaht, dass sich die Gemein-
schaftsaufgabe zur Förderung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur (GRW) als eine Entwicklungshilfe für strukturschwache ost-
deutsche Regionen bewährt habe (Abbildung 7a). 

Abbildung 7a:
Beurteilung der Gemeinschaftsaufgabe zur Förderung der 
regi onalen Wirtschaftsstruktur in Ostdeutschland (Angaben 
in Prozent)
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Frage 7a: Hat sich die GRW (Gemeinschaftsaufgabe zur Förde-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur) Ihrer Meinung nach in 
Ostdeutschland bewährt?

Prozentuierungsbasis: n = 53.
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Dass sich die GRW bisher nicht bewährt habe, wird folglich in-
haltlich nur als Einzelmeinung begründet. Kritisiert werden hier 
konkret das „Gießkannenprinzip“, Förderung „am Markt vorbei“, 
zu geringe Lenkung der Mittel in produktive Bereiche sowie zu 
schwache Ausgleichseffekte zugunsten benachteiligter Regio-
nen.

a) Vorschläge zur verbesserten Anpassung der Förderhöchst
sätze (Frage 8a)

Dass ein Anpassungsbedarf der GRW-Förderhöchstsätze beste-
he, wird mehrheitlich verneint (57 %). 43 Prozent der Befragten 
sind gegenteiliger Ansicht (Abbildung 7b). Die ablehnenden Stim-
men kommen vor allem aus Politik und Banken. Kammern und 
Wirtschaftsverbände sind überwiegend für eine Anpassung. Die 
kommunalen Institutionen äußern sich bei dieser Frage im Ge-
samtbild unentschieden.
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Abbildung 7b:
Beurteilung von Vorschlägen zur verbesserten Anpassung 
der Förderhöchstsätze (Angaben in Prozent)
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Frage 8a: Sind Ihrer Meinung nach die folgenden Verbesserungs-
vorschläge für das Programm sinnvoll?

Prozentuierungsbasis: n = 50-51.

Welche Richtung die Anpassung nehmen soll, wird nicht eindeu-
tig erkennbar. Unter jenen Befragten, die für eine verbesserte 
Anpassung eintreten, finden sich Stimmen, welche die Förder-
sätze entweder erhöhen oder absenken oder auch ohne Höchst-
sätze beibehalten möchten. Andere Experten wiederum halten 
weniger eine Aufstockung des Finanzvolumens für dringlich, 
sondern plädieren für „weniger Bürokratie“, um einerseits die 
Vergabe zu beschleunigen und andererseits Mitnahmeeffekte zu 
verhindern.



104

Konkret werden folgende Kriterien für eine verbesserte Justie-
rung der Gemeinschaftsaufgabe zur Förderung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur (GRW) vorgeschlagen:

– Bestandssicherung in Zukunftsbranchen;
– Staffelung gemäß regionaler Wirtschaftsleistung, gemessen 

am Bundesdurchschnitt, und Arbeitslosenquote;
– Staffelung nach Investitionsvolumen und Nachfrage;
– erhöhter Eigenanteil der Fördernehmer;
– Innovationsfähigkeit;
– stärkerer Aufgaben- und Wirkungsbezug;
– keine den Standortwettbewerb verzerrenden Effekte;
– strukturbildende Effekte für das Handwerk;
– Graduierung nach Beschäftigungseffekt und Unternehmens-

größe (KMU).

b)  Zielgenauere Berücksichtigung regionaler Effekte und 
„nichtinvestiver“ Tatbestände (Frage 8b/c/d & Frage 9)

Jeweils mit deutlicher Mehrheit halten die Befragten eine ziel-
genauere Berücksichtigung regionaler Effekte (69 %) für sinnvoll. 
Mit noch größerer Majorität (74 %) sprechen sie sich gegen eine 
stärkere Förderung „nichtinvestiver“ Fördertatbestände aus (Ab-
bildung 7b).

Aufgefordert, solche Nachbesserungen konkret zu benennen, 
spricht sich eine Reihe von Befragten, im Einklang mit dem über-
wiegenden Tenor der Forschung, für eine Stärkung territorialer 
bzw. sektoraler Schwerpunkte (Cluster) aus (8 Nennungen). Aber 
wie in der wissenschaftlichen Literatur, gibt es auch unter Prak-
tikern – wenngleich wenige – Stimmen, die für eine stärkere 
Berück sichtigung schwächerer Regionen bzw. des ländlichen 
Umfelds von regionalen Wachstumskernen (2 Nennungen) sowie, 
als Ausnahme, auch für die unveränderte Fortführung des Pro-
gramms (1 Nennung) votieren.
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Gefordert wird auch, die Regionalförderung stärker auszurich-
ten an Regionalanalysen sowie an Entwicklungszielen, die seitens 
der Länder sowie der EU definiert sind (7 Nennungen). Als sinn-
volle Ansatzpunkte für eine „punktgenauere“ Vorzugsförderung 
wird ein breites Spektrum diverser einzelner stärkender Maßnah
men erachtet, und zwar für:

– Dienstleistungen;
– starke Branchen;
– Innovation;
– Forschung und Entwicklung;
– das Schließen regionaler Wertschöpfungsketten;
– nachhaltige Schlüsselbranchen;
– Betriebsmittel und Eigenkapital;
– die Erhöhung der Produktivität;
– die Verbesserung von Fertigungswegen;
– „Förderung in Köpfe statt nur in Beton“;
– die Verlegung von zentralen Unternehmensstandorten;
– Beratung und Coaching;
– die Einführung neuer Produkte (Marktzugangsförderung);
– Meistergründungsprämien;
– die Schaffung und Sicherung von Arbeits- und Ausbildungs-

plätzen;
– das Vermeiden von Altersarmut;
– soziale Randbedingungen;
– die Bereitstellung von Risikokapital;
– Infrastruktur („nach strenger Bedarfsanalyse“).
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Abbildung 7c:
Vorschläge zur verbesserten Anpassung der Förderhöchstsätze 
(Angaben: absolute Häufigkeiten; z. T. Mehrfachnennungen der 
Befragten)
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Frage 8a/b/c: Wie sollte diese Verbesserung konkret aussehen?

Der Standortfaktor Bildung und Wissenschaft wird vergleichs-
weise häufig ausdrücklich genannt (8 Nennungen), ebenso das 
Kriterium Innovation/ Zukunftsfähigkeit (4 Nennungen). Plädiert 
wird ebenso für eine stärkere Gewichtung unternehmensbezoge-
ner Indikatoren: „Das BIP pro Einwohner eignet sich nicht als 
ausschließlicher Indikator für die Einschätzung der Förderwür
digkeit einer Region und die Diversifizierung der Fördersätze. 
Vielmehr sollte der Stand der Erreichung der EU 2020Ziele (Inno
vation, Beschäftigung, Bildung) herangezogen werden.“
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Eine größere Teilgruppe der befragten Experten setzt auf bevor-
zugte Förderung von Verbundlösungen. Solche Netzwerke sollen 
demzufolge dann Fördervorteile erhalten, wenn sie neben der 
produzierenden Wirtschaft auch „nichtinvestive“ Elemente wie 
Forschung, den Wissenstransfer zwischen Unternehmen und 
Hochschulen, die strategische Kooperation mehrerer KMU sowie 
auch die integrierte Stadtentwicklung (Ansiedlungsanreize, Wis-
senschaftsstandort und anderes) mit einbeziehen (5 Nennungen). 
Dieser erkennbaren Präferenz für Verbundförderung entspricht, 
dass fast neun von zehn Befragten (87 %) die gezielte Förderung 
regionaler Cluster bzw. Unternehmensnetzwerke grundsätzlich 
für sinnvoll halten (Frage 9).

8. Die Programmfamilie „Unternehmen Region“ 
 (Frage 10)

Rund zwei Drittel der Befragten stufen die Effekte, die im Rah-
men der vom BMBF finanzierten Programmfamilie „Unterneh-
men Region“ erzielt werden, als „eher wichtig“ bzw. „sehr wich-
tig“ ein (Abbildung 8). Eine Beurteilung trauen sich bei dieser 
Frage nur 39 von 55 Befragten (bzw. 71 % der Befragten) zu – 
deutlich weniger als bei den vorherigen Fragen.
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Abbildung 8:
Beurteilung der Relevanz der Effekte der Programmfamilie 
„Unternehmen Region“ (Angaben in Prozent)
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Frage 10: Für wie wichtig halten Sie die Effekte der Programm-
familie „Unternehmen Region“ des BMBF?

Prozentuierungsbasis: n = 39.
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9. Kommunen als Förderempfänger 
 und Fördersubjekte

a) Städtebauförderung wie bisher, verändert oder gar nicht 
fortsetzen? (Frage 11a/b)

Auf kommunaler Ebene werden in diesem Bereich die staatlichen 
Förderprogramme implementiert bzw. die Fördermittel an die 
Adressaten ausgereicht. Die Kommunen nehmen daher eine Dop-
pelrolle ein: Sie sind sowohl Empfänger staatlicher Förderung 
als auch Fördersubjekte.

Alle sechs von uns abgefragten Förderprogramme mit kommu-
nalem Bezug, die im Rahmen der Städtebauförderung aufgelegt 
worden sind, werden seitens der Befragten mehrheitlich, zum 
Teil mit großer Majorität, in der bestehenden Form als fortset-
zungswürdig eingestuft. Einzig beim Städtebaulichen Denkmal-
schutz fällt die Meinung einer Teilgruppe insgesamt zurückhal-
tender aus: Hier gibt es ein Drittel ablehnender Voten seitens der 
Kammern. Die relativ niedrigste Zustimmung (60 %) findet das 
laufende Programm Soziale Stadt.
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Abbildung 9a:
Beurteilung der Fortsetzung von Förderprogrammen im Rah
men der Städtebauförderung (Angaben in Prozent)
 

17 

14 

17 

6 

2 

8 

23 

20 

15 

25 

22 

15 

60 

65 

68 

69 

76 

77 

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 

Soziale Stadt 

Städtebaulicher  
Denkmalschutz 

Aktive Stadt- und 
Ortsteilzentren 

Stadtumbau Ost 

Städtebauliche Sanierungs-  
und Entwicklungsmaßnahmen 

Investitionspakt zur  
energetischen Sanierung  
der sozialen Infrastruktur 

nicht fortsetzen in veränderter Form fortsetzen in bestehender Form fortsetzen 

17 

14 

17 

6 

2 

8 

23 

20 

15 

25 

22 

15 

60 

65 

68 

69 

76 

77 

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 

Soziale Stadt 

Städtebaulicher  
Denkmalschutz 

Aktive Stadt- und 
Ortsteilzentren 

Stadtumbau Ost 

Städtebauliche Sanierungs-  
und Entwicklungsmaßnahmen 

Investitionspakt zur  
energetischen Sanierung  
der sozialen Infrastruktur 

nicht fortsetzen in veränderter Form fortsetzen in bestehender Form fortsetzen 

Frage 11a: Welche der nachstehend aufgezählten Förderpro-
gramme im Rahmen der Städtebauförderung sollten in bestehen-
der oder veränderter Form fortgesetzt werden und welche sollten 
nicht fortgesetzt werden?

Prozentuierungsbasis: n = 46-49.

Die überwiegende Zustimmung bedeutet umgekehrt, dass jeweils 
lediglich Minderheiten – am wenigsten mit 2 Prozent bei Städte-
baulicher Sanierung/ Entwicklung, am stärksten mit jeweils 17 
Prozent bei Aktive Stadt- und Ortsteilzentren sowie bei Soziale 
Stadt – für die Einstellung dieser Programme votieren. Für Modi-
fikationen bei einer Fortsetzung der Programme sprechen sich 
zwischen knapp 15 und annähernd 25 Prozent aus (Abbildung 
9a).
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Wie sollen aus Sicht jener Befragten, die für eine modifizierte 
Fortsetzung der Programmpalette der Städtebauförderung ein-
treten, konkrete Änderungen aussehen? (Frage 11b)

Als wichtig erachtet wird zunächst grundsätzlich die Versteti-
gung als solche. In der Antwort eines Befragten ausgedrückt: 
„Alle hier genannten Förderprogramme bedürfen der langfristi
geren Planbarkeit und deshalb der Wiederherstellung der Mehr
jährigkeit der BundLänderVereinbarung. Gleichzeitig muss die 
gegenseitige Deckungsfähigkeit sichergestellt und die Bürokratie 
abgebaut werden.“

Für das Teilprogramm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren werden 
im Einzelnen folgende Änderungsvorschläge gemacht:

– unternehmerische Aspekte aufwerten;
– Einführung flexibler Regelungen bei der regionalen Abgren-

zung der Fördergebiete, um Wettbewerbsverzerrungen aus-
zuschließen;

– Überführung in die Zuständigkeit der Länder (Einzelstimmen 
aus den Bereichen Kammern/ Wirtschaftsförderung und 
Banken);

– Best-Practice-Beispiele besser kommunizieren und durch 
„Staffelanreize“ bevorzugt berücksichtigen;

– mehr Freiraum vor Ort durch pauschalierte Ausreichung.

Konkrete Anregungen für Modifikationen im Teilprogramm Sozi-
ale Stadt (Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf) sind 
die folgenden:

– Begrenzung auf Großstädte;
– Anpassung an die Bauleitplanung;
– Einbeziehung des sozialen Wohnungsbaus;
– Überführung in die Zuständigkeit der Länder 
 (Einzelstimmen aus den Bereichen Kammern/ Wirtschafts-

förderung und Banken);
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– Verhinderung von „Förderung des Zerfalls“ 
 („geringe Quote des Eigenanteils verführt zu Investitionen, die 

bereits auf kurze Sicht mit kommunalen Mitteln nicht zu unter
halten sind“);

– verbesserter Abgleich mit anderen Regionalkonzepten 
(„Stadtteile, die in fünf Jahren aus dem ÖPNVVersorgungs
gebiet herausgenommen und „leergezogen“ werden, bedürfen 
keiner weiteren Entwicklung“);

– Förderung einer integrierten Stadt(teil)entwicklung, in einem 
Verbund von investiven und nichtinvestiven Maßnahmen, zur 
Entwicklung und Stabilisierung benachteiligter Quartiere, 
bei der Beteiligung der Akteure.

Für das Teilprogramm Stadtumbau Ost (gesteuerter Rückbau) 
werden folgende Verbesserungen angeregt:

– Abbau von Altschulden;
– Einbettung in Gesamtentwicklung der Region 
 („nicht nur Abriss“ – „bedarfsgerechter Rückbau“ – „Abbruch 

mit Umsiedlung“);
– mehr Mittel;
– Beachtung des Rückbaus der Medien-Infrastruktur;
– höherer Anreiz für Private („Wertersatz“);
– Berücksichtigung des „demografischen Tableaus“
 („Stadtumbau Ost ist nicht nur ,gesteuerter Rückbau‘ zur 

Berei nigung des Wohnungsmarktes, sondern dient vielmehr 
der Bewältigung der Folgen des demografischen Wandels [sei
tens] der Stadtverwaltung – fördert also die notwendige quan
titative und qualitative Anpassung der Städte. Dieser ganz
heitliche, nachhaltige Ansatz sollte weiter verfolgt und aus
gebaut werden.“)
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Das Teilprogramm Städtebaulicher Denkmalschutz wird in fol-
genden Punkten als verbesserungswürdig betrachtet:

– Anpassung unter energetischen Gesichtspunkten;
– Lockerung im Fall von Finanzierungsproblemen;
– Beseitigung investitionshemmender „überzogener Auflagen“ 

(durch Vorrang von Denkmalschutz);
– bessere Förderung der Welterbe-Stätten;
– Förderung privaten Engagements in den Denkmalschutz mit-

tels steuerrechtlicher Flankierung;
– Projektauswahl.

Für das Teilprogramm Städtebauliche Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen erscheinen folgende Verbesserungen als er-
wünscht:

– Förderzusagen in Abhängigkeit vom Sanierungszustand der 
Objekte;

– kommunale Unterstützung bzw. Trägerschaft, wenn kein pri-
vater Eigentümer vorhanden;

– mehr örtlicher Entscheidungsspielraum „durch pauschalier
ten mehrjährigen Ansatz mit Budgetcharakter“;

– „Auslaufperspektive“ 2019, bis dahin jedoch Förderkontinui-
tät;

– „Erhöhung der Programmausstattung auf ein wirksames Volu
men, um wieder eine Anwendung des bewährten, komplexen 
Instrumentariums nach §§ 136ff BauGB zu ermöglichen.“

Beim Teilprogramm Investitionspakt zur energetischen Sanie-
rung der sozialen Infrastruktur wird folgender Änderungsbedarf 
angemeldet:

– Anpassung an den jeweils neuesten technischen Stand;
– Beachtung der demografischen Entwicklung;
– Aufstockung des Programms.
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b) Wirkung der Anreize der Städtebauförderung (Frage 12)

Die Anreizwirkungen der Städtebauförderungsprogramme wer-
den hinsichtlich der Stimulierung privaten Engagements und der 
Erschließung privater Finanzierungsquellen überwiegend posi-
tiv beurteilt. Dass die Anreize „wichtig“ sind, bejahen mehr als 
90 % der Befragten „eher“ bzw. „voll und ganz“. Knapp zwei Drit-
tel schließen aus, dass die Anreize nicht genutzt werden. Und 
dass sich die Anreize für öffentliche wie private Partner ausge-
zahlt haben, bestätigen 78 % bzw. 80 % (Abbildung 9b).

Abbildung 9b:
Beurteilung der Wirkung von Förderprogrammen im Rahmen 
der Städtebauförderung (Angaben in Prozent)
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Frage 12a-d: Wie beurteilen Sie die folgenden Aussagen zur Wir-
kung der in den Städtebauförderungsprogrammen gegebenen 
Anreize zur Förderung privaten Engagements und privater Finan-
zierungsquellen?                          Prozentuierungsbasis: n = 40-49.
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10. Ausgleich struktureller Einnahmeschwächen 
 der ostdeutschen Kommunen (Frage 13)

Mit Ausnahme von Zuschlagsrechten zur Einkommensteuer, die 
nur von einem guten Drittel der Befragten für wichtig gehalten 
werden, besitzen sämtliche abgefragten Maßnahmen, die dazu 
dienen könnten, die strukturellen Einnahmeschwächen der ost-
deutschen Kommunen auszugleichen, für die klare – und teil-
weise überwältigende – Mehrheit der befragten Experten hohe 
Bedeutung (Abbildung 10). Das gilt für vermehrte Zuweisungen 
von Land und Bund, den Ausbau der interkommunalen Zusam-
menarbeit und eine Entlastung der Kommunen von bundesindu-
zierten Pflichtaufgaben ebenso wie für die Verschlankung der 
kommunalen Verwaltung und für die Aktivierung freiwilligen 
bürgerschaftlichen Engagements.

Zusätzliche Privatisierungsmaßnahmen bzw. das Vorantreiben 
von Public-Private-Partnership halten Kammern, Wirtschafts-
förderer und Bankenvertreter überwiegend für bedeutsam. Die 
Politik und die berufenen Träger von PPP, also kommunale Insti-
tutionen, schätzen hingegen diese Initiativen zumeist als nach-
rangig ein.
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Abbildung 10:
Beurteilung von Maßnahmen zum Ausgleich der strukturellen 
Einnahmeschwächen der ostdeutschen Kommunen 
(Angaben in Prozent)
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Frage 13a-j: Für wie wichtig halten Sie die folgenden Maßnah-
men, um die strukturellen Einnahmeschwächen der ostdeut-
schen Kommunen auszugleichen?

Prozentuierungsbasis: n = 45-53.

Selbst kommunale Gebietsreformen, die bei betroffenen Gemein-
den und ihren Bürgern regelmäßig auf breiten Widerstand sto-
ßen, werden von über 70 Prozent der Befragten befürwortet. Ein-
zig die kommunalen Vertreter selbst, unter denen auch die Spre-
cher der kleineren, überwiegend reformkritischen Gemeinden 
vertreten sind, äußern sich in diesem Punkt distanzierter.
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Ein deutlicher polarisiertes Meinungsbild ergibt sich bei der Ein-
schränkung kommunaler Leistungsangebote: Dies halten 42 Pro-
zent für nachrangig und 58 Prozent für wichtig. Es überrascht 
nicht, dass die Sprecher der Kommunen mehrheitlich (58 %) ein 
Zurückfahren der Leistungsbreite als nicht vorrangig ansehen. 
Dass lokale Zuschlagsrechte auf die Einkommensteuer relativ 
wenig Unterstützung – und weniger als in der wirtschaftswis-
senschaftlichen Literatur – finden, deutet darauf hin, dass die 
von uns Befragten mehrheitlich der aktuell geltenden, wesentlich 
durch die Gewerbesteuer gestützten kommunalen Finanzord-
nung den Vorzug geben.

11. Föderalismusreform III? Regelungsbedarf für 
 Bund-Länder-Beziehungen (Frage 14)

Im Hinblick auf eine mögliche dritte Stufe der Föderalismusre-
form wird für den Bereich der Beziehungen zwischen Bund und 
Ländern ein breit gefächerter Regelungsbedarf angemeldet. Dies 
ist ebenso wenig überraschend wie der dabei zutage tretende Be-
fund, dass manche Vorschläge und die sich daraus ergebenden 
Konsequenzen innerhalb der Expertengruppe nicht einheitlich 
beurteilt werden. So werden beispielsweise die Abschaffung der 
Gewerbesteuer und deren ersatzweise Kompensierung durch ein 
kommunales Zuschlagsrecht auf die Einkommensteuer von zwei 
Probanden ausdrücklich gefordert. Wie oben dargelegt, schätzen 
fast zwei Drittel der Befragten aber eben diese Option als eher 
oder gänzlich unwichtig ein.

Im Ergebnis der Föderalismusreform II hat sich bekanntlich der 
Bund aus der Hochschulförderung weitgehend zurückgezogen. 
Viele der von uns Befragten halten eine Revision dieser Entschei-
dung für notwendig. Sie plädieren wenn nicht gleich für eine „ein
heitliche Bildungspolitik“ bzw. für eine „zentrale Zuständigkeit 
des Bundes für Rahmenbedingungen in der Bildung“, so doch zu-
mindest für eine Aufhebung des Kooperationsverbots für den 
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Bund, für erweiterte bzw. stärker zentralisierte Bundeszustän-
digkeiten im Bereich Wissenschaft und Bildung, für nationale 
Standards („einheitliche Bildungsabschlüsse auf der Basis glei
cher Bildungsinhalte“), für eine stärkere finanzielle Beteiligung 
an den Bildungsausgaben der Länder, mindestens aber für eine 
verbesserte Bund-Länder-Kooperation in diesem Politikfeld (ins-
gesamt 21 Nennungen).

Ein anderes, häufig angeführtes Desiderat ist die Neuregelung 
der Finanzbeziehungen im Mehrebenensystem des kooperativen 
Föderalismus (16 Nennungen). Konkret wird vorgeschlagen:

– eine striktere Anwendung des Konnexitätsprinzips 
 („Verbot der Übertragung von Aufgaben auf Kommunen ohne 

Gegenfinanzierung“; „Einbeziehung in kostenrelevante Gesetz
gebungsverfahren“; „Derjenige, der bestellt, zahlt auch für die 
Leistung“);

– die Rückführung des Transfervolumens im Rahmen des Län-
derfinanzausgleichs, bei gleichzeitiger Erhöhung der Eigen-
anreize der Länder („Anreize, die sowohl Geber als auch Neh
merLänder mehr von ihren jeweiligen zusätzlichen Anstren
gungen profitieren lassen“);

– eigenständige Steuereinnahmen für Gemeinden und Kreise 
bzw. eine Beteiligung der Landkreise an der Umsatzsteuer;

– ein finanzieller Ausgleich für gesetzlich an Land und Kom-
munen übertragene Aufgaben;

– mehr zweckgebundene Zuweisungen;
– die Wiedereinführung des Gemeindeverkehrsfinanzierungs-

gesetzes (GVFG);
– ein Neuverschuldungsgebot, eine „Schuldenbremse in allen 

Länderverfassungen“, aber ebenso auch die „Abschaffung der 
Schuldenbremse“.
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Weitere Einzelvorschläge außerhalb des Feldes der Finanzbezie-
hungen richten sich auf den rechtlich-institutionellen Rahmen, 
so auf „Anreize für Länderfusionen“, auf die Ausführung der Re-
gelungen des SGB II, allgemein auf mehr Aufgabenübertragung 
an die Länder, auf erweiterte Abweichungsrechte von Bundes-
gesetzen, auf mehr Planung bei länderübergreifenden Projekten, 
auf Revision des Verwaltungsrechts („Rückführung des Dienst, 
Besoldungs und Beamtenrechts auf bundeseinheitliche Grund
lagen“), schließlich auch auf eine strategische und finanzielle 
Neuausrichtung der Städtebauförderung. Zu letzterem Punkt 
wird von einem Befragten ausgeführt:

„Bei der letzten Föderalismusreform wurde die Städtebauförde
rung zersplittert (nur sektorale Fördertatbestände, kurze Laufzei
ten der Programme, teilweise sehr geringe Finanzausstattung der 
Programme). Damit sind integrierte, gebietsbezogene und nach
haltige Stadtentwicklung und Stadterneuerung – speziell vor dem 
Hintergrund lokaler Erfordernisse – erschwert, teilweise kaum 
noch möglich. Die Anpassung der Städte an die Herausforderun
gen der demografischen Entwicklung und Folgen der Globalisie
rung muss von Bund, Land und Kommune als gemeinschaftliche 
zukünftige Daueraufgabe angenommen werden.“

12. Länderfinanzausgleich: 
 Neuregelung erforderlich? (Frage 15a)

Eine Neuregelung des Länderfinanzausgleichs ist aus Sicht von 
knapp zwei Dritteln der Befragten erforderlich. Ein reichliches 
Drittel sieht dies als nicht notwendig an (Abbildung 12). Ableh-
nend äußert sich bei dieser Frage jede zweite befragte Kammer 
bzw. Wirtschaftsförderungsagentur. Die Vertreter des Banken-
sektors hingegen treten geschlossen für eine Neuregelung ein.
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Abbildung 12: 
Erfordernis einer Neuregelung des Länderfinanzausgleichs 
(Angaben in Prozent)
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Frage 15a: Ist aus Ihrer Sicht eine Neuregelung des Länderfinanz-
ausgleichs erforderlich?

Prozentuierungsbasis: n = 52.

Anmerkung: Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbe-
dingt.

13. Länderfinanzausgleich: wo ansetzen? 
 (Frage 15b)

Diejenigen, die einen Änderungsbedarf des Länderfinanzaus-
gleichs reklamieren, wollen dabei vor allem den Hebel bei der 
Finanz kraft des Landes als Verteilungsmaßstab (gut jeder fünfte 
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von allen Befragten äußert eine solche Erstpräferenz), beim 
 Nivellierungsgrad (7 Befragte mit Erstpräferenz) und bei der 
Berück sichtigung von Sonderbedarfen (6 Befragte mit Erstpräfe-
renz sowie 12 mit Zweitpräferenz, dabei in der Teilgruppe der 
Kammern/ Wirtschaftsförderer gut jeder Fünfte) ansetzen (Ab-
bildung 13). Die Einwohnerzahl als Bemessungsgrundlage ist 
weniger strittig.

Abbildung 13:
Wichtigste Maßnahmen bei Neuregelung des Länderfinanz
ausgleichs (Angaben: absolute Häufigkeiten)
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Frage 15b: An welchen Stellen sollte bei einer Neuregelung des 
Länderfinanzausgleichs angesetzt werden? Bitte geben Sie die 
Ihrer Meinung nach wichtigste und zweitwichtigste Maßnahme 
an. Tragen Sie für die wichtigste Maßnahme die Ziffer 1 und für 
die zweitwichtigste Maßnahme die Ziffer 2 in das Kästchen ein.



122

Unter der Sammelrubrik „Sonstiges“ (4 Nennungen) finden sich 
Forderungen, die auf eine Berücksichtigung interregionaler Wan-
derungsbewegungen sowie die vollständige Einbeziehung der 
Steuerkraft der Gemeinden hinzielen. Ferner wird auf verbesser-
te Anreize für finanzstarke Länder gesetzt. Aber auch umge-
kehrt: 

„Die Nehmerländer müssen ökonomische Anreize haben, [um] aus 
eigener Anstrengung ihre Finanzposition zu verbessern. ‚Ausga
benverantwortung‘ bedingt auch ein gewisses Maß an ‚Einnah
menverantwortung‘.“

14. Zusätzliche Einnahmequellen der Länder? 
 (Frage 16a/b)

Die Frage, ob zusätzliche Einnahmequellen der Länder notwen-
dig sind, wird von den Befragten insgesamt mehrheitlich (59 %) 
verneint (Abbildung 14). Die Wirtschaftsvertreter sind in der Ein-
schätzung uneinheitlich: Während die Kammern und Wirt-
schaftsförderer die Notwendigkeit zusätzlicher Einkünfte klar 
verneinen (71 %), erkennen Wirtschaftsverbände und Unterneh-
men mehrheitlich einen Einnahmeaufwuchs als erforderlich an.
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Abbildung 14:
Beurteilung der Notwendigkeit zusätzlicher Einnahmequellen 
der Länder (Angaben in Prozent)
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Frage 16a: Sind aus Ihrer Sicht zusätzliche Einnahmequellen der 
Länder notwendig?

Prozentuierungsbasis: n = 51.

Wer weitere Finanzzuflüsse für erforderlich hält, denkt dabei 
fast ausnahmslos teils an eine Modifikation des Steuersystems 
und teils an Umschichtungen bei der Steuerverteilung (12 Nen-
nungen insgesamt). Entweder sollen die Einkommensteuer, die 
Körperschaftssteuer, die Erbschaftsteuer und „Privatsteuern“ 
oder auch der Spitzensteuersatz „maßvoll“ erhöht, die Vermögen-
steuer und „eigene Heberechte“ eingeführt oder auch die steuer-
lichen „Vergünstigungen der letzten Jahre“ zurückgenommen 
werden. Vorgeschlagen wird auch, den Energieverbrauch stärker 
zu belasten sowie die Bürger bei der Inanspruchnahme von 
öffent lichen Dienstleistungen stärker zu beteiligen.
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15. Grenzüberschreitende Länderkooperation 
 (F17a/b/c)

Bei der Einschätzung, ob sich die bisherigen Formen grenzüber-
schreitender Zusammenarbeit der Bundesländer bewährt haben, 
sind die befragten Experten in zwei gleich große Gruppen gespal-
ten. Exakt jeweils die Hälfte bejaht bzw. verneint diese Frage 
(Abbildung 15a). Politik und auch Kammern/ Wirtschaftsförde-
rer bilanzieren überwiegend positiv. Wirtschaftsverbände und 
Unternehmen sehen mehrheitlich keine Bewährung.

Abbildung 15a:
Beurteilung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit der 
Länder (Angaben in Prozent)
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Frage 17a: Haben sich die bestehenden Formen der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit der Bundesländer bewährt?

Prozentuierungsbasis: n = 48.
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Bemängelt werden von den Kritikern folgende Punkte:

– „Sie arbeiten nicht zusammen“ (2 Nennungen);
– Länderegoismen dominieren, „Partikularinteressen überwie

gen“ (3 Nennungen);
– „unterschiedliche Gesetzesregelungen“ (zum Beispiel im Um-

welt- und Planungsrecht) und die „unterschiedliche Förder
kulisse“ behindern Kooperation (3 Nennungen);

– „Es gibt keinerlei Instrument, um länderübergreifende Pro
jekte aus Landesmitteln zu fördern“;

– hinderlich sei auch die Standortkonkurrenz bei Unterneh-
mensansiedlungen:

 „Beispiel: [Im Rahmen der] Zusammenarbeit [von] Branden
burg und Sachsen [gibt es] keine echten grenzüberschreiten
den Konzepte für die Wirtschaftsregion Lausitz“.

Hingewiesen wird ferner auf nachteilige Effekte von Wahlzyklen: 
„Politische Veränderungen durch Wahlen machen langfristige 
Strategien schwer!“ Schließlich sei auch „zu wenig bekannt, was 
getan wurde“.

Als Schwachstellen der Kooperation werden folgende Felder kon-
kret genannt:

– der Bereich Bildung und Umwelt;
– der Bereich Planung und Wirtschaftsförderung 
 (zum Beispiel Tourismus);
– gemeinsame Behördeneinrichtungen 
 (Gerichte, Statistische Landesämter etc.);
– die Infrastrukturentwicklung.
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Die Vorschläge, die zur Verbesserung der länderübergreifenden 
Kooperation gemacht werden, lassen sich wie folgt bündeln (Ab-
bildung 15b):

– Zusammenlegung von Institutionen (7 Nennungen):
 „Beispiel gemeinsame Statistikämter Hamburg/ Schleswig

Holstein, Berlin/ Brandenburg“ – „Landesverwaltungsämter, 
Bergamt u. a.“ – „Mittelbehörden, Statistikämter“ – „Abschaf
fung der Kultusministerkonferenz inkl. Verwaltungsapparat, 
Einführung einer schlanken Bildungskonferenz“;

– Intensivere Zusammenarbeit von Institutionen (5 Nennun-
gen):

 „gemeinsame Werbung im Ausland findet faktisch nicht statt. 
Hier gibt es Optimierungspotential“ – „viel zu schwerfällige 
Zusammenarbeit. Jedes Land ist nur auf seinen Vorteil fixiert“ 
– „Kommunen müssen grenzüberschreitend arbeiten können“ 
– „Verzahnung der Förderpolitik“ – „enge Kooperation im Be
reich IT“ – „Intensivierung der Zusammenarbeit von Fach und 
Aufsichtsbehörden“;

– Ausbau gemeinsamer Planungen (5 Nennungen):
 „Verkehr, Gesundheit, Bildung, Wirtschaftsansiedlungen“ – 

„Landesplanungen insbesondere im grenznahen Bereich ab
stimmen“ – „Entwicklung echter grenzüberschreitender Wirt
schaftsentwicklungskonzepte, gemeinsame Bewältigung des 
demografischen Wandels“;

– Harmonisierung gesetzlicher Grundlagen (3 Nennungen):
 „Vereinfachung rechtlicher (staatsvertraglicher) Regelungen – 

„…um länderübergreifende Investitionsprojekte zu erleich
tern“;

– Aufgabenangleichung (3 Nennungen);
– Verlagerung von Kompetenzen zum Bund (2 Nennungen);
– Zusammenschluss von Bundesländern (2 Nennungen):
 „Sachsen, SachsenAnhalt und Thüringen zu einem Land, bei 

Senkung der Kosten für den Steuerzahler“.
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Abbildung 15b:
Vorschläge zur Verbesserung der länderübergreifenden Koo
peration (Angaben: absolute Häufigkeiten; z. T. Mehrfachnennun-
gen der Befragten)
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Frage 17c: Wie könnte Ihrer Meinung nach die Zusammenarbeit 
verbessert werden? (Bitte stichwortartig benennen.)

Außerdem empfehlen einzelne Befragte zur Verbesserung der 
Kooperation die allgemeine „Verdeutlichung der Effizienz und 
Effektivitätsvorteile“, ein „parteipolitisch unabhängiges Agieren“ 
sowie eine „finanzielle Honorierung solcher Zusammenarbeit“ im 
Rahmen des Länderfinanzausgleichs.
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16. Länderneugliederung? (Frage 18a/b)

Eine Neugliederung der Bundesländer halten zwei Drittel der Be-
fragten für angebracht. Besonders ausgeprägt fällt die Zustim-
mung hierzu bei Wirtschaftsverbänden, Unternehmen und Ban-
ken aus. Ein Drittel lehnt einen solchen Schritt ab (Abbildung 
16a).

Aus dem Kreis der Befragten, die für eine Neugliederung eintre-
ten (Abbildung 16b), werden als Varianten der Länderfusion der 
Zusammenschluss von Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
zu „Mitteldeutschland“ (18 Nennungen) sowie von Berlin und 
Brandenburg (16 Nennungen) am häufigsten vorgeschlagen.

Abbildung 16a:
Beurteilung einer Länderneugliederung (Angaben in Prozent)
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Frage 18a: Halten Sie eine Länderneugliederung für sinnvoll?
Prozentuierungsbasis: n = 51.
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Abbildung 16b:
Vorschläge für eine Länderneubildung in Ostdeutschland
(Angaben: absolute Häufigkeiten; z. T. Mehrfachnennungen der 
Befragten)
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Frage 18b: Wie sollten Ihrer Meinung nach Länderneubildungen 
in Ostdeutschland aussehen?

17. Stand und Entwicklung der kommunalen 
 Funktionalreform (Frage 19)

Der derzeitige Stand der kommunalen Funktionalreform in den 
ostdeutschen Ländern wird überwiegend kritisch eingeschätzt. 
55 Prozent der befragten Experten halten das Reformwerk im 
 jeweils eigenen Land für „nicht gelungen“, 46 Prozent für „gelun-
gen“. Noch deutlich geringer wird der Erfolg in der Summe aller 
ostdeutschen Länder beurteilt: Drei von vier Befragten (77 %) 
 sehen die Reform als misslungen an (Abbildung 17).
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Bei der Frage, wie die Funktionalreform weiterentwickelt wer-
den sollte, betonen etliche Befragte einen unauflöslichen Zusam-
menhang zwischen Gebiets- und Verwaltungsreform, und zwar 
überwiegend indirekt dahingehend, dass sie sich für (noch) grö-
ßere kommunale Einheiten auf Gemeinde- oder Kreisebene aus-
sprechen (5 Nennungen):

„größere Einheiten bei Beibehaltung der Bürgernähe“ – „größere 
Kreise mit zentraler Verwaltung und dezentralen Bürgerbüros“ – 
„Grundvoraussetzung oft größere Kommune, um mehr Bürger
nähe [und] Aufgaben vor Ort effizient erfüllen zu können“.

Mehrfach und nachdrücklich wird für eine stärkere Aufgaben-
übertragung an die Kommunen votiert (6 Nennungen):

„Mehr Aufgaben vom Land an die Kommunen, dabei kommunale 
Finanzen beachten“ – „erst mal durchführen: Aufgabenübertra
gung auf neue Gebietskörperschaften, Ausgleich Personal und 
Finan zen, keine Dopplung der Aufgabenbearbeitung Land → Kreis, 
Kreis → Kommune.“

Mehrere Befragte treten in diesem Zusammenhang für eine 
Inten sivierung der interkommunalen Zusammenarbeit ein (3 
Nennungen). Dabei wird auch auf eine i.e.S. intrakommunale 
Dimen sion hingewiesen:

„Im Verhältnis [von] Gemeindeaufgaben zu Kreisaufgaben [sollte] 
das Prinzip der Einräumigkeit der Verwaltung überprüft und 
gege benenfalls durchbrochen werden“.
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Abbildung 17:
Beurteilung des Standes der kommunalen Funktionalreform
(Angaben in Prozent)
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Frage 19a/b: Wie beurteilen Sie den Stand der kommunalen 
Funktionalreform … a) in ihrem Bundesland, b) in allen ostdeut-
schen Bundesländern.

Prozentuierungsbasis: Frage 19a: 44, Frage 19b: 30.

Vorgeschlagen werden ferner der Rückbau staatlicher Verwal-
tungsbehörden („zweistufiger Verwaltungsaufbau, Auflösung 
 aller staatlichen Sonderbehörden“) sowie weitere Schritte von 
Aufgabenkritik. Letztere zielt zum einen auf „Reduzierung des 
Aufgabenbestandes“ sowie auf „Bürokratieabbau, Verschlankung, 
Privatisierung“, aber zum anderen auch auf die Wahrung der 
Gewähr leistung von öffentlicher Daseinsvorsorge („kein Zurück
drängen von freiwilligen Leistungen der Kommunen und Land
kreise“).
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18. Qualifizierte Arbeitskräfte als 
 Wettbewerbsfaktor (Frage 20)

Angesichts der anhaltenden Abwanderung und der steigenden 
Alterung der Bevölkerung wird es für ostdeutsche Unternehmen 
zunehmend wichtiger, ihre Wettbewerbsfähigkeit durch das An-
werben und Halten qualifizierter Arbeitskräfte zu sichern. Hier-
zu bieten sich verschiedene Strategien an. Die von uns Befragten 
präferieren bzw. empfehlen am häufigsten (40 Nennungen) eine 
„lebensphasengerechte“ Personalplanung; für 33 Befragte ist 
dies die Erstpräferenz und für weitere 7 Befragte die Zweitpräfe-
renz (Abbildung 18).

Abbildung 18:
Maßnahmen zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit von 
Unternehmen mittels qualifizierter Arbeitskräfte 
(Angaben: absolute Häufigkeiten)
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Frage 20a-d: Was sollten die Unternehmen tun, um zur Siche-
rung ihrer Wettbewerbsfähigkeit qualifizierte Arbeitskräfte in 
ausreichender Zahl verfügbar zu haben? Bitte geben Sie die Ihrer 
Meinung nach wichtigste und zweitwichtigste Maßnahme an. 
Tragen Sie für die wichtigste Maßnahme die Ziffer 1 und für die 
zweitwichtigste Maßnahme die Ziffer 2 in das Kästchen ein.

Durch die Mehr- oder Weiterbeschäftigung von älteren Mitarbei-
tern und Frauen „stille“ Arbeitskraftreserven zu erschließen, 
halten 26 Befragte für besonders wichtig (davon neun mit Erst-
präferenz und 17 mit Zweitpräferenz). Für 20 Befragte ist vor-
rangig, durch Weitergabe der Betriebsführung an Jüngere die 
Nachfolge im Betrieb zu regeln (fünf mit Erst- und 15 mit Zweit-
präferenz). Schließlich halten es 14 Befragte für vorrangig, Fach-
kräfte aus anderen Regionen des In- und Auslandes aktiv anzu-
werben (für vier die Erst- und für 10 die Zweitpräferenz).

Darüber hinaus werden als besonders wichtig erachtete Maß-
nahmen genannt:

– „Bessere Bezahlung von Fachkräften“!;
– „Familienfreundlichkeit“;
– „Rechtzeitige und umfassende Ausbildung junger Menschen“;
– „Genügend Arbeitsplätze bereitstellen“;
– „Vereinbarkeit von Familie und Beruf, altersgerechte Arbeit, 

gerechte Arbeitsbedingungen“;
– „Für ein ordentliches Betriebsklima sorgen“;
– „Haltefaktoren in Unternehmen verbessern (Lohnniveau)“;
– „Bindung von Studenten (Praktika, Stipendien)“.
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19. Wie kann die öffentliche Hand dem 
 Fachkräftemangel entgegenwirken? (Frage 21)

Neben den Betrieben kommt auch Bund, Ländern und Gemein-
den in ihrem jeweiligen Wirkungsbereich eine Schlüsselrolle bei 
der Herausforderung zu, dem sich bereits jetzt abzeichnenden 
Fachkräftemangel in Ostdeutschland entgegenzuwirken. Das se-
hen auch die von uns Befragten nicht anders. 95 Prozent erach-
ten es als „eher wichtig“ oder „sehr wichtig“, Kindertagesstätten, 
Ganztagsschulbetreuung und zielgruppenspezifische Förderan-
gebote in ausreichender Form anzubieten (Abbildung 19). Beina-
he ebenso vielen, nämlich 90 Prozent, ist daran gelegen, die 
Schieflage im Bildungsgrad zu korrigieren, die sich darin aus-
drückt, dass mehr ost- als westdeutsche Schulabgänger die Schu-
le ohne einen Abschluss verlassen. Nicht so häufig als vorrangig 
betrachtet wird die Öffnung der Arbeitsmärkte für ausländische 
Kräfte. Ein knappes Drittel von 31 Prozent hält diese Maßnahme 
für „völlig unwichtig“ oder „eher unwichtig“.
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Abbildung 19:
Beurteilung verschiedener Maßnahmen von Bund, Ländern und 
Kommunen, um dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken 
(Angaben in Prozent)
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Frage 21a-c: Für wie wichtig halten Sie die folgenden Maßnah-
men von Bund, Ländern und Kommunen, um dem Fachkräfte-
mangel entgegenzuwirken?

Prozentuierungsbasis: n = 52-55.

Anmerkung: Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbe-
dingt.
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Als konkrete Maßnahmen werden Förderinitiativen im Bereich 
des dualen Bildungssystems, aber auch infrastrukturelle Verbes-
serungen sowie weitere personen- und betriebsbezogene Vorkeh-
rungen genannt:

– „Einstellungskorridor“;
– „wirtschaftsorientierte Bildungspolitik und eine flächen

deckende, im Lehrplan festgesetzte Berufsorientierung“;
– „Aktivierung derzeit Arbeitsloser“;
– „(bereits erfolgte) Heraufsetzung des Renteneintrittsalters“;
– „Daseinsvorsorge im ländlichen Raum (ÖPNV, Infrastruktur)“;
– „Lebenslanges Lernen sicherstellen, Mobilität unterstützen“;
– „Vereinbarkeit von Familie und Beruf, faire Entlohnung, ge

rechte Arbeitsbedingungen“;
– „Zuwanderungsketten aufbauen“;
– „engere Verzahnung von aktivierender Bildung mit der Wirt

schaft, verbesserter Wissenstransfer“;
– „lokales Bildungsmanagement, Inklusion“.
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20. Wie werden Standorte „demokratiefest“? 
 (Frage 22)

Die Überzeugung, dass sich die Standortqualität nicht nur an 
produktionsfördernden Faktoren, sondern auch am Grad der 
loka len Demokratiefähigkeit bemessen lässt, wird auch von den 
von uns Befragten überwiegend geteilt (Abbildung 20). Jeweils 
über 90 Prozent halten es für wichtig, die örtliche Arbeit von Ver-
einen und Verbänden zu unterstützen (95 %), freiwilliges bürger-
schaftliches Engagement zu fördern (93 %) und in den Schulen 
ein Klima multikultureller Verständigung zu pflegen (95 %).

Als sonstige erwünschte Maßnahmen werden genannt:

– „NPDVerbot“;
– „Politik sollte verlässlicher werden“;
– „Einbeziehung möglichst vieler in den Arbeitsprozess“;
– „Staat muss sich um Freizeitangebote für Kinder und Familien 

kümmern, das Feld nicht den Rechten überlassen“;
– „vernünftige und ausreichende finanzielle Ausstattung von 

Vereinen und Verbänden, mehr Bürgerbeteiligung, zum Bei
spiel bei der Haushaltsdebatte“.

Verhaltener fällt die allgemein bekundete Zustimmung für för-
dernde bzw. flankierende Maßnahmen im politischen Sektor aus. 
Dass die Unterstützung der örtlichen Aktivitäten von Parteien 
und Wählergemeinschaften von immerhin 42 Prozent als unwich-
tig angesehen wird (Abbildung 20), deutet auf eine wenn nicht 
politikkritische und parteienferne, so doch zumindest techno-
kratische Teilströmung im Einstellungshorizont dieser Positions-
elite hin.
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Abbildung 20:
Beurteilung von Maßnahmen, um Standorte „demokratiefest“ 
zu machen (Angaben in Prozent)
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6

Frage 22a-e: Für wie wichtig halten Sie die folgenden Maßnah-
men, um Standorte „demokratiefest“ zu machen?

Prozentuierungsbasis: n = 53-55.

Anmerkung: Abweichungen zu 100 Prozent sind rundungsbe-
dingt.



139

21. Kooperation von Unternehmen und 
 Hochschulen (Frage 23–26)

Die Stärkung der Zusammenarbeit von Unternehmen mit Hoch-
schulen und außeruniversitären Forschungsinstituten ist ein 
Thema, das nicht nur in der wissenschaftlichen Literatur seinen 
Platz hat, sondern auch die von uns Befragten in hohem Maße 
beschäf tigt. Die meisten Experten äußern hierzu eigene Vorstel-
lungen und Vorschläge. Immer wieder genannte Zielgrößen sind: 
Verbundforschung (11 Nennungen), Vernetzung (11 Nennungen), 
Technologietransfer (10 Nennungen), materielle/ ideelle Anreize 
(10 Nennungen), finanzielle (Projekt-)Förderung (8 Nennungen), 
Praktika (7 Nennungen), Kommunikation (6 Nennungen), Perso-
nalaustausch (5 Nennungen), Praxisnähe (4 Nennungen) und 
Transparenz (2 Nennungen) (Abbildung 21a).
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Abbildung 21a:
Maßnahmen zur Stärkung der Zusammenarbeit von Unterneh
men mit Hochschulen und außeruniversitären Forschungsins
tituten (Angaben: absolute Häufigkeiten; z. T.. Mehrfachnennun-
gen der Befragten)
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Frage 23a: Wie kann die Zusammenarbeit von Unternehmen mit 
Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
gestärkt werden? (Bitte stichwortartig benennen.)
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Im Einzelnen wird Folgendes vorgeschlagen (Auswahl):

– „gezieltere Hilfen für KMU“;
– „Praxisvorlesungen“;
– „Innovationsassistenten“;
– „Aufbau regionaler Forschungszentren nahe an lokaler Wirt

schaft, (Hoch)Schulen als offener Lern, Lebens und Innova
tionsraum“;

– „Bereitschaft, als ‚Problemlöser‘ für Unternehmen tätig zu 
werden“;

– „Bonus/ MalusSystem für Hochschulen schaffen, wenn Koo
perationen mit den Unternehmen eingegangen werden“;

– „Innovationsgutscheine“;
– „Ausbau der industriellen Gemeinschaftsforschung für KMU“;
– „Stiftungsprofessuren“;
– „Gastvorlesungen der Geschäftsführer“;
– „Urlaubssemester für Hochschullehrer zur Arbeit in Verwal

tungen und Betrieben“;
– „Verbundprojekte, Deutschlandstipendium, regionale Transfer

büros“;
– „Kopplung der Vergütung von Wissenschaftlern an Mittel

akquise in der Wirtschaft“.

a) Inhalte und Themenbereiche der Kooperation

Diejenigen Inhalte und Themenbereiche der Kooperation von 
Wirtschaft und Wissenschaft, die als besonders wichtig erachtet 
werden, lassen sich in ihrer Mehrzahl in vier Kategorien zusam-
menfassen: Qualifizierung (13 Nennungen), anwendungsbezo-
gene Forschung (11 Nennungen), Wissenstransfer (6 Nennungen), 
Innovationen (5 Nennungen) (Abbildung 21b).
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Abbildung 21b:
Bedeutsamkeit von Inhalten bzw. Themenbereichen der Zu
sammenarbeit von Unternehmen mit Hochschulen und außer
universitären Forschungsinstituten (Angaben: absolute Häufig-
keiten; z. T. Mehrfachnennungen der Befragten)
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Frage 23b: Welche Inhalte bzw. Themenbereiche der Kooperation 
sind nach Ihrer Einschätzung besonders wichtig? (Bitte stich-
wortartig benennen.)

Im Einzelnen wird vorgeschlagen (Auswahl):

– „zukunftsnotwendige angewandte Forschung – Klima, Ener
gie, Mobilität“;

– „benötigte Fachkräfte ausbilden“;
– „Wertschöpfung stärken“;
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– „berufsbegleitende Weiterbildung“;
– „Portfolio (Kapital/ Management/ Wertschöpfungstiefe“);
– „Industriepromotionen“;
– „Hilfe bei Ausgründungen aus Universitäten und Hochschu

len“;
– „praxisnahe Ausbildung und arbeitsmarktrelevante Studien

gänge“;
– „Problemlösungen durch naturwissenschaftlichtechnische 

bzw. wirtschaftswissenschaftlichen Einrichtungen“;
– „interkulturelle Kompetenz“;
– „funktional: Zusammenarbeit bei Produktinnovationen, Pro

zessinnovationen, Innovationen zur Markteinführung, Aus 
und Weiterbildung“;

– „darauf ausgerichtete Themenbereiche (bezogen auf Sachsen
Anhalt): Maschinen und Anlagenbau (u. a. Wirbelschichttech
nologien, Verkettung, Spezialmaschinen für große rotations
symmetrische Teile), Chemie/ Kunststoffe (u. a. Leichtbau, 
Composites, Hybridmaterialien), Automotive (u. a. Leichtbau, 
Antriebsstrang, IKT und Leistungselektronik), Gesundheits
wirtschaft/ Medizintechnik (Produktminiaturisierung), rege
nerative Energien (Solartechnik, Windkraft, Smart grid, Netz
einbindung), IuKTechnologien, Nanotechnologien“;

– „Absprache Wirtschafts und Technologieförderung“.

b) Hürden der Kooperation

Abzubauende Hürden der Kooperation, die mehrfach angeführt 
werden, lassen sich wie folgt klassifizieren: Informationsdefizite 
(11 Nennungen), nicht passfähige Forschungsprofile der Hoch-
schulen (10 Nennungen), Berührungsängste (10 Nennungen), 
Kleinteiligkeit der Firmen (6 Nennungen), nicht praxisrelevante 
Hochschulforschung (4 Nennungen) und Forschungszentrierung 
auf Großunternehmen (2 Nennungen) (Abbildung 21c).
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Konkret werden folgende Kooperationsbarrieren identifiziert 
(Auswahl):

– „Zugang von Unternehmen verbessern“;
– „Professoren sind nur an Zusammenarbeit mit Großbetrieben 

interessiert“;
– „Es sind zwei Welten“;
– „Unwissen vieler Unternehmen über Möglichkeiten“;
– „zu viel Schmalspurdenken“;
– „Freikarte der Forschung und Lehre, keine Zielvorgaben“;
– „Bezug zur regionalen Wirtschaft fehlt oft“;
– „Unternehmen zu klein, Eigenkapital fehlt“;
– „Schwellenängste der KMU“;
– „Finanzierungsprobleme: Förderprogramme sind oft an dop

pelten, auch personellen Eigenanteil gekoppelt“;
– „Ausweitung auch auf pädagogische und geistes und sozial

wissenschaftliche Bereiche“;
– „zu geringe F+EKompetenz in den KMU“;
– „mangelnde Praxisnähe in der Forschungsausrichtung, man

gelnder Weitblick der Unternehmen“;
– „Informationsdefizite auf beiden Seiten“.
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Abbildung 21c:
Hürden bei der Zusammenarbeit von Unternehmen mit Hoch
schulen und außeruniversitären Forschungsinstituten 
(Angaben: absolute Häufigkeiten; z. T. Mehrfachnennungen der 
Befragten)
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Frage 24a: Wo bestehen Hürden der Kooperation zwischen Unter-
nehmen und Hochschulen sowie außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen? (Bitte stichwortartig benennen.)

c) Abbau von Kooperationshürden

Die Befragten haben konkrete Vorstellungen, wie diese Hürden 
abgebaut werden könnten. Jeweils mehrfach genannt werden fol-
gende Verbesserungen: Informationsaustausch verbessern (12 
Nennungen), Leistungsanreize steigern (7 Nennungen), Netz-
werke auf- und ausbauen (7 Nennungen), rechtliche Grundlagen 
ändern (4 Nennungen), Forschungsziele überprüfen (4 Nennun-
gen) (Abbildung 21d).
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Im Einzelnen wird vorgeschlagen (Auswahl):

– „Weiterbildung der Unternehmer, mehr Autonomie der Hoch
schulen“;

– „Professoren verpflichten, einen guten Anteil der Forschung 
KMU zur Verfügung zu stellen“;

– „Miteinander sprechen!“;
– „konsequente projektbezogene Zusammenarbeit im Cluster“;
– „Leistungsorientierte Führung und Vergütung des Hochschul

personals (Erfolge bei der Drittmitteleinwerbung, F+EKoope
rationen mit der Wirtschaft, Verkauf von Technologien an die 
Wirtschaft“;

– „Netzwerke gezielt auf Einbindung kleiner Unternehmen aus
richten“;

– „Zuschüsse in Form von Gutscheinen für nicht forschende 
Unternehmen“;

– „Integration von MiniForschungsaufträgen ins Studium (Prak
tika, Abschlussarbeiten)“;

– „bessere Vermarktung von Forschungsergebnissen“;
– „Mentalitätswechsel auf Seiten der Hochschulen, sich besser 

auf Fragestellungen der Unternehmen einstellen“.
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Abbildung 21d:
Vorschläge zum Abbau der Hürden bei der Zusammenarbeit 
von Unternehmen mit Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungsinstituten (Angaben: absolute Häufigkeiten; z. T. 
Mehrfachnennungen der Befragten)
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Frage 24b: Wie können diese Hürden abgebaut werden? (Bitte 
stichwortartig benennen.)
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22. Institutionelle und informale Innovationen 
 (Frage 25–29)

Eine Lockerung des Kooperationsverbots von Bund und Ländern 
im Bereich der Hochschulfinanzierung stößt auf ganz über-
wiegende Zustimmung (bei 42 von 55 Befragten). Lediglich drei 
Befragte ziehen den Status Quo vor (Abbildung 22a).

Abbildung 22a:
Beurteilung der Lockerung des zwischen Bund und Ländern 
bestehenden Kooperationsverbots im Bereich der Hochschul
finanzierung (Angaben in Prozent)
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Frage 25: Sollte das zwischen Bund und Ländern bestehende 
Koo perationsverbot im Bereich der Hochschulfinanzierung gelo-
ckert werden?

Prozentuierungsbasis: n = 45.
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In die Fähigkeit der ostdeutschen Hochschulen, zur Stärkung des 
Bildungs- und Wirtschaftsstandorts Ostdeutschland beizutragen, 
werden vielfältige Erwartungen gesetzt (Abbildung 22b). Ihre 
Stärken ausspielen sollten die Hochschulen insbesondere durch 
eine qualitativ hochwertige allgemeine wie betriebsbezogene 
Ausbildung (22 Nennungen), regionale Unternehmenskoope-
ration (8 Nennungen), anwendungsorientierte Forschung (7 Nen-
nungen), gesteigerte Spitzenforschung (5 Nennungen) sowie 
 Lehre und Forschung mit Regionalbezug (5 Nennungen).

Im Einzelnen wird vorgeschlagen (Auswahl):

– „Entwicklung von Werkzeugen/ Methoden zur regionalen An
wendung“;

– „Transfer von angewandter Forschung in Produkte“;
– „Auslandskontakte stärken (Alumni)“;
– „Möglichkeiten zur Öffnung der Hochschule ausbauen (Berufs

erfahrung ermöglicht Zugang zur Hochschule)“;
– „Vergabe praxisnaher Forschungsthemen“;
– „Osteuropabezug“;
– „Sicherung des Fachkräftenachwuchses für die ostdeutsche 

Wirtschaft“;
– „Einbindung in Standortmanagement der Region“;
– „Der Beitrag [der Hochschulen] ist jetzt schon beachtlich, da 

viele westdeutsche Studenten hier studieren. Das sollte nicht 
als Last, sondern als Chance angesehen werden“;

– „starke KMUOrientierung bei F+E“;
– „Entwicklung von ressourceneffizienten Produktionsverfah

ren“;
– „Profilierung im MINTBereich und sogenannter ‚Orchideen

fächer‘ wie Orientalistik, Afrikanistik etc.“;
– „Kristallisationspunkte für Unternehmensneugründungen 

und Unternehmenserweiterungen“.
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Abbildung 22b:
Beurteilung des Beitrags ostdeutscher Hochschulen für die 
Festigung und Verbesserung des Bildungs und Wirtschafts
standorts Ostdeutschland (Angaben: absolute Häufigkeiten; z. T. 
Mehrfachnennungen der Befragten)
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Frage 26: Welchen Beitrag können ostdeutsche Hochschulen für 
die Festigung und Verbesserung des Bildungs- und Wirtschafts-
standorts Ostdeutschland erbringen? (Bitte stichwortartig be-
nennen.)

23. (Außer-)Universitäre Forschung und 
 Regionalentwicklung (Frage 27)

Wie können die Erträge der universitären und außeruniversi-
tären Forschung für die Regionalentwicklung Ostdeutschlands 
besser nutzbar gemacht werden? – Das Spektrum der Anregun-
gen, das die Befragten geben (Abbildung 23), lässt sich mit fol-
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genden verdichtenden Begriffen fassen: nahräumlicher Wissens-
austausch (12 Nennungen), bedarfsgerechte Forschung und Ent-
wicklung (9 Nennungen), enge Praxiskontakte (9 Nennungen), 
dichtere Vernetzung (7 Nennungen), Vermarktungsassistenz (5 
Nennungen), Personaltransfer (4 Nennungen).

Abbildung 23:
Vorschläge zur Nutzbarmachung von Forschungsergebnissen 
für die regionale Entwicklung in Ostdeutschland (Angaben: 
abso lute Häufigkeiten; z. T. Mehrfachnennungen der Befragten)
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Frage 27: Wie können Forschungsergebnisse der (außeruniversi-
tären) Forschungsinstitute für die regionale Entwicklung in Ost-
deutschland besser nutzbar gemacht werden? (Bitte stichwortar-
tig benennen.)
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Konkret werden folgende Vorschläge unterbreitet (Auswahl):

– „Wissensaustausch vor Ort“;
– „Wissensdatenbanken“;
– „bessere Kommunikation mit politischen Entscheidungsträ

gern“;
– „Marketing der Institute“;
– „Einrichtung einer Internetplattform“;
– „Priorisierung der Fördermittel für öffentliche F+EEinrich

tungen für regionale Vernetzung“;
– Stärkung der MINTQualifikationen“;
– „Förderung industrierelevanter Projekte an die technologi

schen Wertschöpfungspotenziale knüpfen“;
– „technologieorientierte Ausgründungen“;
– „Steigerung der ,Verkaufsaktivitäten‘“;
– „Dialog mit allen regionalen Akteuren einschließlich der So

zialpartner“;
– „Förderung von unternehmerischer Selbstständigkeit (spin

offs), Umsetzung von F+E auf der Grundlage von mit der Wirt
schaft abgestimmten Roadmaps für Technologiefelder, Etab
lierung sogenannter Entwicklungsplattformen“;

– „bessere gesellschaftliche Verankerung vor Ort“.

24. Anreizeffekte von Deregulierung? (Frage 28a)

Die Befragten sind mehrheitlich (29 zustimmende Antworten von 
44) der Meinung, dass von regionalen Deregulierungsmaßnah-
men positive Anreizeffekte für die wirtschaftliche Entwicklung 
Ostdeutschlands ausgehen können (Abbildung 24a). 15 Befragte 
meinen dies nicht. Eine Anreizwirkung von Deregulierung wird 
ganz besonders nachdrücklich von Seiten der Kammern und 
Wirtschaftsförderer attestiert.
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Abbildung 24a:
Beurteilung regionaler Deregulierungsmaßnahmen als Anreiz 
zur wirtschaftlichen Entwicklung (Angaben in Prozent)
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Frage 28a: Können regionale Deregulierungsmaßnahmen einen 
Anreiz zur wirtschaftlichen Entwicklung leisten?

Prozentuierungsbasis: n = 44.

Die geäußerten Vorschläge und Anregungen, wo Deregulierung 
ansetzen sollte (Abbildung 24b), gruppieren sich zu folgenden 
Oberkategorien: Bürokratieabbau (11 Nennungen), Flexibili-
sierung der Förderrahmen (7 Nennungen), Verfahrensbeschleu-
nigung (6 Nennungen), rechtliche Lockerungen (6 Nennungen), 
Absenkung von Standards (5 Nennungen), leistungsbezogene 
Fördervorgaben (3 Nennungen).
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Abbildung 24b:
Deregulierungsmaßnahmen als Anreiz zur wirtschaftlichen 
Entwicklung (Angaben: absolute Häufigkeiten; z. T. Mehrfach-
nennungen der Befragten)
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Frage 28b: Welche Deregulierungsmaßnahmen können einen 
Anreiz leisten? (Bitte stichwortartig benennen.)

Im Einzelnen empfehlen die Befragten Folgendes (Auswahl):

– „bei Landwirtschaft radikale Entschlackung des Förderrah
mens durch EU, Bund, Länder“;

– „weniger Bürokratie, auch wenn dadurch Kontrollverluste ent
stehen“;

– „Überprüfung der vorgesehenen Lenkungswirkung“;
– „Planungsrecht entbürokratisieren zur Beschleunigung von 

Investitionen und Infrastrukturprojekten (Netzausbau, Ener
giewende)“;
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– „outputorientierte Finanzierung mit Leistungs/ Zielverein
barungen“;

– „keine zusätzlichen sachfremden Vergabekriterien bei öffent
lichen Aufträgen“;

– „Befreiung von Genehmigungstatbeständen oder Vorausset
zungen“;

– „Vereinfachung Steuergesetze, Senkung der Abgabenlast für 
Unternehmen“;

– „mehr Flexibilität, z. B. Restriktionen für Innovationskerne 
(Investitionen in Infrastruktur) lockern“;

– „Ermöglichung ‚unbürokratischer‘ Förderung im niederschwel
ligen Bereich“;

– „(temporäre) Freigabe von Standards“;
– „Einführung von Genehmigungsfiktion nach sechs Wochen“;
– „Einführung eines Verfallsgebots von fünf Jahren bei Landes

gesetzen“;
– „Voraussetzung ist zunächst einmal, dass [die] Regulierungs

hoheit auf [die] untere Ebene verlagert wird, beispielsweise 
vom Bund auf die Länder“.

25. Weitere Impulse für die wirtschaftliche 
 Schwungkraft Ostdeutschlands (Frage 29)

Um der wirtschaftlichen Entwicklung in Ostdeutschland zusätz-
lichen Schwung zu geben, halten die Befragten eine Anzahl von 
Maßnahmen im Zusammenwirken „von Markt und Staat“ für 
empfehlenswert. Die Antworten (Abbildung 25) lassen sich unter 
folgenden Perspektivkategorien einordnen: Berechenbarkeit der 
Politik (5 Nennungen), Schärfung des Standortprofils (5 Nennun-
gen), grenzüberschreitende Kooperation (4 Nennungen), Arbeits-
marktanreize (4 Nennungen), lokale Vernetzung (2 Nennungen) 
und Unternehmensgründungen (2 Nennungen).
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Abbildung 25:
Ansatzpunkte, um der wirtschaftlichen Entwicklung in Ost
deutschland zusätzlichen Schwung zu geben (Angaben: absolute 
Häufigkeiten; z. T. Mehrfachnennungen der Befragten)
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Frage 29: Gibt es aus Ihrer Sicht noch weitere, bisher nicht ge-
nannte Ansatzpunkte, um der wirtschaftlichen Entwicklung in 
Ostdeutschland zusätzlichen Schwung zu geben? (Bitte stich-
wortartig benennen.)
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Im Detail wird Folgendes vorgeschlagen (Auswahl):

– „bessere und einfachere Möglichkeiten für Unternehmens
gründer“;

– „Zusammenarbeit im Ostseeraum, Märkte in Osteuropa er
schließen“;

– „klare politische Linie bei wirtschaftlichem Kurs, verlässliche 
Rahmenbedingungen über längere Zeiträume“;

– „Deutschland muss als einheitlicher Wirtschaftsstandort ge
sehen werden!“;

– „Man sollte langsam aufhören, über Ostdeutschland summa
risch zu reden, [stattdessen] Differenzierung nach Ländern 
und deren Stärken/ Schwächen“;

– „systematische BestPracticeSammlung und Veröffentli
chung“;

– „Modellregion für Innovationen/ Entbürokratisierung“;
– „positive Standortfaktoren stärker herausstellen und die 

Schlusslichtdebatte beenden“;
– „stärkere Anreize zur Arbeitsaufnahme (Potenzialerschlie

ßung bei Arbeitslosen auf dem regionalen Arbeitsmarkt) durch 
a) konsequente Kombilohnmodelle und b) gegebenenfalls stär
kere Umsetzung der ‚Pflicht zur Arbeit‘“;

– „Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes, Ausbau der 
Tariflandschaft, Zurückdrängen von Leiharbeit, Einführung 
von Tarifregelungen im Vergaberecht, Bekämpfung von prekä
ren Arbeitsverhältnissen“;

– „Schärfung des Standortprofils durch imagefördernde Maß
nahmen“.
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E. Politische Schlussfolgerungen 
 und Handlungsempfehlungen 
 aus Wissenschaft und Praxis

1. Der „Aufbau Ost“ ist in den vergangenen Jahren mehr und 
mehr in den Hintergrund öffentlicher Aufmerksamkeit gerückt 
– und dies, obwohl sich die Problemlagen in den ostdeutschen 
Bundesländern gegenüber den 1990er oder frühen 2000er 
Jahren nur wenig verändert haben: Die Wirtschaftskraft ver-
harrt bei rund 70 % des westdeutschen Niveaus, und auch die 
Arbeitslosenquote ist weiterhin etwa doppelt so hoch wie dort. 
Hieraus resultiert wiederum ein hoher „Transferbedarf“, der 
auch heute noch in einer Größenordnung von rund 50 Mrd. 
Euro pro Jahr liegt und wohl nur deswegen kaum noch Auf-
merksamkeit erregt, weil diese Mittel im Rahmen gesamt-
deutsch geltender Ausgleichssysteme umverteilt werden.

2. Vorliegende Prognosen verheißen für die nächsten Jahre 
 keine deutliche Verbesserung dieser Situation – was ange-
sichts der damit verbundenen Verletzung des Gebots der 
„Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ eigentlich zu poli-
tischem Handeln zwingen sollte. Gleichzeitig ist nicht zu ver-
kennen, dass die bisherigen Instrumente des „Aufbau Ost“ 
ganz offenkundig an Wirksamkeit eingebüßt haben. Vor die-
sem Hintergrund soll mit dieser Studie dargestellt werden, 
welche Vorschläge für eine Neuausrichtung der Politiken für 
Ostdeutschland es heute noch gibt. 

3. Sowohl von Seiten der Wissenschaft wie auch von den befrag-
ten Experten werden die Chancen auf eine „Vollendung“ der 
deutschen Einheit (im Sinne einer vollständigen Angleichung 
der Lebensverhältnisse) innerhalb der nächsten fünfzehn 
Jahre als gering eingeschätzt. Vielmehr wird erwartet, dass 
es zu einer Herausbildung regionaler Wachstumsschwer-
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punkte (unter anderem in den größeren Städten und an Stand-
orten von Großunternehmen) kommt, während ländliche 
 Gebiete – insbesondere solche in der Peripherie der ostdeut-
schen Länder – relativ zurückfallen werden. Sogar ein abso-
luter Rückgang der Wirtschaftsleistung wird in einigen Stu-
dien zu den Wachstumsperspektiven der ostdeutschen Wirt-
schaft nicht ausgeschlossen, was vor allem auf die Folgen der 
demografischen Entwicklung zurückgeführt wird.

4. Auffällig ist dabei, dass die Erwartungen von Vertretern der 
Kommunen pessimistischer ausfallen als in der Gruppe der 
befragten Praktiker insgesamt. Dies bestätigt die seitens der 
Verwaltungswissenschaft schon vor längerer Zeit formulierte 
Annahme, dass auf lokaler Ebene die Inzidenz gesamtgesell-
schaftlicher Problemlagen besonders ausgeprägt ist und sei-
tens der Akteure entsprechend wahrgenommen wird (vgl. 
Jens Joachim Hesse in PVS-Sonderheft 1982, S. 431).

5. Angesichts dieses Szenarios wird auch weiterhin ein Förder-
bedarf gesehen. Ein Teil der befragten Experten neigt dabei 
der Auffassung zu, dass dies im Rahmen einer Anschluss-
regelung für den im Jahr 2019 auslaufenden Solidarpakt II 
geschehen solle; ein anderer Teil hingegen hält eher Modifi-
kationen im bestehenden Förderinstrumentarium außerhalb 
des Solidarpakts für zielführend. Als wichtig wird von den 
befragten Experten insbesondere der Ausbau der Verkehrs-
infrastruktur eingestuft. Diese Priorisierung steht in gewis-
sem Widerspruch zu den Handlungsempfehlungen, die in der 
wissenschaftlichen Literatur ausgesprochen werden: Dort 
herrscht vielmehr die Auffassung vor, dass von weiteren 
Infra strukturinvestitionen kaum noch positive Wachstums-
impulse ausgehen würden. 

6. Als wichtig wird zudem die Unterstützung der Innovations-
tätigkeit in den neuen Ländern, sei es direkt (über einzelbe-
triebliche Förderung) oder indirekt (über einen Ausbau der 
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Forschungsinfrastruktur), als bedeutsam angesehen. Hier 
besteht weitgehende Einigkeit zwischen den Auffassungen 
der Praktiker und den in wissenschaftlichen Studien darge-
legten Empfehlungen. Ansiedlungshilfen oder speziell auf den 
Mittelstand bezogene Förderprogramme werden demgegen-
über kaum noch als notwendig angesehen. Die GRW als das 
Kernstück unternehmensnaher Wirtschaftsförderung wird 
nahezu einhellig als sinnvoll angesehen. Außerdem plädieren 
klare Mehrheiten der befragten Experten dafür, die Förder-
programme der Städtebauförderung in ihrer jetzigen Form 
fortzusetzen. 

7. Auffallend ist, dass vielfach eine stärkere Konzentration von 
Fördermaßnahmen angemahnt wird. Dies gilt sowohl sekto-
ral/ regional als auch technologiespezifisch. Diese Fokussie-
rung geschieht vor allem mit Blick auf die schwächer werden-
den finanziellen Spielräume von Bund, Ländern und Kommu-
nen, aber auch aus der Überlegung heraus, vor allem Vorha-
ben mit hohem regionalwirtschaftlichen Wirkungsgrad zu 
unterstützen. Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung 
ist die diesbezügliche Meinung hingegen weniger einhellig; 
hier wird auch darauf verwiesen, dass eine Vorab-Festlegung 
bestimmter Schwerpunkte zur Unterstützung von „Mode-
Branchen“ führen würde und damit regionale Stärken unzu-
reichend berücksichtigt würden. Auch vor einem unkontrol-
lierten Subventionswettlauf der einzelnen Länder wird in 
diesem Zusammenhang gewarnt. 

8. Mit Blick auf den demografischen Wandel und seine negativen 
Auswirkungen auf die Gewährleistung der öffentlichen Da-
seinsvorsorge in schrumpfenden Regionen wird insbeson dere 
die gegensteuernde Bedeutung der kommunalen Akteure her-
vorgehoben. Um deren Handlungsfähigkeit zu stärken, wird 
vorrangig eine Verbesserung der kommunalen Finanzen an-
gemahnt. Als wichtig angesehen wird auch die Stärkung zivil-
gesellschaftlichen Engagements. Vorschläge zur gesteuerten 
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„Entleerung“ einzelner Siedlungsgebiete, wie in einigen wis-
senschaftlichen Beiträgen vorgeschlagen, finden bei den be-
fragten Experten (verständlicherweise) keine Zustimmung. 

9. Zur Entschärfung der Fachkräfteproblematik wird die Haupt-
verantwortung den Unternehmen selbst zugewiesen (unter 
anderem durch vorausschauende Personalplanung und fami-
lienfreundliche Betriebsorganisation). Die Hauptaufgabe des 
Staats hingegen wird vor allem in der Verbesserung der schu-
lischen Ausbildungssituation gesehen. In diesem Zusammen-
hang findet die Forderung nach einer Lockerung des Koo-
perationsverbots von Bund und Ländern im Bereich der Bil-
dungsfinanzierung überwiegende Zustimmung.

10. In Bezug auf institutionelle Reformen im politisch-adminis-
trativen System, die in der Öffentlichkeit immer wieder dis-
kutiert werden, neigen die befragten Experten überwiegend 
zu einer Änderung des status quo. Angemahnt werden sowohl 
eine Neuregelung der Finanzbeziehungen im bundesdeut-
schen kooperativen Föderalismus (Länderfinanzausgleich) 
als auch eine (westdeutsche Bundesländer teilweise einbezie-
hende) Neugliederung der ostdeutschen Länder sowie eine 
Nachbesserung der kommunalen Funktionalreform.

11. In der wissenschaftlichen Literatur wird inzwischen deutlich 
dafür plädiert, die bisherige, ganz Ostdeutschland einbezie-
hende Sonderförderung künftig durch eine Regionalpolitik zu 
ersetzen, die gesamtdeutschen Förderkriterien folgt. Zumin-
dest ein Teil der befragten ostdeutschen Experten ist auf  diese 
differenzierende Linie eingeschwenkt. Damit deutet sich, bei 
auf lange Sicht wahrscheinlich bleibender Disparität ostdeut-
scher und westdeutscher Lebenslagen, eine Konvergenz von 
Wissenschaft und Praxis bei der Wahl förderpolitischer Stra-
tegien an.
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F. Fragebogen

Auf den folgenden Seiten befindet sich der Original-Fragebogen, 
mit dem die Expertenbefragung durchgeführt worden ist.
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